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AlB-Aktuell: EI Salvador - ein neues Vietnam? 
"Wir werden niemals ein neues Nikaragua zulassen, auch wcnn wir 
die schlimmsten Maßnahmen ergt"Cifen müssen, wn dies zu verhin­
dern." Es !I('hl w erwarten, daß diese unmißverständliche Aussage 
Z. Buninski! erst recht unter der Regienmg Ronald Rcagans Gültig­
keit besitun dürfte, mochte dieser doch JChon in seinen Wahtn:dcn 
"die Möglichkeit einer direkten militärischen Intervent ion nicht aus­
(zu)sclIlicBcn". 
US-!ntententionspläne in Mittelamerika beu:ugt auch eine geheime 
Studie, die von 30 hochrangigen Regierungsbeamten der Garte": 
Administration gegen Ende des IIc rgangenen Jahres crue!h wurde. 
Die Verfa.uer dieses "Dissen! Papers" warnten vor einem "zweiten 
Vietnam", d.h. vor einer durch die USA beuiebenen gellcrellen 
Kriegsausweiwng auf Gesamtmittelamerika bzw. dessen Kcmn:gio­
nen ähnlich jener Anfang der 7()cr Jahre in Indochina. Die "Gefahr", 
sich dabei ein ebensolches Debakel dnzuhanddn, ergebe sich aus der 
zu erwartenden starken re~olutionliren Gegenwehr Nikaraguas wie 
de r Befreiungsbewegungen EI Salvadon und Guatemalas, zumal diese 
Gcgenkräfle mit d ner bedeutenden UntentlitzWlg ~on außen, na· 
mentlich Mexikos und Kubas, rechnen könnten, Das "Dissent Paper" 
bezeugt weiter, daß die Ausweitung des Militärinterventionismus auf 
Nikaragua schon im Gange ist, werde dieses doch ,,!chon jetzt mit 
dem Einventändnis der USA durch bewaffnete Oberfälle aus Hon· 
duras geschwächt'" Mehr noch enthüUt die Studie, daß das Pentagon 
gerade jenen hondutl!nsischen Militärs, die einen Krieg gegen Nika· 
ragua anzetteln woUen, volle Untel'lltützung gewährt. 
Nach Le Monde Diplomatique vom Januar dJ. wurde überdies auf 
einem miUc\amerikanischen Treffen an gehdmgehaltenem Ort im 
November 1980 nicht nur ein abgestimmter Angriff auf das tl!volu· 
tionäre Nikaragua vetl!inbart. Von der guatemaltekischen Militär· 
iWlta soll dort auch KO!larika um BereiUtellWlg seines Terrains für 
solche antinikaraguanischen fnterventions7.we<:ke enw:ht worden 
sein. 
Nocll weiter gediehen ist im Januar dJ. der von Washington dirigier­
te gegenrevolutionäre InterventionismU$ im Enucheidungskampf um 
EI Salvador: 
Zum Jahresende 1980 hatten die USA der Mi litäljunta Militänn .... 
terialien im Wert ~on 5.9 Mio DoUar sowie neue KampfhubK:hrauber 
und Militärberater zugesagt. Deren direkte Beteiligung an den "Straf· 
aktionen" der Juntatruppcn bezeugen sechs auf sal~adorianischem 
Boden gefallene US·Militärberater; darunter Thomas Brachen, Mili· 
tärberater bereits im Aggressionskrieg gegen Vietnam. Ihre Gesamt· 
zahl wurde eilends auf über 200 angehoben. Bereits tinmanclliert 
sind ~on Guatemala aus im Januar dJ. 500 Somoza·Söldner. Gleich· 
falls Mitte Januar griffen - im Gefolge des "Friedensvertrags" zwi. 
schen EI Salvador und HonduTall (siehe AlB 1/1981) - hondutl!n· 
sische Annecinheiten in die Kämpfe auf sal~adorianis<:hem Gebiet 
ein. Angesichts des guatemaltekischen Truppenaufmars<:hes an der 
Grenze: zu EI SaI~ador und der kriegeriscllen Absichtsc:rklärungen des 
Lucas·Reg;mes steht von dieser Seite gleiclles zu bdürcllten. Ver· 
stärkte US.Waffenliefenmgen ttl!ffen seit Jahreweginn aus Militär· 
basc:n in Panama und Venttucla ein. Mine Januar dJ . sind in der 
Panamakanalzone 12 Militärflugzeuge dC1 Typs C·141 mit Spezial· 
truppen gelandet. 

Die US·lntervention ist längst im Gange 

Es liegt auf der Hand, daß dieser TnterventionismU$ in EI Salvador die 
akute Gefahr eines Obergreifens des Kriegsgcschehens auf die umlie· 
genden millclamerikanischen Staaten oder die Karibik, voran auf 
Nikaragua und Kuba, in sich birgt. Letzteres deshalb, weil Nikaragua 
und Kuba als die re~olutionätl!n Hinterländer des mittelamerika· 
niscllen Befreiungskampfes anz.usehen sind. In diesem Kontext au<:h 
crklätl!n sich die offenen Kriegsdrohungen der Reagan·Mannschaft 
gegen Kuba. Die beiden Revolutionsregierungen in Managua und 
Havanna reagierten hierauf zur Jahtl!swende mit einer allgemeinen 
Volksmobilisierung zur aktiven SelbstverteidigWlg - ohne vom 
Prinzip der intemationalistischen Solidarität mit den Völkern EI 
SaI~adors Wld Guatemalas abzurücken. Sandinista·Führer T. Borge 
hatte schon zuvor klargestellt, "daß jede Aggression gegen EI SaI· 
vador ~on uns als Einmischung in unsere eigenen Angelegenhei ten 
gewertet wird ... " (A lB 1011980). Angesichu der akuten Zuspitzung 
in EI Salvador haben die Sandinistu mit der Proklamierung des Jah· 
tl!S 1981 zum ,Jahr der Verteidigung und Pruduktion" die Verteidj· 
gungsbereitschaft an die erste Stelle gerockt. Außerdem gaben sie die 
Formierung einer Volksmiliz ~on 200.000 Kämpfern bekannt, die an 
der Grenze zU EI Salvador und Honduras postiert werden soll. 
In dem erwähnten "Dissent Paper" wird ~or einer Ausweitung des 
militärischen US·Engagements auf Seiten der Junta EI SaI~adon eben 
deshalb gewarnt, weil man in diesem Falle eine Ausdehnung des 

kubaniKhen Einflusses in Mittelamerika und eine engere Anlehnung 
Nikaraguas an das sozialist iKhe Lager befür<:hten müsse, ganz zu 
schweigen VO m Effekt einer weiteren Radikalisierung der Opposi· 
tionsbewegungen der Region. Die Verfasser plädierten daher fUr eine 
Kompromißlösung im sal~adorianischen Konflikt, d.h. für die Neu· 
bildung einer RegierWlg unter Beteiligung der Demokratisch·Revolu· 
tionären Front (FDR). 
Demnach hätte die US·Regierung ihre massive Unterstützung der 
sal~adorianiKhen Junta aufgeben müssen zugunsten einer "gemäßig· 
ten" Lösungsvariante. Indessen aber hat der Mord an den se<:hs 
FDR· Führem Ende November 1980, die Verstärkung der Völker· 
mordpraktiken seitens der Junta·UJtrarechten und die Ausschaltung 
des liberalen Obel'$ten Majano dazu geführt, daß diese Variante passe 
ist (siehe auch nachstehenden Salvador·Beitrag). Für einen Augen· 
blick sah es fast danach aus, als ob die Garter·Administration auf die 
Kompromißlinie umsteigen könnte. Der Mord an vier nordamerika· 
nis<:hen Nonnen Ende NO\iember 1980 hatte sie zwar zu einer vor· 
übergehenden Sperrung einer 2!)·Mio·Dollar·Wiruchafuhilfe rur die 
Junta bewogen, doch wurde dies anläßlicll der Einsetzung des <:hri,,· 
demokratiscllen Zi~ilisten Jose Napoleon Duarte zum neuen Junta· 
präsidenten re~idiert. Mehr noch, Washington hat nocll vor R. 
Reagans Regierungsantritt (20. Januar dJ.) die Militärhilfe für 1981 
IICrdoppelt - auf 10 Mio Dollar. 
Daß sich die Interventionsspirale in Mittelamerika und der Karibik 
nicllt weiter entfaltet und außer Konlrolle gerät, dazu bedarf es 
massiven internationalen Dru<:ks. 
Die US·Administration zeigt al les in allem eine feste En\Schlonen' 
heit, tatsächlicll "mit den schlimmsten Maßnahmen" (Z. Bl"l:ezimki) 
den Revolutionsprozeß in EI Salvador und obendrein in Nikaragua 
und Guatemala zuruck:r.urollen. Sie befindet sich inmitten des Ober· 
gangs ~om indirekten zum direk ten, VOm ~erdeek ten zum offenen 
Interventionismus, der a1lzulcicllt in eine Neuauflage des US·Völ· 
kennords von Indochina autzuarten droht. 
In ternationaler Dru<:k muß vor allem auch von Seiten der westeuro· 
päiscllen Haupl\'erbündeten dcr USA kommen. Aber wO steh t 
Bonn? Die .oziaLdemokratisch dominierte Bundesregicrung hat die 
Völkcrmordpolitik der Junta EI Salvadol'$ noch immer nicht verur· 
teilt, obwohl der SPD·Politiker E. Epplcr in einem Interview mit dem 
Sender Freies Berlin am 27.12.1980 \'erlauten ließ, daß die Bundes· 
tl!gierung eine positive Haltung zur FDR einnehme. Hier wäre :r.u 
fragen, was es mit einem Bonner 22,5·Mio-D)l.f·Kredit an die Junta 
auf sich hat? Naclldenklich stimmt auch, daß salvadorianische Junta· 
Soldaten und Nationalgardi5ten mit wcstdeutschen G3·Schnell feuer· 
gewehrcn ausgerüstet sind (~gI. Kölner Stadt·Anzeiger, 14.1.1981). 
Bisher jedenfalls folgten keine Taten ... 
Indessen sollte die Bundesregierung bei ihrem NA TO·Partner in 
Washington deutli<:h machen, daß sie dessen interventionisüs<:he Poli· 
tik und Androhung einer I n~asion aufs schärhte ~erurteilt. Gleich· 
zeitig muß die Bundesregierung, wie es in der Plattform zur über· 
regionalen EI·Sa1~ador·Demonstration am 31. 1. dJ. in Frankfurt 
fonnuliert wurde, die Nationale Bcfreiungsfront Farabundo Mani 
(FMLN) und die Demokrati$ch·Re~olutionäre Front (FDR) ab: die 
einzig legitimen politiscllen Vertrctungen dcs Volkes von EI Sal~ador 
anerkennen. 
Kein neues Vietnam in Mittelamerika zuzulassen hcißt zur Stundc, 
die "Khlimmsten Maßnahmen" Washingtons gegen das sal~adoria· 
nische Volk abzuwenden, heißt die Volkskräfle FDR/ FMLN in EI 
SaI~ador politisch und matcrieU zU unterstützen. Sonderkonto Prof. 
E. Wulff, 527 Q!)!)·602 PschA Frankfurt, Stichwort: EI Salvador. 
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EI Salvador 
Wolfram Brönner 

Die salvadorianischen 
Volkskräfte im 

Entscheidungskampf 

Am 10. Januar 1981 verkündeten die fünf Kommandanten 
der salvadorianischen Nationalen Bcfreiungsfront Farabun­
do Marti (FMLN) über Radio Liberacion: "Die Stunde der 
Offensive für die Befreiung ist gekommen ... Der Aufstand in 
EI Salvador ist allgemein." Es war das Signal zum Entschei­
dungskampf gegen die Junta, der zur Stunde (19.1.1981) 
andauert. 
Mit der Offensive des revolutionären Volksheeres 
(FMLN·Guerillcros) und der Volksmilizen gelang es zwi­
schenzeitlich über mindestens 5 der insgesamt 14 Provinzen 
die weitgehende Kontrolle zu erlangen und die drei salvado-

4 

rianischen Durchgangsstraßen zu unterbrechen. Alles in al­
lem konnten dk Volks kräfte. die nach Kommandant Carlos 
Tones bereilS zur Jahreswende rund 25% des Landesterrito­
riums "politisch und militärisch kontrolliert" hatten,l ihre 
Gegenpositionen ausbauen und das Militärregime weiter 
empfindlich schwächen. 

Befreite Gebiete, in denen von der FMLN Volkskomitees 
zur Verteidigung der revolutionären Erhebung initiiert wer­
den und denjuntatruppen der Zugang versperrt ist,2 gibt es 
nun neben der Nordprovinz l\Iorazan auch in Chalatenango, 
San Miguel, San Vincente, La Paz oder Santa Ana, also rund 
um die Hauptstadt San Salvador. In anderen Provinzen wie 
La Union oder San Salvador, konzentrierte das Volksheer 
seine Angriffe auf zentrale Posten wie den Nachschubhafen 
La Union oder den Flughafen 1I0pango, wo zu Anfang der 
Offensive größere Kontingente von Junta-Kampfbubschrau­
bern und Transportnugzeugen am Boden zerstört worden 
waren. 

Offensive an versch iedenen Fronten 

Der zum 12. Januar d.]. von der Demokratisch-Revolutio­
nären Front (FDR) ausgerufene politische Massenstreik kam 
zwar wegen der unerhörten Repression nur schleppend in 
Gang, erreichte - nach vorläufigen Mc:1dungen - aber am 
14./15. Januar mit der Stillegung von über 70% der Indu­
striebetriebe und rund 60% des Verkehrs in der Hauptstadt 
sowie \'on 100% der Verkehrs- und Transportmittc:1 in den 
Provinzen eine nahezu gleiche Breite und Wirkung wie der 
Generalstreik vom 13.-15. August 1980.3 

Die: salvadorianischen Volkskräfte sc:1bst gehen davon aus, 
daß der herannahende Endkampf um die Macht - abge­
sehen von äußeren Faktoren - letztlich durch eine optimale 
Kombination von bewaffnetem Volksaufstand und General­
streik zu ihren Gunsten entschieden werden dürfte. Es ist 
anzunehmen, daß im Fall weiterer Kampferfolge des Volks­
heeres den noch in Passivität verharrenden Teilen der Mittel­
schichten und der Arbeiterbewegung am ehesten die Angst 
vor der Massakrierung durch die Juntaorgane genommen 
werden kann. 
Wie FDR-Präsident Guillermo Ungo auf einer Pressekonfe­
renz am 15. Januar 1981 hervorhob, ist es eben für die 
anlaufenden Vorbereitungen einer neuen Generaloffensive 
gegen die Junta von zentraler Bedeutung, daß dieser Massen­
streik, der erstmals auch die Unterstützung der Busunter­
nehmer erhielt, n icht mit einem Zusammenbruch endete _ 
trotz der neuerlichen Ermordung von Gewerkschaftsführern 
und des Militäreinsatzes gegen Streikende. 4 

Ebenso abwegig ist es, aus der FM LN-Räumung bereits er-



oberter Provinzhaupt$tädte wie Santa Ana, Chalalenango 
und Zacatecoluca (Provinz La Paz) auf den Zusammenbruch 
der Guerillaarmee bzw. ihrer Offensive zu schließen. Denn 
der Rückzug in Teilabschniuen war taktischer Natur, verlief 
geordnet und unter Verlagerung der FM LN -Vorstöße auf 
andere Landesteile wie etwa San Vicente, womit die Absicht 
einer weitgehenden Aufspliuerung der Juntatruppen ver­
bunden ist. 
Dieser weitgehende übergang des Volksheeres vom Guerilla­
krieg zum mehr oder weniger offenen Stellungs. und Bewe· 
gungskrieg ergab sich nicht zuletzt auch aus der überlegung 
heraus, unnötige Blutopfer unter der Bevölkerung zu ver­
meiden: In Zacatecoluca etwa zogen sich die Revolutions· 
streitkräfte am 14. Januar nach einstiindigem Dauerbombar· 
dement durch die Juntaluftwaffe in die Ausgangsstellungen 
zurück: in der Provinz Morazan zogen sie sich aus befreiten 
Dörfern wieder zurück, da die Junta-Soldateska unter Ein ­
satz von Bombern, Kampfhubschraubern und schwerer 
Artillerie ein Dorf nach dem anderen angriff und zer· 
störte. 5 

C ... mH .... <1<:. Fa .. bundo-M.ru-F""" 

Aus dem Dorf Torola, im nördlichen Morazan. weiß der 
bundesdeutsche Beobachter W. Germund zu berichten: 
"Von Zeit zu Zeit bombardieren Hubschrauber vermutete 
Schlupfwinkel der Guerilleros mit Raketen. Ein Priester: 'Es 
trifft aber fast immer nur die Zivilbevölkerung.' "6 

Massenmord am eigenen Volk 

Nach Schätzungen der salvadorianischen Kirche beläuft sich 
die Zahl der aus politischen Gründen im Jahr 1980 Ermor· 
deten auf 9.000, zuzüglich rund 3.000 Verschwundenen, 
deren Tod als fast sicher anzunehmen sei. Diese Verbre­
chensbilanz geht nach übereinstimmendem Urleil der salva­
dorianischen Kirche, der illegalisierten Menschenrechts· 
kommission EI Salvadors und der US-amerikanischen For­
schungsgesellschaft Rat über Angelegenheiten der Hemis­
phäre (COHA) hauptsächlich auf das Konto der National­
garde und der ultrarechten Banden, die ihrerseits von der 
Regierung gedeckt bzw. instruiert würden. 
Den Beweis der mörderischen Zusammenarbeit zwischen 
regulärer Armee und den zivilen Todeskommandos 
(ORDEN) hat die salvadorianische Menschenrechtskommis­
sion im Dezember 1980 auf Fotos festgehalten: Sie doku· 
mentieren die Festnahme von drei als "Kommunisten" ver· 
dächtigten Jugendlichen in einer Werkstatt, ihrer übergabe 
an ein ziviles Kommando zum Abtransport und die Identifi­
zierung ihrer Leichen in einem Waldgelände drei Wochen 

später. 
In einer "Teufelsrnoor" genannten Schlucht nahe San Salva­
dor sind derartige Funde Hir den Sekretär der Menschen­
rechukommission Abelardo Melendez seit Monaten zur 
täglichen Routine geworden: "Fast jede Nacht," so gibt die 
Illustrierte Stern seine Erfahrungen wieder, "kommen Kom­
mandos der Zollpolizei, der Nationalgarde oder der Armee 
mit Jeeps oder Lastwagen hier herauf, laden Gefangene ab, 
töten sie mit Schüssen in Kopf und Rücken und werfen sie 
den Steilhang hinunter." Und Abelardo Melendez finde "bei 
seiner täglichen Rundfahrt zu den bevorzugten :\1ordplätzen 
der Sicherheitsdienste EI Salvadors jedesmal zwischen 20 
und 60 Tote".8 

Bevorzugte Mordopfer sind - wie im somozistischen Nikara­
gua - jugendliche Werktätige und Intellektuelle, sowie 
Landarbeiter und Kleinbauern. Von Anfang an hintertrieben 
rechte Militärs und die Landoligarchie die von der Junta 
dektretierten Ansätze einer Landreform, d.h. die verspro­
chene Verteilung du - gegen Entschädigung - nationalisier­
ten Großgrundbesitzes von mehr als 500 ha. Tausende von 
Landarbeitern und armen Bauern. vor allem jene, die länd­
lichen Kooperativen beitraten oder beitreten wollten, wur­
den erschossen oder erschlagen. 

Die ultrarechten Militärs wollen auf diese Weise in den Re­
formgebieten funktioni ere nde Bauernorganisationen, aus 
Furcht vor ihrer potentiellen Entwicklung zu "oppositionel. 
len Keimzellen", gar nicht erst aufkommen lassen. Und ihre 
Massakrierung der bäuerlichen Zivilbevölkerung anderer 
Gebiete verfolgt vorrangig den Zweck, die Dorfbewohner 
kollektiv auszurotten oder zu vertreiben, weil sie den Gueril· 
leros Unterschlupf bieten oder sich an ihren Kampfaktionen 
gar beteiligen könnten. 

Das Scheitern der reformistischen Variante 

Eine von vielen solcher "Strafexpeditionen", geschehen in 
La Majada (nahe La Virtud) im Grenzbereich zu Honduras, 
bezeugte eine geflohene junge Frau: "Unter den 200 Ein· 
wohnern meines Dorfes gab es nur ein Dutzend überleben· 
de. Meine ganze Familie ist massakriert worden, Mama ... " 
Andere Flüchtlinge dieses Grenzgebietes berichteten, daß 
Juntalruppen Siedlungen und Felder in Brand schossen und 
anhaltende Bombenangriffe flogen. Eine der Folgen sind 
mittlerweile 60.000 . 100.000 salvaclorianische Flüchtlinge 
(Gesamtbevölkerung 5 Mio}, die teils von der katholischen 
Kirche im Lande, teils in Nachbarländern notdürftig unter­
gebracht sind. 

Arturo Rivera y Damas, Erzbischof von San Salvador, hatte 
also guten Grund, als er am 23. November 1980 über den 
Kirchensender Ysax die Junta selbst du Massenmordes am 
eigenen Volk anklagte. Diese Haltung hat Rivera y Damas 
nach den Meuchelmorden an sechs FDR·FÜhrern und vier 
amerikanischen Nonnen nahe San Salvador Ende November 
1980 bestärkt, als er die Militärjunta der vollen Verantwor· 
tung hierfür bezichtigte. U.a. hatte der Vorsitzende des 
Rechtsbeistandes des Erzbistums, RoberIO Cuellar, mit 
Fotos und Zeugenaussagen belegt, daß sich unter den 
maskierten Bandenmitgliedern, die die FDR·Führer aus ei· 
nem Jesuitenkolleg verschleppt, gefoltert und ermordet hat­
ten, in Zivil gekleidete Polizisten befanden. lO 

Spätestens mit dem Meuchelmord vom 27. November 1980 
an FDR·Präsident Enrique Alvarez Cordova und den ande­
ren Repräsentant~ der Opposition war die Tür für jene 
Kompromißvariante zugeschlagen, welche von Teilen der 
Caner-Administrawn am 6.11.1980 in der internen Studie 
,.Dissent Paper" (siehe Kasten ) als letztes aussichtsreiches 
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Aufschlüsse des Washingtoner "Dissent Paper" 

US-Interventionstaktiken und -ziele in Mittelamerika 

Wichtige gegenw.rtige und fruhere Mitarbcitn d"5 Nationalen 
Sicherheiuratn der USA, d"s Ckhdmdinuta CIA, de$ US·Au6cn· 
minist"riums und des US·V"rteidigungsminist"riums außcm in 
eil'lCm im Novembc.r 1980 ~·erfaßten "Diuo:nt Paper"l hdtige 
Kritik an der Politik der USA ge&"nüba- EI Salvadar und Zenual· 
amerika insgaamt. 
Bezüglich einer mÖfllichen militirischen Invasion da- USA in EI 
Salvador beton"n si", daß die notwendigen Schriue 'Zur Vorberei· 
tung cil\CT 50Ichen Int"rvention bereits im !ct'Zten Jahr da- earter· 
Administration, dem Jahr 1980, getroffen worden sind. Si" &"hen 
.. us von der Ein,chitzung, daß ein direkt", Eingreifen der USA 
zugunsten der saJVlIdori,:lOischen Militirjunt .. , die jeglicher Unter· 
stützung dureh die Bevölkerung entbehre und ihre Unrahigkeit Zu 
Reformmaßnahmen erwiesen habe, das Ansehen und den Einnuß 
der USA in Miuelamerika ganz empfindlich schmälern könne. 
Daher raten ,ie rUcht nur von einem offenen militärischen Ein· 
greifen, sondern auch von der Fortsetzung der Unterstüt'l:ung rur 
du salVlldorianische Regime ab, Die Autoren plädieren rlir eine 
Verhandlung.lötung a la Zimbabwe, deren F.rgebnis eine Neubil· 
dung der Regierung unter Bcteiligung der Revolutionär·Demokra· 
tischen Front ( FDR) und der Vereinigten Revolutionären Ldtung 
(DRU) sein solle, Zum anderen kritisieren sk in ihrem Papier auch 
die bisherige Unterstüt1:ung de. Militärregima durch die earter· 
Administration. Sie machen damit den bereits erreichten Grad des 
US·lnterventionilmus in EI SalVlldor deutlich. 
Neben der ökonomiJChen, moralischen, diplomatischen und logisti· 
schen Unterstlitzung der Junta durch Washington sowie deSS('n 
umwlIerung verbUndeter lateinamerikanischer und anderer Stu· 
ten, eine lihnliche Stützungspolitik zu betreiben, ,ind ~Or allem die 
von den Autoren angefUhntn "Antisubversioos"·Aktiviläten von 
Wuhingtoncr Irutilulioncn 1:ugunS1tn der salVl1dom.nischen Sicher· 
heiukrifte aufschlußreich: 
• verstirkte Autbildung von Offizieren mittlerer und unterer 

Rio&" der salvadom.nischen Anncc dureh die USA; 
• Vefbe1;lerung der militärischen Infrastruktur EI Salvadors; 
• Organi,icrung von Nachschub rllr das salVl1dorianiKhe Hcer in 

Zusammenarbeit mil Verbündeten innerhalb und außcrhalb der 
Region; 

• Ur:ategisehe und taktische Kommaodobcratung; 
• verstärkte Koordination verschiedener Kommando-Strukturen 

innerhalb des Heerel und anderer bewaffneter Kräfte; 
• Versuche, die in EI Salvador operierenden p:uamilitärisl:hen Ein· 

heiten, unter ein einheillichel Oberkommando zu lubsum~rcn; 
• Aufbau b1:w. Verbesserung der Kommunikation und Zusammen· 

ar~eil zwilchen den Streitkrllften und par ... mililärischen Organi· 
J.allonen Guatemalu, EI Salvadors und Honduras·; 

• Bereimcllung von Inform~tionen, die VOn US·Agenturen ge-
,ammelt wurrlen, fUrdie Streitkr'.i.fte EI S.alvadors. 

Weiterhin weisen die Verfuser dei "Dwent Paper·' darauf hin, 
d.aß bereiu politische und diplomatische Schritte zur Vorbereitung 
emer eventuellen US·!-lililärinvuion in EI Sah'ador getroffen 
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I'I-iirden, daß Opcr:ationlpline für da. uni· und multilaterale Ein· 
gn:ifen der Strehkrafte in Guat~ala und EI SalVlldor augurbeitet 
seien, daß Kotten·, Verlust· und Zeitplanung.:n für einen Eingriff 
unler vCTSChiedenen Konfliktbedingun~ vorlägen, daß voro.,rei· 
tende Truppenübungen ~pfohlcn würden und Pläne für "in Ab· 
schneiden der laiVlidorianischen GueriUa von kubaniseher und 
nikarasuanischer Untentiltzung ausgearbeitet wemen sollten. 
Ikr Öf(enlliehkeit der USA werde gcgcnwärlig das unzutreffende 
Bild vcnniltelt, bei der J.alVlldorianiso:.:hen Junta handele es sich um 
eil'lC ,,gemißigt·rcformistiiChe'· Regierung und die USA unterstüt:t­
ten weitreichende Rcfonnmaßnahmcn in EI Salvador, um "die 
e:<t remisti,che und kommunistische E:<pansion eimudämmen". Flir 
all diCk Aktivitäten habe die Carter·Adminisll3.tion riesig" Finanz· 
mittel aufgewendet, die nur mit der Höhe derer von 1965 - damals 
intervenierte das US·Militir in der Dominikanischen Repu()\ik -
vcrgldehbar lICien. 
Die Einsehlltzung der Carter-Adminiltßltion, ein Sieg der Volks· 
bcfreiun8lkräfte in EI Salwdor vcrletze die .trategisehcn Internlen 
der USA und Jei möglicherwciK noch 1:U ve rhindern, lei unzutref· 
fend. Durch eillC weitere Unterstützung der nicht mehr zu halten· 
den Junta stdl ten sich die USA bei den unualamcrikanischen 
VOikem nur iru Abseits und verlängerten noch den Bürgerkrieg in 
EI Salwdor, womit sie das Risiko einer weiteren Rlldikalisierung 
der laivadoriani'l:hen Oppositionsbewegung vergrößerten. Der ein· 
zig realiuische Kun bestehe vielmchr in einer Anerkennung der 
FDR/DRU uod einem Abrücken von der bisherigen US·Politik. 
Die Autoren des "Dinent Papcr " raten femer von einer "Auswei· 
tung de$ eigenen Militärcngagements im bewaffneten Konflikt ""n 
EI Salv~or dringend ab, da jede Rq;ionalisierung bz,,·. Internatio­
naliJierung der mIlitärischen AU$C:in.andcnetzungen das aktucU" 
Kcrnzid der US· Pohtik in Miudamerika·', den Einfluß des kubll· 
nisch·sowjetlschen Bloo:k. in der Region zurückzudrängen", ge­
fährde. In dIesem Fall nämlich würde der Konmkt aur du gesamte 
Miuelamerika ausgewettet , l.umal Nikar-agua und Kuba einem USo 
Angriff auf das Volk EI SaiVlidon nicht tlltcnloli :tusch"n wUrden. 
Damit aber wUrden die Oppositionskräfte EI Salvadors, Gu .. temal:u 
u:!w. und Nikaraguu Sandinimu2 nur noch mchr unter den 
"Schutzschinn" Kubll$ &"trieben, der Antiamerikanismus in der 
Region verstärkt. 

Kernzid: den "Einn uß Kubas zurückdrängen" 

Die buher den Kurs der USA untentüt'Zenden Regierullgen Vene· 
zuelas, KOl tarikas und m.E. auch Ekuadors könne man bei einer 
derartigen Zuspitzung det: Konnikts in erhebliche interne Schwie· 
rigkeiten bringen, die t'$ ungcwiß erscheinen ließ.cn, ob sie aueh 
dann noch \'erläßliche BilndnisI'artner blieben. Außerdem würden 
durch ein Eingreifen der USA in EI Salvador Konflikte der USA 
mit Me:<iko und Panama herautbeschworen bzw. würden links· 
sozialistische und kommunistische Kräfte in diesen Lindern durch 
eine solche Politik gestärkt. 
Sclbll ""n der internationalen OHistdemoknllie werde die bi~eri· 
ge Politik der USA gegenüber EI SalVlldor nur teil..-eiK gebilligt. 
Die Sozialislische Intemation.ale hingegen unterstütze bereits offcn 
die sah-ddorianische Befreiungsbewegung, weshalb eine Interven· 
l ion der USA 'Zu heftigen Konflikten mit verbündelen Slulen auch 
in Vo'alC1,lropa fiihren könne. Selbst eine kürzlich durchgeführte 
Umfrage innerhalb der Organisation Amerikaniseher SllIalen (OAS) 
habe ergeben, daß die Hälfte der Mitgliedsstaaten eine militärische 
Intervention in ZentraJamerika ablehne. Lediglich 1/ 5 sei bereIt, 
diese bedingungslos 7,U unterstützen und der ReS! mache seine 
Unterstützung oder Ablehnung von den jeweiligen konkreten Um· 
ständen abhingig. 
Die Autoren du ,.Dinent Paper ,. versprechen sich ~lles in allem 
von einem militltrischen Eingreifen der USA in .:1 Salvador bl;w, 
MlItelamerik .. keinerlei Erfolg:gunil:hten. Diese sehen sie nur in 
einer konsequenten Wa.shingtoner U"tcntützung refonnbcreiter 
uod Slabiler Regierungen in Zcntralplnerika. die normale wir1· 
JChaftl iche Beziehungen 'Zu den USA pnegen. 
Anmerkung<:n: 
I) Diuent Papcr on EI Salwdor and Central Ameril:a, DOS 

I l /6/80: to: Dincnt Oaanncl, from: ESCATF/D, Vo'uhington, 
November 1980 

2) Zum CIA.lkslabilisierungsplan gegen die nikaraguanische Revo· 
lution siehe: AlB 4/ 1980, S. I:> 



lI.1ittel zur ,.gemäßigten" Behebung der Krise, d.h. zur Ver­
eitelung einer bewaffneten Volksoffensive nach nik aragua­
mschem Vorbild, angesehen worden war. 
Diese Variante sah den Dialog mit der FDR und ihre mög­
liche Einbcziehung in eine wirkliche reformistiscbe neue 
Regierung vor. Stattdessen wurde im Dezember 1980 mit 
dem liberalen Anführer des Militärputsches \'om Oktober 
1979, Oberst Adolfo Arnoldo Maj ano, der letzte Fürspre­
cher für Verhandlungen mit der FDR aus der junta hinaus­
befördert. Die Einsetzung des rechten Christdemokraten 
Napoleo n Duarte zum Staatspräsidenten kann nicht d.arÜber 
hinwegtäuschen, daß nunmehr die u!trarechten Militärs um 
den Vizepräsidenten Oberst j aime Abdul Guitierrez (Kom­
mandierender der Massaker von Morazan) und Verteidi­
gungsminister Jose Guillermo Garcia die vo[ie Macht an sich 
gerissen haben. Und dies bedeutet das Aus für jegliche so­
zial reformistische Experimente in der Juntapolitik. 

Die Macht der Oligarchie kaum beschnitten 

Die liDg. "Reform"-junta war 1979 mit Unterstützl"ng der 
ei nheimischen Bourgeoisie und der Carter-Admini!ilration 
installiert worden, um eine m "zweiten Nikaragua" vorzu­
beugen. Das junta.Konzept beinhaltete zum einen maßvolle 
Reformschritte unter Einschränkung der Privilegien der 
Oligarchie, da nur so einem Radikalisicrungsprozeß der 
unterprivilegierten Massen, und damit auch dem Einl1uB der 
revolutionären Linken, der soziale Närhboden entziehbar 
erschien. Zum zweiten versuchte man, durch eine Kombina· 
t ion vager Reform\'ersprechungen mit gezielter Repression 
gegen die Linkskräfte die revolutionäre Volksbewegung zu 
isolieren und zu zerschlagen. Die Liquidierung der Guerilla 
stand in dieser "Befreiungsstrategie" ganz oben an. 
Zum dritten soll ten am Ende der kalkulierten " Befriedung" 
al lgemeine Wahlen abgehalten werden, deren Termin zuletzt 
au f 1982 vertagt wurde. Oberst j. Abdul Guitierrez Iknüpft e 
in einer Rede vom 15.10.1980 die Einlösung des Wahl\'er· 
sprechens der Junta daran. daß zuvor alle Un tergrundkämp­
fer, d.h. die demokratisch·revolutionäre Oppositkm, die 
Waffen niedergelegt und die Guerilleros sich wieder in die 
Gesellschaft eingegliedcrt hätten. 
Das Kernziel der Liquidierung der bewaffneten Volkskrähe 
mißlang mit der letztjährigen Oktoberoffensive der J unta­
truppen in Morazan gTÜndli ch, trotz des vorherigen Ab­
schlusses des sog. Friedensvertrages mit Hondura!. (siehe 
FDR-Einschätzung in AlB 1/ 1981, S. 6) und des Ilemein­
samen Vorgehens beider Armeen. Stattdessen gelang es dem 
revolutionären Volksheer mit der Neujahrsoffensive 1981 
die Init iative an sich zu reißen und neben rund 10.000 
Guerilleros e twa 20.000 Milizionäre zu mobilisieren.l 1 

Auch das zweite KernzieJ _ die Sicherung einer breiten so­
zialen Basis durch eine ant io ligarchische Landreform , Natio­
nalisierungsmaßnahmen im Banken· und Außenhandelssek­
to r - konnte nicht verwirklicht werden. In der eingeleiteten 
ersten Agrarreformphase, in der der Großgrundbe:iitz auf 
500 ha begrenzt werden sollte, wurden nur 20% d(~s kulti ­
vierten Bodens enteignet und ganze 63.000 Bauemfamil ien 
formell von den Landzuteilungen des Regimes berührt. Eine 
zweite Phase der Agrarreform, in der der private B()denbe· 
sitz auf 100 ha reduziert werden sollte. ist nie in Angriff 
genommen worden. 

So blieb die eigent liche Machtgrundlage der Oligarchie im 
wesentlichen unangetastet. Noch heute hält sie 80% der 
Kaffeeproduktion - des Hauptwirt schaftszweigs, d,~r etwa 
1/3 der Exporterlöse bringt - in ihren Händen. Eine effek­
tive Umverteilung des Bodens an die Kleinbauern scltleiterte 
in der Praxis vor allem am nack ten Terror von privaten Ban· 
den der Großgrundbesitzer und Militärs, Wo es tal!:ächlich 

zu Verstaatlichungen kam - so auf diversen Kaffee-, 
Zuckerrohr- und Baumwollpl antagen - schöpfen jetzt die 
Militärs die Gewinne ab. Aus besitzlosen Kleinbauern WUf­

den rechtlose T agelöhner. Und rund 70% der Be\lölkerung 
leben weiter im sozialen Elend. 12 

Am;h die anderen Nationalisierungsschritte bewirkten keine 
echte Beschneidung der Vormachtstellung der Oligarchie 
und des im relativ entwickelten Industriesektor beherrschen· 
den, vorwiegend US-amerikanischen Fremdkapitals. Was Hir 
sie beide das kleine EI Salvador so anziehend macht, ist 
seine für mittelamerikanische Verhältnisse außerordentliche 
Bevölkerungsdichte bzw . Arbeiukräfteüberhang sowie die 
gewerkschaftl ich 'politische Rechtlosigkeit des salvadoria· 
nischen Land- und Industrieproletariats. 
Schließlich hat die Wirtschaftskrise EI Salvadors im vergan­
genen j ahr enorme Ausmaße angenommen und dürfte sich 
nun bei Fortdauer der bewaffneten Volksoffensive und 
r-.lassenstreikaktionen bald dramatisch zuspitzen. Die Pro­
duktion war 1980 um 20% rück läufig, die Inflationsentwick­
lung dürfte noch erheblich über den offizicll angegebenen 
25% liegen. Die KapitalflUCht betrug 1980 runde 3 Mrd 
Dollar. lJ 

Auch die ursprünglich junta freundliche. starke nat ionale 
Bo urgeoisie zeigt ihren Vertrauensschwund in die Junta an. 
Johny Maldonado, der Geschäftsführer des nationalen Un­
ternehmerverbandes ANEP. beklagt dies so: "Wir und unse­
re Interessen werden heute von niemandem mehr vertreten. 
Selbst die Landreform dient doch nur den Generälen zur 
persönlichen Bereicherung."14 Sollte es der FDR gelingen, 
die gegenüber der Milit ärdiktatur ablehnend eingestellten 
Teile der Bourgeoisie oder relevante Teile der Armce um 
den untergetauchten A. Adolfo Majano als Verbündete im 
Endkampf gegen die Junta zu gewinnen, dann könnte dies 
sicherlich den Sieg der Volkskräfte erleich tern. 

Farabundo-Marti-Front 
7 Punkte für eine Demokratisch­

Revolutionäre Regierung 
/n der VorbereitwngsphQ$l' für dil' Gelltraloffensiul' der soh-QdoritJ· 
'Iischen Vo/Jeskriift e famlell zwischen der NatiOllflle'l BefreirHI{Js­
front Farolbwnda Marti (FM LN) wnd den a,u:iere'l Gruppil'rull{J1'1I 
der Dl'mokrali.lch-Re~'olulioniirell Front (FDR) Gcspriiche ~ur 
FormieTUng einer Gegenregierung wnter Beteiligung aller progres­
siven Kriifte stMI. Das gemeinsame FMLN.(Jberkommando. die 
Vereinigtt Reoo/utioniire Lf!itung (DRU), legte auf ei/!er Presse­
konfere/!z in Stln Sal~'Qdor am 12. Dezember 1980 eine/! Pro­
grammentwurf für eine RegierungsbildwnK ~or. Dieses FMLN. 
Dokument für eine Demokraliuh-ReooluriOl(are Regierung e'lthiilt 
folge,u:ie 7 Punkte: 
L Die Dcmokrati~ch-R~\'olutioniir~ Regierung (GOR) garami~rt 

dem salvadoriani,ch~n Volk Sou\'eränität, national~ Unabhän­
gigk~it und da. Recht auf Selbubestimmung. 

2. Die GOR ~ .. ramiert Freiheit, Frieden, Wohlergehen und FOr!­
schritt, .... ofür sie politische, .... irtschaftliche und soziale Refor­
men durchfUhren wird, die ~ine gerechte Verteilung des Eig~n­
tumes und dcs Sozialproduktcs, das Recht auf Bildung und 
Gesundheits und die wirkliche Ausübung demokratischer 
Rechte durch al le Bilrger zum Ziel haben rollen. 

3. Außenpolitisch wird die GOR eine Politik des Friedens \'ert~­
ten und blockfrei bleiben. 

4. Die GOR wird die demokratische Vertretung aller Kräfte sein, 
die aktiv am Sturl der faschistischen Diktatur beteiligt wa~n. 

:.. Die GOR wird ein neues Heer aufbauen, daß sich aUI den jetzi· 
gen Volksmilizen, den Kampfgruppcn in den Städten und den 
demokratischen Mitgliedern der derzeitigen Streitkrähe zu· 
sammcnsetzen wird. 

6. Die GOR wird alle privaten Unternehmer unt~rstiltzcn und 
fördern, welche zur wiruchaftlichen Entwicklung des Landes 
beitragen. 

7. Die GOR wird die Glaubensfreiheit und ·ausiJbuns garantieren. 
(Quelle : EI Pais, Madrid, 14.12.1 980; nach; IDES (Informations­
dienn EI Salvador), B~r]jn(West), r\r. 20fl9.12.1980, S. I) 
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Die Vereinigte Rcvolutionare Leitung (DRU) hat sich im 
November 1980 (sit'he nachstehenden Aufruf) gesondert an 
die aufrechten Nichtfaschi51cn der Juntastreitkräfte (insge­
samt rund 24.000 Mann) gewandt. ~ich angesichts der 
Völkermordpolitik des Regimes dem Volksheer anw­
schließen. Sie blieb damit nicht allein wie die inzwischen in 
die Hunderte gehende Zahl an übergelaufenen Soldaten und 
Offizieren verdeutlicht. Es kann weiter davon ausgegangen 
werden, daß Oberst Majano speziell unter den jüngeren Of­
fizierskadem über einen beträchtlichen Anhang verfUgt. Un­
ter anderem erklärten sich die übergelaufenen Militärs mit 
der Volksbewegung einig in der Verurteilung der fortgesetz­
ten US.Untcrstützung ftir die ultrarechte Junt • • womit die 
USA Ic:diglich di~ Lc:id~n d~s saJv.doriani$ch~n Volkes ver­
läng~rn, nicht ab~r den Stun. des diskreditierten Regimes 
verhindern könnten. 
Die weitreichende politische Isolierung der Junta zum Jah· 
reswechsel 1980/81 offenbarte sich ferner darin, daß sich 
nicht einmal die von J. ;./apoleon Duarte präsidierte Christ­
demokratische Partei geschlossen hinter ihn stellen mochte. 
Als er zu einer "Großkundgebung" in San Salvador anläß­
lich seiner Amtseinsetzung rief, kamen statt der vorausgesag­
ten I 00.000 Sympath ied~monstranten gerade 600 zusam­
men. 
Offenbar verfangt heute die Junta-These, die Ausuferung 
der Gewalt ginge zurück auf die Rivalität von .• Lin ks- und 
Rechtsextremisten", mit denen man selbst nichts zu schaf­
fen habe. nicht mehr. Auch Erzbischof Rivera y Damas gab, 
wenngleich er den bewaffneten Volksaufstand nicht bejaht, 
im Dezember 1980 vor der Presse ~in demonstratives Votum 
gegen Napoleon Duarte und rur die Demokratisch-Revolu­
tionäre Front (FDR) ab: "In EI Salvador gibt es keine drei 
Kräfle, sondern Ic:diglich zwei: die Regierung. die die eXlre­
me Rechte einschließt, und die Opposition, gruppiert um 
die FDR. "15 

Die Dynamik der revolutionären Einheit 

Zur einzigen politischen Alternative formierte sich die Front 
über einen dynamischen Vereinheitlichungsprozeß im April 
1980. Damals fand sich in ihr de facto die Gesamtheit der 
salvadorianischen Massenorganisationen zusammen, die sich 
zum Jahresbeginn 1980 zu zwei politischen Strömungen, 
der der revolutionären Linken und der der refonnistischen 
Parteien. zusammengefunden hatten: zwn Rat der Revolu­
t ionären Koordination der Massen (eRM) und zur Demokra­
t ischen Front, welche di~ sozialdemokratisch~ Nationalrevo­
lut ionäre Bewegung (MNR) und die aus der Christdemokra­
tie abgespaltene Sozialchristliche Partei (PSC) vereinl hatte. 
Hinzu kommen verschiedene Gewerkschaftsgruppierungen, 
die nicht der CRM zuzurechnen sind. 
Wie das nebens tehende Schaubild "Organigramm des Gegen­
sta:lIes" weiter veranschaulich t , sind die im CRM vertrete­
nen Massenorganisationen jeweils einer politisch-militäri· 
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sehen Avantgardeorganisation zuzurechnen. Diese revolutio­
närdemokratische bis marxistischen Kemorganisationen. die 
jeweils Guerillaverbände unterhalten, schlossen sich im Ok­
tober 1980 zu der Nationalen Befreiungsfront Farabundo 
Marti (FMLN ) zusammen. Ihr gemeinsames Oberkommando 
rur die Guerillaeinheiten heißt Vereinigte Revolutionäre 
Lc:itung (DRU). Der Farabundo-~ Iarti-Front hat sich Mitte 
Dezember 1980 eine mnfte Organisation, die Revolutionäre 
Partei der Werktätigen Mittdamerik.as (PRTC), angeschlos­
sen. 
Die FM LN als das bewaHnete Rückgrat und die FDR als 
der~eit breitestes politisches Repräsentanzorgan der salvado­
rianischen Volkskräfte erarbeiteten im Dezember 1980/Ja­
nuar 1981 eine gemeinsame Plattform fUr eine Demokra­
tisch-Revolutionäre Regierung. Aus dem hier dokumentier­
ten FMLN-Programmvorschlag rur eine solche Gegenregie­
rung läßt sich entnehmen, daß sie über die antidiktatorische 
Befreiung hinaus auch einem strikten Antiimperialismus und 
s01.ialrevolutionären Auftrag verpflichtet sei n dürfte. 
Angesichts des in EI Salvador hohen Grades an dem okra· 
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tisch-revolutio n.lrer Aktionseinheit, an Koordination der 
militärischen und politischen Kampfruhrung der Volkskräfte 
einerseits und der briichigen Machtbasis der Militärjunta 
andererseits , kann diese allenfalls eine militärische Interven­
tion von außen über die nächsten Monate retten. Die USA. 
die in EI Salvador einen Volkssieg nikaraguanischen Zu­
schnitts bzw. eine "marxistische Regierung um keinen Preis 
zulusen" (US-Botschafter White) wollen. setzen offenbar 
auf "eine Art kombinierter Intervention honduranischer. 
guatemaltekischer und amerikanischer Truppen". 16 
Im Fall einer direkten Militärintervention der Reagan-Admi. 
nistration könnte der Entscheidungskampf in EI Salvador 
langwierig werden . In diesem Fall stünde den Vö lkern Mit­
telamerikas ein neuel Vietnam bevor. 

Anmerkun,en: 
I) ADN, Mexiko-Stadt. 2.1.1981 
2) Nach: Radio Liberacion, EI Salvador, 12.1.1981 und Kö1ner 

Stadt-Anuiger, 14.1.1981 
S) Zum GenCTalnreikverlauf vom August 1980 siehe: AlB 

1011980, S. 5 1/32 
4) Frankrurter Allgemeine Zeitung (F AZ). 16.1.1981 
5) Ebend .... 15.1.1981 und Neue Zürcher Zcitung (NZZ)· femaus· 

gabe, ZUrich. 11./ 12.1.1981 
6) Kölner Stadt-Anzeiger, 14.1.1981 
7) Nach: Le Monde Dip10matique (U.fO), Paris,Janu"," 1981; Vor-

wäru. Basel, 1!1.1.I981 
8) Stern, Hamburg. 8.1.1980 
9) L\ID,Januar 1981 und ADN, 26.12.1980 

10) Ebenda. 5. und 7.12.1980 
1 L) Afriqut Asie. Paris. Nr. 23015.1.1981 
12) Vgl. Le Monde, Paris, 19.11 .1980 und NZZ-Fernausgabe, 

30. 11.1 1.1 2.1980 
13) D ... ttn nach: Berliner Rundfunk, 19.1.1981 
14) Zit. n ... eh: Stern, 8.1.1981 
15) Afrique Asie, Nr. 230/5.1.1981 
16) fAZ, 19.1.1981 



Erklärung der Vereini!~ten Revolutionären Leitung (DRU) 

Zur Lage der Streitkräfte EI Salvadors 
Der heldenhafte Kampf unseres Volkes und die umwfhalt­
same Entwicklung des Volks krieges wirken immer stärker 
auf die Verschärfung der wirtschaftlichen, politischen und 
sozialen Krise, die unser Land durchlebt, ein. ( ... ) 
In dieser Situation entwickelte sich die gegenwärtige Krise 
innerhalb des Militärs. Sie zeigt sich nicht nur bei d,:n mili­
tärischen Mitgliedern der Junta, bei denen es zu AUkScinan­
dersetzungen um eine ~liIilärordnung. wie sie die Christ­
demokratien anstreben. kommt. Es handelt sich gegenwärtig 
um eine Zuspitzung der Widersprüche innerhalb der Streit­
kräfte, die dazu führt, daß sich zwei Gruppen gegenüber­
stehen: faschistische und nicht faschistische l\lilitärs. 
Im Grunde zeigt uns diese Krise, daß die Oligarchie unser 
Volk nicht mehr wie früher beherrschen kann, und daß der 
Kampf um die Macht und um die Fiihrung der Slrejitkräfte 
innerhalb der Regierung und des Militärs nichts and,~res ist, 
als der Ausdruck der politischen Krise, die durch da~ Fort­
schreiten des Kampfes unseres Volkes erzeugt wurde. In 
diesem Kampf will das Volk die überlebte und blutbe­
neckte, seit 1932 existierende Herrschaft der Oligarchie 
stürzen, um eine neue Macht zu errichten, die seine wahren 
politischen. sozialen und wirtschaftlichen Interessen 'Iertritt. 
Die Christdemokraten gehen den gleichen Weg wie die Fa­
schisten und verbergen hinter der kläglichen Verteidigung 
von "Recht und Ordnung" ihre Komplizenschaft mit den 
kriminellsten und reaktionärsten Teilen der Streitkräfte. 
Unserem Volk und der ganzen Weltmeinung wird klar: die 
kleine christdemokratische Fiihrungcliq ue unseres Landes 
und der Faschismus sind heute ein und dasselbe. 
Die nicht faschistischen Militärs sollen wissen, daß unser 
Volk eine lange Erfahrung mit .\-lilitärumstÜrzen hiat und 
gelernt hat, zwischen Worten und Taten klar zu unt.erschei­
den, und daß nur die völlige militärische und politische 
Niederlage der Faschisten eine wirkliche Annäherung der 
Streitkräfte an unser Volk ermöglichen kann. 

An die aufrichtigen Militärs 

Die Bewegung des 15. Oktober 1979 (M~litärs, die zu diesem 
Zeitpunkt Diktator Romero stürzten und eine soU. "Re­
forrn'·Junta etablierten; d. Red.) ließ die Macht der Folter­
knechte und Mörder, die später die Schlüsselpositionen in 
den Streitkräften einnahmen, unangetastet. Mit Unterstüt­
zung der l!SA konnten sie völlig ungefährdet in den Sicher­
heitsdiensten weiterwirken. Obwohl nur die Revolution 
diesen Abschaum beseitigen. die Volksrnacht errichten und 
dem Volke Gerechtigkeit widerfahren lassen kann, sind wir 
der Meinung, daß jeder Kampf, der in diesem Sinne gefUhrt 
wird, einen Beitrag zur Volksbewegung leisten kann. 
Aber damit alle diese Beiträge Bedeutung und Wirk.!.amkeit 
erlangen. müssen sie sich in allererster Linie am Voll~ selbst 
orient ieren, das zu jeder Zeit der politische und militärische 
Schöpfer jenes Sieges sein muß. den wir alle ersehnen. 
Wir wissen, daß jetzt mehr als einem aufrichtigen Soldaten 
klargeworden ist, daß es nicht nur die guten Absichtt:n sind, 
die zählen; heute werden viele verstehen, was sie wirklich 
ist, die Clique der Christdemokraten um Duarte. Rey Pren­
des Morales Erlich u.a. Viele haben gemerkt. was die Kne· 

belung und die Unterwürfigkeit der Massenmedien bedeuten 
und haben auch erfahren, daß der Imperialismus auf der 
Seite der Faschisten steht. 
All dies zeigt die Riehtigkeit des Kampfes unseres Volkes 
und des strategischen Zieles, nach dem es notwendig ist, 
neue Streitkräfte aufzubauen. Diese Armee enuteht und 
wächst schon im Sehoße unseres Volkes. Und in dieser 
Armee des Volkes haben die patriotischen Militärs ihren 
Platz. 
Vor allem dürfen sich die patriotischen und aufrichtigen Sol­
daten nieht zu Werkzeugen proimperialistischer Alternativen 
maehen lassen. die dann auftauchen, wenn der Kampf unse· 
res Volkes Machtlücken geschaffen hat. Das Volk muß das 
Zentrum der revolutionären Umwälzungen in unserem Land 
sein. 
jeder rechtschaffene und patriotische Soldat, der weder 
Handlanger der Oligarchie noch Mörder von Bauern, Arbei­
tern , Studenten und Lehrern sein will. hat die pnicht. ge­
meinsam mit seinem Vo lk gegen die Faschisten zu kämpfen, 
indem er sich der revolutionären Bewegung anschließt. 
Kein patriotischer Soldat darf auf sein Volk schießen! Kein 
patriotischer Soldat darf einen Revolutionär foltern! jeder 
patriotische Soldat hat seinen Platz in der re\'olutionären 
Volksbewegung! 

Unserem Vo lk sagen wir 

Wiederum hat sich gezeigt, daß unser Kampf das gesamte 
Herrschafusystem. und sogar seine Hauptstütze, die oligar­
ehische Armee, erschütten - und auch dies ist ein positives 
Resultat unseres Kampfes. 
Unser fortwährendes politisches und militärisches Wirken 
muß die Krise in den Herrschaftsstrukturen noch weiter ver· 
tiefen, und es wird Krisen in der junta. im Kabinett und in 
der Armee geben, und angesichts dessen wird der Imperia­
lismus Strategien en twickdn, die unseren Sieg vereiteln sol· 
len. Deswegen müssen wir wachsam sein. um den einzig rich­
tigen Weg zu ergrUnden, auf dem wir unsere Zide erreichen 
können. 
In diesen Augenblicken müssen wir die Einheit aller unserer 
Truppen stärken - und in dieser Einheit haben die patrioti­
schen und aufrichtigen Soldaten ihren Platz. 
Das Volk muß rasch seine Kampfmillel aufbauen und 
stärken, die den Sieg garantieren. 
Das Volk muß sich weiterhin in seine Genossenschaften . 
Gewerkschaften, Volksfronten. Milizen und Einheiten der 
nationalen Befreiungsarmee einreihen und sie dadureh 
stärken, denn dies sind seine eigenen Werkzeuge, die im Mit­
telpunkt aller Kampfformen stehen müssen, die bei der Auf­
lehnung gegen die christdemokratische Militärdiktatur und 
den amerikanischen Imperialismus angewandt werden. 
Es lebe die Einheit der revolutionären und demokratischen 
KräftC':l 
Es lebe die Einheit der Volksstreitkräfte! 
Vereint werden wir bis zum endgiiltigen Sieg kämpfen! 
Militärpolitische Vereinigte Revolutionäre Leitung 
(D RU·PM ) 
(Quelle: Patria. Honduras, 29.11.1980) 
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Nikaragua 

Jutta Weber Angriffe auf die Sandinistas 

Knapp eineinhalb Jahre nach dem Stur.-; der Somoza-Dikta­
tur kann d ie nikaraguanischc Revolution bedeutende Erfol­
ge vorweisen. Am hervorstechendsten sind sicherlich d ieje­
nigen. die innerhalb d ieser kunell Zeit im sozialen und kul­
turellen Bereich erdclt werden konnten: so der Aufbau 
eines fu nktionierenden Gesundheitswesens und die Durch­
mhrung der Alphabctisierungskampagnc. um nur die wich­
tigsten zu nennco. l 

Ergänzt werden sie durch die aktive Beteiligung der Bevölke­
rung an politischen Entscheidungen über die zahlreichen ins 
Leben gerufenen sandinist ischen Massenorganisationen, über 
d ie Gewerkschaften, die im November 1980 ih ren ersten 
Nationalkongrcß durchführen konnten U5W. Besondere 
Beachtung verdienen aber auch d ie Erfolge auf wirtschaft· 
lichem Gebiet. So konnte 1980 ein Wirtschaftswachs tum 
von ca. 17% e rreich t werden, die Arbeitslosenquote redu­
zierte sich - zunächst vor allem dank der vie lfältigen staat­
lichen Maßnahmen im Infrastrukturbereich - von 37 auf 
17%. Für 198 1 wird erwartet, daß Nikardgua nicht mehr auf 
Getreideimporte (insbesondere bei Mais und Weizen) ange­
wiesen ist, wom it eine bedeutende Besserung der Vorsor­
gungslage bei Grundnahrungsm iucln zu verLeichnen wäre. 2 

All diese E.rfolge konnten insbesondere aufgrund der breiten 
Büodnispolitik der Sandinistas, nicht zule tz t gerade mit dem 
bürgerlichen Lager, erzielt werden , gilt es doch zu bedenken, 
daß der Privatsektor noch über rund 70% der Produktions­
kapazität des Landes verfügt. 3 Eine weitere ökonomische 
Konsolidierung wird deshalb auch wesent lich von der Fort­
setzung dieser Zusammenarbeit abhängig sein. 
Daß die ersten Fortschritte beim nationalen Wiederaufbau 
unter b reitester aktiver politischer Beteiligung der Massen 
erreicht werden konnten, ist der in- und awländischen 
Konterrevol ut ion jedoch ebenso ein Dom im Auge wie der 
konsequente antiimperialistische und unabhängige Kurs, den 
Nikaragua in seiner Außenpolitik verfolgt. Aus diesem 
Grunde versucht sie immer skrupelloser, den revolutionären 
Prozeß mit allen Mitteln umzukehren, seine wei te re Konsoli· 
dierung zu verhindern. 

Bürgerlicher Boykott des Staatsrates 

Momentan versuchen e twa einige Plantagenbesitzer, eine 
weitere ökonomische Konsolidierung durch den Boykott 
der Kaffee-Ernte zu verhindern_ Der Landarbeiterverband 
hat bereits deutl ich gemacht, daß er unverzüglich Gegen­
maßnahmen zu r Verhinderung dieses Boykotts treffen wird, 
um somit d ie Ernle sicherzustellen_ 
Zur bislang heftigsten politischen Attacke der inneren Kon­
terrevolution kam es am 12. November 1980, als II Vertre­
ter bürgerlicher Gruppierungen geschlossen ihre Mitarbeit im 
Staatsrat, dem neben der Regierungsjunta fUr den Nationa­
len Wied eraufbau wichtigsten Staatsorgan des Landes, in 
dem alle gesellschaftlich relevanten demokratischen Kräfte 
vcrtreten sind, aufkündigten.4 

Drei dieser Organisationen, nämlich die Christlich-Soziale 
Nikaraguanische Partei (PSCN), d ie Konservativ-Demokra-
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tische Partei (peD) und die Demokratische Nikaraguanische 
Bewegung (MDN), die Partei des ehemaligen Junta-Mitglie­
des A. Robelo, bekundeten inzwischen w iederholt, daß sie 
den Boykott des Staatsrats auch in der am 4.5.1981 begin­
nenden zweiten Legislaturperiode fortsetzen wollten.5 

Hingegen scheinen sich dic Vertreter des Obersten Rats der 
Privatunternehmer (COSEP) ebenso wie die restlichen zu­
rückgetre tenen Gruppierungen bis jetzt (Stand E.nde Dezem­
ber 1980; d. Red.) noch nicht definitiv zu ihrem weiteren 
Verhalten geäußert zu haben. Die Sandinistische Front zur 
Nationalen Befreiung Nikaraguas (FS LN), das Parteien­
bündis Patrio tische Fron t des Revolutionären Nikaragua 
sowie die Regierung des Nationalen Wiederaufbaus bemühen 
sich indessen, die Politik der nationalen Einheit auch wei ter­
hin fortzusetzen und den Privatsektor mittels staatl icher 
Subvention und dem Verzicht auf allzu radika le Ent­
eignungsmaßnahmen zu den erforderl ichen vermehrten In­
vestit ionen anzuregen. 
Eine Fortsetzung dieser Linie verlangt den Arbeitern und 
Campesinos, die gelegent lich auf beschleunigte Enteignun­
gen und Umvertei lungen drängen, zwar auch künftig das 
bisher geübte Maß an "revolutionärer Geduld" ab, bedeutet 
jedoch zum indest mittelfristig den besten und wohl auch 
einzig gangbaren Weg, um den so heftig attackierten unab­
hängigen Revolutionskurs weiterführen und stabilisieren zu 
können. 
Gerade dieses Wissen um die Dringlichkeit der nationalen 
Einheit und die unübersehbaren Auswirkungen der erfolg­
reichen nikaraguanischen Revolution auf den Einigungs­
prozeß der Volksbewcgung in EI Salvador und Guatemala 
si nd es, die die Kon terrevolution in den letzten Monaten zu 
ihren verstärkten Destabilisierungsversuchen verleiten. So 
sah sich die Regierung des Nationalen Wiederaufbaus wegen 
zunehmender Anschläge bewaffneter Terrorbanden auf lei· 
tende Mitglieder der FSLN sowie auf Teilnehmer der nun 
weitgehend zum Abschluß gebrach ten Alphabetisierungs­
kampagne denn auch seit geraumer Zeit zu m verschärften 
Vorgehen gegenüber derartigen Provokationen gezwungen. 
Bereits Ende September 1980 halle zum Beispiel eine Sepa-



Tatistcnbewegung im Gebiet um den Atlantikhafen Blue· 
fields. die den Anschluß dieser Region an Großbritannien 
forderte, versucht, die Bevölkerung gegen kubanische Änte 
und Lehrer aufzuwiegeln und einen Generalstreik zu initi· 
ieren. Der neben et wa 30 weiteren Personen im Zusammen· 
hang dieses "Aufstands" festgenommene H. Sabery Weseley 
Hamson hat inzwischen gestanden. maßgeblich an einem 
Subversionsplan beteiligt gewesen zu sein, der darauf ab· 
zielte, mit Hilfe einer 130 Mann starken bewaffneten Bande 
die gesamte Fühnmgsmannschaft der FSLN zu entfUhren 
und zu ermorden. 6 

Ein weiterer - ebenfalls inzwischen inhaftierter - ruhrender 
Kopf dieses Putschplans war der ehemalige Oberst der so· 
mozistischen Nationalgarde B. Larios. Er, der 1978 nach 
einem gescheiteru~n Putsch versuch gegen Somoza nach 
Kostarika emigriert war. sich der FSLN angeschlouen halte 
und bis zum Dezember 1979 Vertcidigungsminister war. ist 
mililerwcise führendes Mitglied der mit CIA.Untersliitzung 
gegründeten und gemeinsam mit Somoza·Sö ldliern operie· 
renden konterrevolutionären 0I"Kanisation Demokratische 
Bewaffnete Kraft. 
Wie aus dem Innenministerium verlautet, soll auch der am 
17.1 L 1980 bei einer Schießerei mit den Sicherheitskräften 
- vermutlich sogar von einem seiner konterrevolutionären 
Freunde, der die eigene dubiose Rolle verdunkeln wollte -
getötete J. Salazar, ehemaliger COSEP·Vertre ter im Staats· 
rat, z.udem Vorsitzender der Grundbesitzer·Organisation 
und IntimfTeund A. Robelos, an den Konspirationsabsichten 
mitgewirk~ haben.7 Festgenommen wurden in diesem Zu· 
sammenhang auch J. Sa.lazars Bruder Alejandro sowie der 
Präsident der Reiseneuger.VereinigungJ.~1. Hannon. 

Enttarnte Putschpläne gegen die Sandinistas 

Angesichts dieser inzwischen enthülhen und vereitelten 
Putschpläne wirkt es nahezu l:ieherlieh, wenn die Konser· 
vativen ihren Boykott des Staatsrats mit verschärften Maß­
nahmen der Regierung gegenüber der Konterrevolution be· 
gründen. Im Zusammenhang ihres Austritts nannten sie des· 
weiteren Handgreinichkeiten zwischen Milgliedcm des 
Sandinistischen Jugendverbandes und der rechtsgerichteten 
MD~ sowie das Verbot einer MDN.Veranstal tung. 
Auch diese Argumente lassen sich ohne große Schwierigkeit 
entkräften. Zu den erwähnten Handgreiflichkeiten war es 
gekommen, nachdem einige MON.Mitglieder e ine Fahne der 
FSLN verbrannt hatten und versuchten, eine Großverarutal· 
tung zum Gedenken an Carlos Fonseea Amador, Mitbegtün· 
der der FSLN, zu stören. Das Verbot der MDN·Veranstal· 
tung erfolgte, weil die Regierung errahren hatte, daß auf 
diClier Kundgebung Konterrevolutionäre auftreten sollten 
und dies im Zusammenhang mit am selben Tag tatsächlich 
erfolgten massiven Grenzübergriffen ehemaliger Somoza· 
Söldner von Honduras aus stehe.' 
Wesentlich überzeugender als die Verlautbarungen der Kon· 
servativen zu ihren Boykougründen klingt die Erklärung von 
Kommandante C. Nunez Tellez, seit der organisatorischen 
und personellen Umstrukturierung der sandinistischen 
Führung im September 1980 Staatsratsvorsitzender, zu den 
vermehrten Aktivitäten der Konterrevolution: Er sprach 
davon, daß sich die innere Reaktion wohl durch den Wahl· 
sieg des design ierten US·Pr:isidenten R. Reagan hierl.u er· 
muntert fühle. 9 R. Reagan gehörte bezeichnenderweise zu 
den vehementesten Gegnern des im November 1980 von den 
USA gebilligten Kredits über 75 Mio Dollar und es bleibt 
mehr als zweifelhaft, ob diese Hilfe an Nikaragua unter sei· 
ner Administration tatsächlich nießen wird. 
Das Zusammenspiel der in· und ausländischen Konterrevo· 
lution wird auch dureh die Tatsache deutlich, daß in jUng. 

ster Zeit unter Duldung der hOllduranischen Regierung ver· 
mehrte Grenzprovokationen der ca. 5.000 ehemaligen 
Somoza·Söldner von Honduras aus stattfinden. Bisher uno 
bestätigten Meldungen zu fol ge soUen in Guatemala mit USo 
Unterstützung sogar 20.000 Mann rur derartige Aktionen 
ausgebildet werden. lo 

Die verstarkten Aktivitäten der USA und ihres Geheimdien· 
stes CIA in EI Salvador und den umliegenden Ländern (siehe 
AIB·Aktuell) weisen zudem auf eine erhöhte Koordination 
der Armeen und pariimilitariseher Organisationen in den 
Mitgliedsl:"ndern des Mittelamerikanischell Verteidigungs· 
rales (CONDECA). insbesonere in Guatemala und Hondu· 
ras. hin, die d,,$ Ziel einer von dort ausgehenden Militarin· 
vasion in EI Salvador verfolgt. 

Nikaragua vcrtcid ib'1.lngsbcrcit 

Angesichts der offensicht lichen Rückkehr der USA zu einer 
Politik des Kalten Kriege~ und des Interventionismus sowie 
angesichts der WahlkampfäußeTUngen R. Reagans und seiner 
Berater zu den Entwicklungen in EI Salvador 11 wächst je. 
doch auch die Gefahr einer direkten Militärinvasion der 
USA in Millelamerika. Dies trifft insbesondere zu, wenn 
sich der Reagan·Admillistration ein direktes militärisches 
Eingreifen als einzig verbleibender Weg darstellen sollte, 
einen Sieg der Revolution in EI Salvador aufzuhalten. In 
diesem Fall könnte aus $01chen Drohungen schnell Realität 
werden. 
Gerade weil sich dIe Nikaraguaner defoSen bewußt sind, daß 
ein militärischer Eingriff der USA nicht au r EI Salvador be· 
grenzt bleiben dürfte, daß damit sowohl die revolutionären 
Kräfte in EI Salvador und Guatemala zurückgeworfen als 
auch die Konterrevolution in Nikaragua selbst geschürt wer· 
deo würden, haben sie wie Sandinistaführer T. Borge klarge· 
stellt, .. daß jede Aggression gegen EI Salvador von uns als 
Einmischung in unsere eigenen Angelegenheiten gewertet 
werden" 1.2 würde. 
Bereits im November 1980 haben das Volk Nikaraguas und 
die sandinistisehen Massenorganisationen deshalb mit einer 
großen Demonstration in Managua deutlich gemacht, daß sie 
bereit si nd, die nikaraguanische Revolution mit allen Mitteln 
gegen ihre Feinde zu verteidigen. Zur Jahreswende erklärte 
die FSLN.Führung in einem Kommunique, angesichts der 
Bedrohung des Friedens in Mittclamerika und des Aufbaus 
des neuen Nikaragua durch reaktionäre Kreise der USA sei 
die Mobilisierung des Volkes für die Verteidigung der revolu· 
tionären Errungenschaften - neben der aktiven Teilnahme 
am ökonomischen Wiederaufbau - vordringlich. Das Jahr 
1981 wird daher für Nikaragua das ,Jahr der Verteidigung 
und der Produktion" sein. 13 

Anmerkungrn: 
I) Eine ruht brauchbar.: Bil~ der ersten Erfolge der nih.ragua· 

nischen Revolution findet sich in: ila·info, NT. 41/Dczcmbcr 
1980, S. Hf. 

2) Vgl. Lalln America Weckly Report (LAWR), London, Nr. 
804815.12.1980 

~l Ebeoda 
4) Siehe AlB 1/ 1981 
5) LAWR, NT. 80-49/12.J.I980 
6) LAWR, Nr. 80-411 17.10.1980 
7) LAWR, NT. 80-461 21.11.1980; l.ur Rolle J. Salazars auch: 

Lateinamerika·Naehrichten, 8. J g. Nr. 88. Daembcr 1980, S. 
16ft und Vorwärls (Schweiz), 4.12.1980 

8) Vgl. Neue Zeit, Berlin/DDR, NT. 481 November 1980, S. IU. 
und LAW R, Nr. 80-46, vom 21.1 1.1980 

9) Nach: Nikaragua Nachrichten. Wuppertal. Nr. 11 1 November 
1980. S. 3/4 

(0) Vgl. LAWR. Nr. 80-46/2Ll LI 980 
11) SicheAIB 1/1981,5.5 
12) Siehe AlB 10/1980,5.35 
1!l) Nach: Vorwärts, Basel, 8.1.1981 
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Ixn 1'''"''''.1~3>1 in Man.,ua '",re" Illlde, d., GI><rrill.ruh,e, Sandi"" (I.) und C. Fon""". Am3do<. <k> San<bn .... -GTlInd< .. , M,hrion.nnncn 

Reiseimpressionen von Fredrik Vahle/ Annemarie Salm 

Nützlich für die Revolution sein! 

Fredrik Vahle, bundesdeutscher Liedermacher, und die Vi­
plom·Psychologin A ,memarie Salm bereisten kürzlich das 
neue Nikaragua und schrieben für das AlB ihre Eindrücke 
auf Es wurde ein Stimmungsbild über die A u/bauanslren· 
gungen, Probleme und Sich/weisen im ,zikaraguanischen 
Volk. Ein gesonderter Bericht über Erfahrunge1Z der Alpha. 
betisierung soll folgen. 

Am Flughafen Managuas, der jetzt nach Augusto Cesar 
Sandino, dem General der freien Menschen (nikaraguani­
scher Guerillaführer J 933 ermordet; d. Red.), benannt ist, 
empfängt uns ein großes Schild, von weither sichtbar: "Will· 
kommen im freien Nikaragual" Nachdem wir den Zoll pas· 
siert haben, wo sehr genau nach Waffen kontrolliert wird, 
werden wir begrüßt und willkommen geheißen - von einer 
Gruppe junger Leute, die uns und einige andere Reisende 
zur Zentrale von "Pueblohotel" , d ie Unterkünfte in Fami· 
lien vermittelt, im Innern der Stadt bringen. Der Weg geht 
kilometerweit vorbei an zerstÖrten Fabriken - Somoza ließ 
den Industriegürtel Managuas noch ganz zum Schluß bom­
bardieren, als seine Niederlage schon feststand. 

Wir wählen eine Unterkunft im Zen trum Managuas - oder 
was wir dafür halten. Denn seit dem Erdbeben von 1972 
gibt es kein richtiges Zentrum mehr - und ein Taxi bringt 
uns an die Adresse: Renee de San tos, vom Hospital "EI 
Retiro" einen Block zum See und 30 m nach Sonnenauf­
gang. Es gibt noch nicht überall Straßennamen in Managua, 
nur solche Wegbeschreibungen, die man aueh als Adresse auf 
Briefe schreibt. 
Das Haus liegt ganz in der Nähe der Lagune Tiscapa, an der 
Somozas berüchtigter "Bunker" stand, von dem noch die 
Ruinen zu sehen sind. Dort wurden politische Gefangene in 
Ze llen neben Raubtierkäfige gesperrt und von der Guardia 
(Nationalgarde; d. Red.) des Diktators gefoltert. 
Das Taxi häh vor einem schönen, flachen Haus mit gepfleg· 
tem Vorgar ten und üppigen Tropenpflanzen. Auf einem in 
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Metall gearbeiteten Schild lesen wir, daß hier ein Rechts­
anwalt wohnt. Wir klingeln. Ein Dienstmädchen öffnet und 
bittet uns, im Vorraum Platz zu nehmen, bis die Senora 
kommt. Uns ist etwas merkwürdig zumute: Wo sind wir hier 
hingeraten? 
Renee de San tos ist eine etwa 40jährige Frau mit der Gestalt 
und der Lebhaftigkeit eines jungen "Udchens. Ihr Mann 
wurde als lIandelsbeauftragter der neuen Regierung nach 
England geschickt, und so lebt sie mit drei Kindern und 
Angelita, dem Dienstmädchen, und deren Familie alleine im 
Haus. D.h. zur Zeit sind auch die beiden jüngsten Kinder. 13 
und 15 Jahre alt, außer Haus: sie leben für fünf "Ionate bei 
Bauern in den Bergen, um ihnen im Rahmen der Alphabeti. 
sierungskampagne Lesen und Schreiben beizubringen. 

Den "ganzen Tag un terwegs mit ihrer Revolution" 

Aber auch die 18jährige Tochter sieht man nur selten. Sie ist 
bei der Miliz und ,.den ganzen Tag unterwegs mit ihrer 
Revolution", wie Renee scherzhaft sagt. Morgens früh um 
6.00 geht sie zu ihren militärischen übungen . Körpertrai· 
ning, tagsüber arbeitet sie in verschiedenen Aktivitäten und 
abends alphabetisiert sie in einem Randbezirk von Managua. 
Nachts hÖrt man sie manchmal noch auf der Schreibma· 
schine klappern. In ihren J eans·Latzhosen sicht sie genauso 
aus wie viele junge Mädchen bei uns. 
H:iufig kommen Besucher ins Haus. Ein Rechtsanwalt und 
Besitzer einer Kaffeeplantage schockiert uns eine halbe 
Stunde nach unserer Ankunft mit der Einladung auf seine 
Finca. damit wir sehen kÖnnten. ,.w ie er seine Sklaven 
peitscht". Und er erzählt SlOries über führende SandiniSlas, 
in denen sie als halbe Russen dargestellt werden. Renee und 
er geraten in eine heftige Auseinandersetzung darüber. was 
mit den gefangenen Nalionalgardisten zu geschehen hat. Sie 
plädiert für sehr harte Strafen. 
Als er fort ist, erzählt sie , daß er sehr reich ist. aber sein 



Geld noch nicht ins Ausland geschafft hat, sondern abwar­
tet, wie sich die politische Situation für ihn entwickelt. 
Wir lernen eine stille junge Frau kennen, die schwanger ist. 
Sie ist "combatlente", d.h. sie hat am bewaffneten Aufstand 
teilgenommen. Ganz undramatisch erzählt sie von Kämpfen, 
und wie sie sich von Managua durch die Berge nach Masaya 
zurückgezogen haben, weil ihnen die Munition ausgegangen 
war, und wie sie nur mit großem Glück von der National­
garde unbemerkt blieben. Sie redet, als seien diese Erleb­
nisse schon ganz weit weg. Das Kind in ihrem Bauch ist ihr 
jetzt wohl wichtiger als die Kämpfe vor einem jahr. 
Oft wird es in dem Haus plötzlich sehr lebendig. junge 
Leute sind gekommen, halbe Kinder, mit grünen Unif'Jrmen 
und Gewehren, Freunde und Freundinnen der Tocht,~r, die 
auch bei der Miliz sind. Eine junge Frau in Uniform hat ein 
wenige Wochen ahcs Baby und verläßt alle zwei Stunden 
ihren Dienst, um zu !lause ihr Kind zu stillen. 
Seit dem Sieg der Sandinistas wird hier in Managua, gear­
beitet. Ruinen werden abgetragen, zum Teil in mühevoller 
Kleinarbeit, um Eisenteik und alles noch Brauchbare her­
auszusuchen und wieder verwenden zu können. Dazwischen 
entstand bereits kurz nach der Revolution schon ein Teil 
von dem, was für das gesamte Erdbebengebiet geplant ist: 
Ein Park mit Sport- und Spielplätzen. Die dort gepflanzten 
Bäume sind noch klein und werden von Holzgittern be· 
schützt. Ein Brunnen, Treppen, der Boden sorgfält ig mit 
bunten Steinen verlegt. 
Volleyball-Plätze, Sitzgruppen unter Dächern, Kletterg-erüste 
flir Kinder, ein großes Wandgemälde an einer fensterlosen 
Wand. Wenn wir die Leute bei der Arbeit fotografier,en, la­
chen sie uns zu. 
Bei Spaziergängen durch die Stadt werden wir immer wieder 
angesprochen, und gleich geht es um Politik. Die Frag~'n, die 
uns gestellt werden, begegnen uns auch auf unserer weiteren 
Reise häufig: Wie gefallt Euch unser revolutionärer Prozeß? 
Wie ist es in den beiden deutschen Staaten, wo ist es bl!sser? 
Macht die SPO eine sozialistische Politik? Und, weTin wir 
sagen, daß wir auch in Kuba waren: Wie leben die Leute 
dort? Sind sie zufrieden? Undsoweiter. 
Der Vergleich zwischen kapitalistischen und sozialistischen 
Ländern ist dabei von zentraler Bedeutung. Die Auseinan­
dersel1;ungen um den zukünftigen Weg Nikaraguas sind noch 
nicht abgeschlossen, wenn auch die Sandinist ische Front zur 
Befreiung Nikaraguas (FSLN) eindeutigere Vorstellungen 
davon vorgelegt hat als die Leute, mit denen wir auf der 
Straße gesprochen haben. Wir bekommen alle Vorbehalte 
und Befürchtungen gegenüber einer sozialistischen Enllwick­
lung zu hören, die wir auch bei uns kennen: Von der Mei-

nung freies Unternehmertum sei die unabdingbare Voraus­
setzung für eine funktionierende Wirtschaft bis hin zur 
Einschätzung der sozialistischen Staaten als revisionistisch. 
Wenn wir fragen, was sich seit dem Sturz Somozas geändert 
hat, kommt meist als erste Antwort: "Das hier ist weg" _ 
und dabei wird mit einer Handbewegung das Zusammen­
drücken der Gurgel angedeutet. Die Angst ist weg. Und: Die 
Reichtümer des Landes sollen jent dem Volk zugute kom· 
men; alle können lesen und schreiben lernen; die vernach­
lässigten unzugänglichen Randgebiete werden in die Ent­
wicklung des Landes einbezogen. 

Die materielle Situation hat sich in dem einen jahr noch 
nicht dramatisch verbessert. Die Arm ut kann in dem zerstör­
ten, ausgeplünderten Land nicht so schnell beseitigt werden. 
Immerhin ist von den unmittelbaren Folgen des Krieges für 
die Nahrungsmittelversorgung nichts mehr zu spüren. 
Aber noch ist Kinderarbeit ebenso wie in den Nachbarlän· 
dern notwendig, um zum Lebensunterhalt vieler Familien 
beizutragen. Es gibt noch immer die kleinen Zeitungsver­
käufer, Schuhputzer. Chicleu{Kaugumm i)-Verkäufer, und 
die Scharen von Kindern, die an den Bushaltestellen Säfte in 
Plastiktüten, Backwaren und warmes Essen in Bananenblät­
tern anbieten. Wir haben auch noch erlebt, wie Kinder in 
Restaurants kommen und sich die Essensreste von den Tel­
lern holen. 
Pedro, ein 12jähriger Zeiwngsverkäufer, den wir täglich an 
der gleichen Straßenecke in lI.-lanagua treffen, verkauft seine 
Zeitungen in der stolzen überzeugung, damit etwas für die 
Revolution zu tun, so sagt er uns. Er hat viele Geschwister 
und keinen Vater. Auch seine Briider und seine Mutter ver­
kaufen Zeitungen und ChieJets. Wenn Pedro groß ist, 
möchte er Arzt oder Lehrer werden. 

Keine Angst mehr im Volk 

Das Sozialministerium hat zusammen mit dem Lehrerver­
band und der sandinistischen Kinderorganisation ein Projekt 
durchgeführt, das arbeitenden Kindern die Möglichkeit bie· 
tet, zu spielen und ihre Kreativität zu entfalten. Man geht 
nicht davon aus, daß Kinderarbeit in allernächster Zeit be­
seitigt werden kann, sondern versucht, sie für die Obergangs. 
zeit so gut wie möglich zu fördern, um ihre negativen Fol­
gen gering zu halten. 
Wir begegneten aber nicht nur arbeitenden Kindern. Später 
in Esteli, lernten wir Kinder kennen, die als Kundschafter 
und Kuriere während des Aufstandes mitgekämpft hatten. 
Wir sahen Kinderscharen bei Kundgebungen in der ersten 
Reihe auf dem Boden vor der Tribüne sitzen, die Reden 
geduldig anhörend, und bei Spreehchören die Losungen am 
lautesten mitrufend. Nicht zuletzt wurde die Alphabetisie­
rungskampagne zum großen Teil von Kindern und jugend­
lichen durchgeführt , wie "Zum Beispiel von der dreizchnjäh­
rigen Tochter unserer Gastgeberin. 
Am Rande einer Kundgebung am Platl vor der Kathedrale, 
werden wir von einigen Jugendlichen angesprochen. Wir sind 
zunächst mißtrauisch, aber wie fast immer bei unseren 
Gängen durch die Stadt erweist sich das Interesse an uns 
rein politisch. 
Im Nu sehen wir uns leidenschaftlicher Agitation ausgesetzt. 
Einer der jungen meint, alle Gringos seien Imperialis!en. Er 
wird heftig von den anderen zurechtgewiesen. Man rechnet 
uns vor, wie früher die Baumwolle aus Nikaragua in die USA 
exportiert wurde, die jeans aus dieser Baumwolle wieder 
importiert und hier zu hohen Preisen verkauft wurden. Und, 
daß Nikaragua ein reiches Land ist, wenn seine Schätze dem 
Volk zugute kommen; in den unerschlossenen Gebieten zur 
Atlantikküste hin sind z.B. noch große Vorkommen von 
Edelmetallen, vor allem Gold und Silber, abzubauen. 
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Die Frage, ob Kuba ein Beispic:l für Nikaragua ist, wird dis­
kutier t, und ob, wenn ja, das bedeutet. daß man in Nikara­
gua alles genauso wie in Kuba macht. Die wichtigsten gegen­
wärtigen Aufgaben werden uns dargelegt und begründct: die 
A1phabetisie:rung, die Erhöhung der Produktion. 

Und die Kämpfe anderer Völker Lateinamerikas kommen 
zur Sprache. insbesondere in EI Salvador: "Si Nicaragua 
vencio, EI Salvador vencera!" (Wenn Nikaragua gesiegt hat, 
wird EI Salvador auch siegen!) ist die Losung, die immer 
wieder zu hören ist. Die Jungen fügen hinzu: Wenn die USA 
in EI Salvador intervenieren: werden wir dorthin gehen und 
den Kampf der Befreiungsbewegung unterstützen, und es 
wird ein zweites Vietnam geben. 
Die Einheit Lateinamerikas wird beschworen: "Eine Spra­
che, eine Religion , eine Geschiehte", und daß ein vereinigtes 
Lateinamerika stark genug wäre, sich dem US-Imperialismus 
zu widersetzen. 
Schließlich wird unser Gespräch von einem schwarzen 
Schriftsteller unterbrochen. Er kommt aus Bluefields an der 
Atlantikküste und trägt Gedichte in dem karibischen Eng· 
Iisch vor. das dort gesprochen wird. Zuvor hatte er eine 
Lesung im Kultusministerium gehabt. Er übersetzt die Ge­
diehte ins Spanische und die: Jungen hören ihm ernsthaft zu. 
Anscheinend findet es keiner lächerlich oder merkwürdig, 
daß nachts auf der Snaße Gedichte rezitiert werden, mit 
dem Pathos zudem, wie das hier üblich ist. In Nikaragua ist 
Dichten eine Volkskunst, eine akzeptierte Form, sieh aus­
zudrücken, und nicht eine Beschä ftigung, die ftir hehre Gei­
ster reserviert ist. Seit der Revolution wird auch das Dichten 
besonders gefördert. 
Wir erinnern uns an Gespräche: Das, wer jet7.t in der Revo· 
lution aktiv ist, sein letztes gibt und keine Zeit zum Aus· 
ruhen hat; von der Schwierigkeit, die revolutionäre Begeiste­
rung im mühevollen Alltag aufrecht zu erhalten: von den 
unendli ch vielen Problemen, z.B. durch den Mangel an Fach­
kräften. Von der ganzen Hinterlassenschaft der Diktatur im 
Bewußtsein der Menschen, die sich z.B. in passiver Haltung 
äußert: Mal sehen , was die Revolution uns bringt. Und von 
den Mühen der ständigen Auseinandersetzung mit dieser 
Erbschaft. 
An einem Sonntagnachmittag machten wir uns auf. um uns 
einen Vulkan aus der Nähe anzusehen. Schließlich sind 
Vulkane so charakterist isch für Nikaragua, daß wir uns den 
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Blick in den offenen Krater des Vulkans "Santiago", etwa 
20 km von Managua entfernt in einem Naturpark, nicht ent­
gehen lassen wollten. Wir stiegen in einen der kleinen Busse 
in Richtung Masaya. 
Kaum sitzen wir, muß ich zum mnfzigsten Mal die Frage 
beantworten, wie uns Nikaragua und dcr revolutionäre Pro· 
zeß gefallen . Allmählieh ist uns klar, daß man keine tiefsin­
nigen Antworten erwartet, sondern daß es reicht, einfach 
"gut" zu sagen. Damit ist ein grundSätzliches Einvernehmen 
hergestellt und man kann weiterreden. 
Wir stehen am Kraterrand und beobachten die grünen Papa­
geien, die krächzend ihre Runden durch die aufsteigenden 
Dämpfe ziehen. Der aktive Krater trägt den Namen "Höllen­
schIund"; aus ihm quillt Rauch, niegen gelegentlich auch 
Lavabrocken. Für die indianischen Vorfahren hatte der 
"Höllenschlund" eine religiöse Bedeutung: Die Indianer 
glaubten, daß tief im Krater eine Gottheit lebte. Menschen 
.....urden als Opfer für diese Gottheit in den Krater geworfen. 

Wir hören von einigen Leuten, die neben uns am Kr.uerrand 
stehen, daß Somoza ei nen Offizier der Nationalgarde von 
einem Hubschrauber aus in den Kratcr werfen ließ - der 
Offizier hatte mit den Sandinistas sympathisiert. Durch die 
besonders grausame Strafe sollte ein Exempel statuiert 
werden. 

Die Revolution - .. gut" wie der Vulkan 

Auf dem Rückweg werden wir ein Stück von einem jungen 
Paar im Auto mitgenommen. "Wie gefallt Euch unser Vul­
kan?" fragt uns der Mann. "Gut", antworten wir. "Und 
unser revolutionärer Prozeß?" "Auch gut." Der Mann 
lacht: "Wie der Vulkan!" Und dann meint er: "Warum seid 
Ihr denn j etzt schon nach Nikaragua gekommen, jetzt ist 
doch noch nicht viel zu sehen. So in fünf Jahren solltet Ihr 
das Land sehen, dann haben wir es schön hier - wenn man 
uns in Ruhe läßt." 
Auf der Ladenäche eines Lastwagens fahren wir zurück nach 
Managua. Außer uns sitzen hier noch zwei Frauen mit klei· 
nen Kindern. Die Frauen üben die Hymne der Sandinistas. 
Sie korrigieren sich gegenseitig, bekommen aber den Text 
nicht vollständig zusammen. Die Hymne ist an einigen Stei­
len sehr schwer zu singen, und die Frauen lachen, wenn sie 
schiefe Töne hervorbringen. Bei der Zeile "Wir kämpfen 
gegen den Yankee, den Feind der Menschlichkeit" schauen 
sie uns forschend von der Seite an: Ob wir uns wohl ange­
sprochen fühlen? Wenn beschriftete Stellwände am Stra­
ßenrand auftauchen, beginnen sie zu buchstabieren: "Sann· 
di-no hoy, Sandino ayer. Sandino s-i·em·pre" und freuen 
sich über jedes entzirfene Wort. 
Im I-laus von Renee lernen wir ihren 15jährigen Sohn ken· 
nen. Er ist für zwei Tage aus den Bergen gekommen, wo er 
alphabetisiert, weil er sich irgendeine Krankheit geholt hat 
und in Managua medizinisch untersucht werden soll. Munter 
erzählt er mit seiner leicht brüchigen St imme vom Leben 
mit den Bauern, mit "seiner Familie". Wie freundlich er 
dort aufgenommen wurde und wie froh die Bauern sind, 
lesen und schreiben zu lernen. 
Er betreut zwei Gruppen, insgesamt sind es 12 Männer und 
Frauen verschiedenen Alters. Voller Verwunderung erzählt 
er, daß seine Leute Rechnen können, ohne schriftliche Zah­
len zu kennen und selbst schwierige Rechenoperationen 
mühelos im Kopf durchführen. 
Es gefoil lt dem Jungen überhaupt nicht, daß er in zwei Mona­
ten mit Mutter und Schwester zum Vater nach England 
umziehen soll. Er ..... ürde lieber hierbleiben und rur die Re­
volution arbeiten . Aber, so meint er, wenn er gut Englisch 
lernt, so könne er auch damit sehr nützlich für die Revolu­
tion sein. 



Kuba 

Fritz Non Die Revolution ist noch 
stärker geworden 

Der 2. Parteitag der Kummunistischen Partei Kubas (I'CC) 
lagle vQm 17.·20. Dezcmber 1980 in /lava/mo.. 
Früz Noll, Vorstlmdsmitglied der Freundschajtsgeseflschajt 
BRD-Kuba, war Gast des Parteitages und faßt st.'ine Kuba· 
erfahrung [ur das AlB in zwei Bei/riige'l zusamme11. 

Die Anwesenheit von 147 Delegationen aus Afrika, Asien, 
Lalcinamerika, aus dem Nahen Osten, aus allen sozialist i­
st;hen Staaten und aus Westeuropa gaben dem 2. Parteitag 
der Kommunistischen Partei Kubas (PCC) den Charakter 
einer weltweiten Konferenz des revolutionären antiimperia­
listischen Kampfes. Zugleich unterstrich die große interna­
tionale Beteiligung in Havanna das hohe Ansehen, das die 
kubanische Revolution in d~r ganz~n Weil genießt. 
Und für die Teilnehm~r aus der Bundesrepublik war es be­
eindruek~nd zu erleben, in welch hohem Maß~ di~ Einheit 
zwischen Volk und Partei auf Kuba besteht. Das schien, 
na<::h den Ereignissen im April 1980 (siehe AlB 6/1980, S. 
28-29; d. Red.), die si<::h um die Botschaft Perus in Havanna 
abspiehen. für westeuropäis<::he Beobachter in Frage gestellt 
zu sein. Dieser Parteitag bewies, wie groß die politiseh­
moralische Einheit zwisch~n Volk und Partei auf Kuba ist. 
Doch darüber wird noch zu sprechen sein. 
Der dritte Aspekt dieses Parteitages, der auch Gegenstand 
dieses ersten Berichts sein soll, das ist die Bilanz und der 
Ausblick der planmäßigen sozialistischen Aufbauarbeit in 
allen gesellschaftlichen Bereichen des Landes. Der Parteitag 
gab Auskunft, wo Kuba heute steht, und wo morgen die 
Entwicklung der Wirtschaft und des Lebensstandards hin 
geht_ 

Wirtschaftlich dem Erreichbaren verpflichtet 

Die Planziele des I. Parteitages von 1975 sahen eine Wachs­
tumsrate von 6% vor. Erreicht wurden 4%. Für dieses 
Nichterreichen der Planziele müssen mehrere Gründe ange­
fUhrt werden. 
Zunächst muß festgestellt werden, daß das wichtigste Ex­
port produkt Kubas der Zucker ist und auch bleiben wird. 
Aber gerade in den vergangenen fünf jahren trat auf dem 
Weltmarkt ein Verfall des Zuckerpreises ein. Zugleich aber 
stiegen die Importkosten auf dem kapitalistischen Welt­
markt, es stiegen di~ Frachtkosten, es stiegen die Zinssätze. 
Hinzu kam, daß im jahre 1979 die Zuckerrohrernte durch 
den Rostpilz erheblich beeinträchtigt wurde, daß 1979 die 
Tabakernte zu 90% dem Blauschimmel zum Opfer fiel und 
daß in zwei Ostprovinzen des Landes d ie Schweinepest aus­
brach. Berücksichtigt man diese Umstände, so ist die real 
erziehe Wachstumsrate von 4% dennoch beachtlich. 
Die Arbeitsproduktivität stieg im Verlaufe des ersten Fünf­
jahrplans um 3,5%. Bleibt auch d ie Zuckerproduklion ein 
entscheidender Sehwerpunkt der Wirtschaft des Landes, so 
ernwickelte sich im Verlaufe der vergangenen fünf jahre die 
Industrialisierung erheblich. Die Industriekapazität stieg um 
10%. So wurde die Nickel-, Blei- und Kobaltgewinnung in 
Moa ausgeweitet, ein Walzwerk in Betrieb genommen, die 

Produktion der Leichtindustrie um 23% erhöht, die Fisc:he­
rciindustrie stieg um 29%. Das Verkehrswesen, die Hafen­
wirtschaft , die Schiffahrt und der Fis<::hfang wurden ausge­
weitet. 
Neben der weiteren Industrialisierung der Zuckerrohrpro­
duktion - 45% der Ernte werden heUle schon volImechani­
siert eingefahren - , wurde der Ausbau anderer landwirt­
schaftlicher Kulturen vorangetrieben. Das betrifft Zitrus­
früchte, Kaffee, Gemme, Reis, Kartoffeln und die Fleisch­
produktion. 
Der Parteitag der PCC schätzte die Bilanz der vergangenen 
runf jahre positiv ein, aber Fidel Castro sagte auch: "Die 
Partei muß sich dem Erreichbaren verpfli<::htet fühlen, nicht 
dem Unerreichbaren." 
Denn nicht nur objektive Faktoren waren für das Nicht­
erreichen der vollen Planziele von 1975 verantwortlich, auch 
subjektive Faktoren wirkten mit. Noch fehlte es am 
genügenden Verständnis für den Plan. Noch griffen nicht 
überall die materiellen Stimuli im erforderlichen Maße. 
Auch muß die Disziplin in der Produktion verbessert werden 
und noch ist nicht in allen Betrieben die wirtschaftliche 
Rechnungsführung eingeführt. 
Mißt man jedoch die Entwicklung Kubas an anderen Län­
dern Mittelamerikas; bedenkt man, daß Kuba jetzt fast zwei 
Jahrzehnte unter den Bedingungen der US-Blockade exi­
stiert; zieht man in Betracht, daß das kubanische Volk 
ständig von physischer Vernichtung bedroht ist und ent­
sprechende Maßnahmen zur Sicherung des Landes und der 
Revolution treffen muß - dann sind die Ergebnisse der 
Planwirtschaft sehr bedeutungsvoll. 
Ober die herausragenden Leistungen der kubanischen Revo­
lution auf den Gebieten der Bildung, der kulturellen Ent­
wicklung, des Gesundheitswesens. des Sports ist schon viel 
geschrieben worden, und die Öffentlichkeit unseres Landes 
weiß im groben darüber Bcs<::heid. 
Nimmt man nur die durchschnittliche Lebenserwartung des 
Kubaners, die je tzt bei 73 j ahren liegt, so is t dieses Vo lk 
längst auf dem Standard der hö<::hstentwkkelten Industrie­
nationen und meilenweit allderen Entwicklungsländern 
voran. Dennoch, die äußeren und inneren Bedingungen ge­
währen dem Kubaner ein Leben, das man bescheiden nen­
nen kann, ein Leben ohne Uberfluß, aber ein Leben in 
Würde, überzeugt von den eigenen Idealen_ 
Die no<::h immer bestehende Rationierung einiger Lebens­
mittel und Konsumgüter ist im Verlauf der letzten j ahre 
weiter abgebaut worden, so daß jetzt nur noch Fleisch, 
Tabak, Rum und Textilien rationiert sind. Gleichzeitig aber 
ist der sog_ zweite Markt eingerichtet worden, der sowohl als 
freier Bauernmarkt als auch als staatlicher Handel zu ver­
stehen ist. auf dem bislang no<::h rationierte Güter zu über­
höhten Preisen frei erworben werden können. Um es gleich 
vorweg zu sagen: Für die nächsten runf jahre hat man sich 
das Ziel gestellt, sowohl die Rat ionierung als auch den zwei­
ten Markt, der eine vorübergehende Erscheinung ist, ganz 
abzuschaffen. 
Von 100 Haushalten sind 74 mit einem Fernseher ausgerü­
stet, 38 haben einen Kühlschrank, 34 eine Waschmaschine 
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und 100 ein Radio. Im Verlaufe des vergangenen Fiinfjanr+ 
planes wurde eine Lohnreform mit gezieller Verbesserung 
der un teren Lohngruppen eingeHihre Gleichzeitig wurde das 
System des Leistungslohns ausgebaut und eine Reform der 
EinzeJhandeJspreise durchgefUhrt. 
Der 2. PCC-Parteitag in Havanna beschloß die Verbesserung 
des Dienstleistungsangebots, die Einführung eines nationalen 
Renten- und Versicherungssystems, die Errichtung eines 
staatlichen Amtes fUr Statistik und Information auf natio­
naler und regionaler Ebene, ei n staatliches finanzamt, ein 
nationales Sparkassensystem, ein zentrales Rechem:entrum, 
die DurchfUhrung einer Volks- und Wohnungszählung. 
Die 1976 verabschiedete Verfassung (Wortlaut in Al B 
8/1977, S. 15-18; d. Red.), wonach Kuba in 14 Provinzen 
mit 169 Kreisen aufgeteilt wurde, in der dic Poder Popular, 
die gewählten Volksvertreter, wirken, hat sich für die wirt­
schaftli che und gesellschaftliche, aber auch demokratische 
E.ntwicklung des Lan.des sehr positiv ausgewirkt. Dennoch , 
auch das hat der Par teitag festgestellt, gih es, bei der Re­
gionalplanung der Wir!Schaft, der Landwirtschaft, des Ver­

Der kommende fün fjahrplan , der vom Partei tag in seinen 
Konturen diskutiert wurde und der jetzt von der National· 
versam mlung verabschiedet werden wird, sieht eine Wachs­
tumsrate von jährlich 5% vor. 
Dabei ist es ein Grundgedanke des Plans, die Abhängigkeit 
vom kapitalist ischen Markt zu verringern und gleichzeitig 
das Volumen der traditionellen Produkte für den Export zu 
erhöhen und zu erweitern. Das betrifft insbesondere die 
Veredelung von landwirtschaftlichen Produkten wie Zilrus­
konserven, Rum , Zigarren. Aber auch die Exporte au f dem 
metallurgischen Sek tor, insbesondere von Nickel und Ko­
balt, sollen erhöht werden. In Zusammenarbeit mit dem Rat 
ftir Gegenseitige Wiruchaftshilfe (RGW) sollen für den 
Binnenmarkt in diesem Zeitraum rund 900 neue Produkte 
eingeführt werden. 
Einen wichtigen f aktor in der kubanischen Wirtschaftspla­
nung nimmt die E.nergiewirtschaft ei n. Neben dem ersten 
Atomkraftwerk, das sich noch im Bau befindet, orientiert 
sich Kuba weiterhin auf dic Suche nach Erdölvorkommen 
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vor den Küsten des Landes und entwickelt Alterualivcner­
gien ; dabei hat die So larenergie Vorrang. 
Wie bekannt. wird Kuba seit vielen J ahren von der Sowjet­
union mit Erdöl versorgI. Dieses 01 muß mit frachtern über 
den Atlantik geschafft werden und verursacht somit hohe 
Frachtkosten. Wenige Tage vor dem Parteitag kam es zu 
einem wichtigen Abkommen zwischen Kuba. Mexiko und 
der Sowjetunion. Danach wird Mexiko künftig einen Teil 
des so wjetischen Ols direkt an Kuba liefern und damr die 
Sowjetunion westeuropäische Olim portländer wie Span ien 
mit den mexikanischcn Mengen versorgen . Es liegt auf der 
Hand, daß alle beteiligten Seiten an diesem Abkommen 
Vorteile haben. Die einzigen, denen dieser Vertrag wie 
Schmierseife schmeckt, dürften die USA sein. 
Unter den vielen Kennziffern für den kommenden Plan seien 
nur einige Eckwerte genannt. So werden 200.000 neue 
Wohnungen und 250 neue Schulen gebaut. Die Zuckerpro­
duktion soll um 20-25% erhöht werden. Die Zahl der 
Zuckerfabriken soll um 13% erhöht werden. 3.500 km neue 
Straßen werden gebaut. Der Selbstwählverkehr für das natio­
nale Telefonnetz wird eingeführt. Der private Verbrauch soll 
jährlich um 4% steigen. 
33 neue Staudämme und Pumpwerke werden angelegt, 30 
neue Hochseeschiffe in Dienst genommen. Das :liel der 
kubanischen Wirtschaft und Gesellschaft ist es, den euro­
päischen sozialistischen Standard zu erreichen. Die r-.lctho­
den dazu für die Volkswirtschaft sind die sozialistische 
Rationalisierung, die Steigerung der Arbeitsproduktivität 
und die engste Kooperation mit den Staaten des RGW. 

" Die das freie Kuba für Kaugummi eintauschten" 

Interessant ist auch die En twicklung in der Kleinbauern­
schaft. Der Kleinbauernverband zählt zur Zeit 191.000 Mit­
glieder. Er hat sich das Zid gestellt, die Kleinbauern in 
Genossenschaften zu vereinigen. Zur Zeit existieren 1.117 
Land wirtscha ftl iche Produ k t ionsgenossenschaften (LPGs) 
mit 26.000 Genossenschaftsbauern. Sie bewirtschaften 
11,4%der Bodennäche. 
Ziel der Revolution auf dem Lande ist es, die vorhandenen 
LPGs - sie sind im Durchschnitt zu klein - zu vergrößern 
und weitgehend alle Kleinbauern in Genossenschaften -zu­
sammenzuschließen. 

Die kubanische Revolution sieht sich seit mehr als 20 Jahren 
durch den Yankee-Imperialismus herausgefordert. Das be­
legen nicht nur die rund 120 Mordanschläge gegen Fidel 
Castro durch den CIA, nicht nur die Aggress ion der USA, 3 
Monate nach dem Amtsantritt J .F. Kennedys in der Schwei­
nebucht, nicht nur die Blockade seit zwei J ahrzehnten, auch 
ideologisch wirken die USA über ihre Sender in Miami auf 
Kuba ein. 
Die USA preisen sich als das Paradies des Individualismus, 
und Cast ro sagt an dieser Stelle: "Das Paradies der Prostitu­
tion, des Drogenhandels und der Schwerstkriminalität", d ie 
USA, wehrten sich gegen eine legale Ausreise von Kubanern 
nach den USA und verherrlichten zugleich die illegale 
Flucht. Auf der anderen Seite war es das Prinzip der kuba· 
nischen Revolution, den Sozialismus, wie Castro sagt: "mit 
freien Männern und Frauen aufzubauen ". Millionen Kuba­
ner blieben im Lande, trotz Diffamierung, trotz der ständi­
gen Drohung, physiseh vernichtet zu werden, trotz beschei­
denen Lebensstandards, aber überzeugt davon, als freies 
Volk den neuen Weg zu gehen. 
"Natürlich gab es in unserem Volk Überreste der Vergangen­
heit, Menschen ohne Klassenbindung, Menschen ohne pa­
triotische Bindung, die den Einflüsterungen der Imperia­
listen erlagen" (Fidel Castro). Doch im Gegensatz -zu den 
frühe n Tagen der kubanischen Revolution, als es den USA 



gelang, große Teile der kubanischen Intelligenz abzuwerben, 
zur Flucht zu veranlassen, "konnten sie diesmal nicht die 
Spezialisten abwerben, sondern bekamen den Abschaum 
unserer Gesellschaft". "Wir haben einen großen Sieg des 
Volkes erlebt und die Kraft der Revolution gestärkt", sagte 
Fidel Castro zu den Auswanderern vom April des vergan­
genen Jahres. 
Und in der Tat, wer heute Kuba bereist, erlebt eine in sich 
geschlossene, den Zielen der Revolution und der Entwick­
lung des Landes zutiefst verpflichtete Einheit zwischen Volk 
und Führung. Die Komitees zur Verteidigung der Revolu­
tion (CDR), die jetzt 5.312.000 Mitglieder zählen, stärkten 
sich nach den Aprilereignissen um eine halbe Million. In den 
Tagen des April 1980 gingen allein in Havanna Nacht für 
Nacht mindestens 30.000 Mitglieder der CDR auf die Stra­
ßen, bewachten die öffentlichen Einrichtungen, demon· 
strierten für die Ziele der Rcvolution. 
Auf meine Frage, warum denn die jetzt in den USA schon 
zutiefst enttäuschten Exilkubaner nicht zurück kommen 
dürfen, weil sie doch sehr glaubhafte Zeugen des "Paradieses 
des Individualismus" seien, antwortete mir Jaime Chrombet, 
I. Sekretär der PCC in der Provinz Pinar dei Rio: "Eine 
Bilanz über die Kubaner im Ausland ist uns jetzt noch nicht 
möglich, aber vor allem ist sie unserem Volk nicht zuzumu­
ten. Denn jeder Kubaner fühlt sich in seiner persönlichen 
Würde zutiefst verletzt von jenen. die unser Land verraten 
haben, die unsere Revolution beschmutzt haben, die unse­
ren Internationalismus verletzten, die das freie Kuba für 
Kaugummis eintauschten. Die in ein Land gingen. das unsere 
Brüder in EI Salvador ausrottet, die in ein Land gingen, das 
die Völker Lateinamerikas aussaugt und unterdrückt. Die 
zum Feind überliefen, der unserem Volk mit der Vernich­
tung droht. Nein, wir können das heute unserem Volk nicht 
zumuten. " 
Natürlich wurde auf diesem Parteitag in der Rede von Fidel 
Castro auch deutlich, daß es vor den April.Ereignissen in der 
ideologischen Arbeit Schwächen gegeben hatte. Daß klein· 
bürgerliche Haltungen an den Tag gelegt wurden. Da~ 

manche den Auseinandersetzungen auswichen und sich in 
Bequemlichkeiten flüchteten. Darum ist es oberstes Prinzip 
der Partei, so der Parteitag, die Selbstzufriedenheit zu be· 
kämpfen, Fehler, die auftreten können, offen vor dem Volk 
auszusprechen, den Opportunismus zu bekämpfen, gegen 
jegliche Erscheinungen von Korrupt ion und Privilegien, 
seien sie noch so minimal. unduldsam aufzutreten. 

Eine "Gräte im Rachen der Yankees b leiben!" 

Und wer die Kundgebung auf dem Plat:t; der Revolution in 
Havanna, auf der sich rund 1,3 ]I,-lio Menschen versammel· 
ten, miterlebte, der weiß, daß sich die PCC nicht von den 
Massen entfernt hat. sondern eins mit ihnen ist. Auf dieser 
Kundgebung sagte Fidel Castro: "Aus den USA hören wir. 
daß man bereit ist, die Blockade gegen uns abzubrechen, 
wenn wir unsere Verbindung mit der Sowjetunion aufgeben 
würden." Aus 1,3 Mio Kehlen kam der Schrei: "No!" Und 
Castro fuhr fort: "Wir sagen dem Herrn Reagan, das kuba­
nische Volk häh diese Blockade noch hundert Jahre aus, 
aber über unsere Prinzipien verhandeln wir nicht." 
Die PCC rechnet fest mit einer Invasion der USA auf Kuba 
oder in einem anderen lateinamerikanischen Land. Sie ist 
darauf eingestellt, wie alle Völker dieser Hemisphäre. Aus­
druck war der Beschluß des Parteitages zur Aufstellung einer 
territorialen ~1iliz, die das ganze Volk um faßt: .Jeder Kuba­
ner, der seine Erde Meter für Meter verteidigen will, wird ein 
Gewehr, eine Granate oder eine Mine besitzen. Unser Vater­
land wird eine Gräte im Rachen des Yankee-Imperialismus 
bleiben." 

AIB-Sonderhefl111981 
zur Berliner Konferenz 

Arbeiter- und Befreiungs­
bewegung im antiimperia­

listischen Kampf 
Materialien einer Internatio nalen Wissenschaftl ichen 
Konferenz vo m 20. bis 24. Ok tober 1980 in Ber lin 

Exldu5i~ rur die Bunde5republik Deutschland veröffentlich! das 
AlB in seinem Anfang Februar erscheinenden Sonderheft 1/1981 
die wichtigsten Reden. Oiskussionsbeiträge und Ergebnisse der 
Internationalen Wissenschaftliehen Konferenz. die vom 20. bis 
24. Oktober 1980 unter dem Motto "Der gemeinsame Kampf der 
Arbeiterbewegung und der nationalen Befreiungsbewegung gegen 
Imperialismus, feir sozialen Fortschrin" in Berlin tagte. 
In Auswertung dieser bislang breitC$ten Konferenz ihrer Art 
bietet das Sonderheft 
• einen nahezu vollständigen überblick über den fortgeschritten­

sten Teil der nationalen Befreiungsbewegung, die Standpunkte 
von BefreiungiOrganisat ionen, revolutionärdemokrat iichen, 
sozialistischen und kommuni~tischen Paneien Afrikas. Asiens 
und Lateinamerikas; 

• die Positionen bedeutender Politiker der re~olutionjjren Arbei· 
terbewegung kapitalistischer und sozialistischer Länder zu den 
Grundfragen des antiimperialistischen Kamllfes heute; 

• Analysen international anerkannter Experten zur Rolle der 
internationalen Konzerne, zur aktuellen wdtpolitischen Kri· 
senentwicklung und zum Charakter der Beziehungen des kapi· 
talistischen und sozialistischen Lagers -.:ur Drillen Welt. 

Einzelpreis (ca. 70 Seilen) 4. D~i. zuzüglich Porto; bei Ab-
nahme von 10 und mehr Exemplaren 33% Ermäßigung. 
Be~lelbb,(hnjtt S.32 
Sonderhdt 1/1981 ist nicht im normalen Abonnement enthalten! 

17 



Uruguay 

Fernando Andrade Das "Nein" zur 
Verfassung der Militärs 

Mit dem am 30. Novtmber 1980 :ur Abstimmung gestell/en Verlas­
rungsprojeht wollt/! die uruguayischt Ge.ltralitiit den von ihr be­
heTTschten NatIonalen SicherheiUrat Iluf Dauer aLr höchstes Macht­
organ insrilutiQTUJlisieren, die Kandidatu. nuT ei"es, vom Militär 
bestimmten Priisidenlschll[lslulndidaltn für 1981/82 besfii/igen und 
das Verbot QUer unliebsamen Parteien abugnen !tUten. SIal/dessen 
handelte sie sich bei 54% Nein- urni 39% ja-Slimmen eine spektllhu­
/iire Abfuhr durch das u'llgullyische Volk ein, deren Hintergrii.w.e F. 
Arulrade ausleuchte/. 
Desten ungtachtet erkliirten die Militiirbefehlshaber und ihr ziviles 
Feigenbwu Prasidenl Aparicio Mendu nllcl! dem Referendums­
Debakel in einem gemeinS4tnen Kommunique, dill " Nein" der Volks­
abstimmung werfe mQn nicht ols "Niederlage der Regierung, sondern 
dl':s Volhu", do dil':s lediglich den ongeftrebten "institutioneUen 
NormtllisierungsprouP" hinQuszogere, .. 

Man kennt das Wort vOn Marx: "Die Geschichte wiederholt sich, 
aber ah Komödie". Was würde er Zu einer Komödie sagen, die eine 
andere wiederholt? 
Auf jeden Fall haben die Militärchefs von Uruguay, indem sie am 
30. 11.1980 eine Volksabstimmung liber eine Verfassung - erarbeite t 
von Stabsoffizieren einer Armee, die sich die widerwänige Mission 
gegeben hat, das eigene Volk zu unterdrücken - organisierten, die 
schaurige Wahlkomödie wiederholt, die der Diktator Pinochel vor 
einigen Monaten in Chile durchführte (siehe Beitrag von I. Ljubetic; 
d. Red.). 
Mit Ausnahme einer Handvoll Lakaien des Regimes, haben alle polio 
tischen Krähe Uroguays das Projekt dieser "von der Regierung ohne 
Beteiligung des Volkes erarbeiteten" Verfassung mit aller Bestimmt· 
heit verurteilt. Es g'db bei der Vorbereitung keinerlei Diskussion, der 
Text der Verfassung wwde erst 30 Tage vor dem Referendum 
veröffentlicht. 
Die großen wirtschaftlichen Schwierigkeiten, die es in Uruguay gibt, 
seitdem das Land nicht mehr zu dcn wichtigsten Exporteuren von 
Fleisch und Wolle gehört und seitdem die Rechten an de r Macht sind 
(1973; d. Red.), die unfähig sind, die Mordemisierung der Produk· 
tivkräfte voranzutreiben, die nur daran imeressiert sind ihre Privile­
gien beizubehalten, und an archaischen Fannen de r Landwirtschaft 
festhalten, haben katastrophale soziale Awwirkungen. 
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Zur grausamen Unterdrückung, die die Regierung von Montevidro 
zum Meister der systematischen Folter und des Staat$lerrorismus in 
diesem Teil der Welt macht, kommt die Arbeitslosigkeit und das 
totale Fehlen einer Zukunftspcrspektive für die arbeitende Bevölke­
rung hinzu. Die erdrückende kulturelle Athmosphärc, die dem Land 
durch das l\.Iilitärregime aufgezwungen wurde, zwang viele Uruguayer 
ins Exil (rund 300.000 bei einer Gesamtbevölkerung von 2,8 Mio; d. 
Red.). Es ist schwierig, genaue Zahlen feH%usteUen, sicher ist jedoch, 
daß Uruguay mittlerweile ein Land der Emigration ist. 
Die Zahl der politischen Gefangenen, die derLeit in Uruguay festge. 
stellt werden (seit 1973 waren rund 7.000 Demokraten eingekerkert; 
cl. Red.), lassen erkennen, unter welchen Bedingungen das Regime 
die Volksabstimmung vorbereitete. Laut AmneSly International 
schmachten zwischen 2.500 und 2.800 Personen aUS politischen 
Gründen in den Gerangnissen, d.h. I Einwohner von 1.000. Impirierl 
von den Nazis gaben die uruguayischen Militärs dem größten ihrer 
Gerangnisse den Namen "Libenad" (Freiheit). Was soll unter diesen 
Bedingungen der Aufruf zur Wahl? 

Ganz offensichtlich sind die Ziele der uruguayischcn Diktatur die 
gleichen wie die der chilenischen: der offene Terror in zwar auf 
kurze Sicht wirksam, er kann jedoch keinem Regime eine hinorische 
Pellpektive sichern. In Montevideo übt die Konterrevolution wie in 
Santiago nunmehr seit 7 Jahren die absolute Macht aus, ohne eine 
«hte soziale Basis Zu haben, heute noch weniger als gestern. Im 
Gegenteil, die Ablehnung der Diktaturen vereint praktis.ch alle polio 
tischen Kräfte der beiden Länder. 
Wenn man die Ergebnisse der letzten Wahlen in Uruguay \'on 1971 
als Vergleich nimmt, so neUt man fest, daß die beiden großen tradi· 
tionellen Paneien, die "Blaneas" und "Colorados", zusammen 75% 
der Stimmen erhielten. während die Frente Amplio, ein Wahlblindnis 
der Linken. 20% erreichte. 
" Handelt es sich heute um eine Volksabstimmung oder um ein 
Ullimatum?" fragt sich der Rechtsanwalt HeClor Rios. einer der 
Sprecher für das "Nein" zw Verfaswng der Diktatur. Er ergänzt, daß 
die Wahl regeln. wie das Regime sie versteht, sich auf folgendes be­
schränken: "Wenn das 'J a' eine Mehrheit erhält, wird sich die Situa· 
tion nicht ändern. Bei einer Mehrheit rur 'Nein' wird die Opposition 
vernichtet." 
In der Tat war die Volksabstimmung schon im Wesen gerlÜscht, wie 
einige Sprecher des Militärregimes sich offen auszusprechen erlaub­
ten: "Falls die 'Nein'·Stimmen die Mehrheit da\'ontragen sollten. 
würde das bedeuten, daß das Volk mit der jeuigen Situation zufrie­
den in." Kurz, der dem Wähler aufgezwungene Wahlentscheid be­
schränkte sich darauf, entweder einer Verfassung zuzustimmen, die 
der Militärdiktatur eine legale Fassade gäbe, oder eine Militärdiktatur 
ohne verfassungsmäßige Fassade zu behalten. 
Das Regime gab Millionen von Dollars aus zur Unterstüuung des 
,Ja", trotzdem ergab die Volksabstimmung vom 30.11. I 980 ca. 60% 
Nein·Stimmen. Niemand war über den Sinn dieser Wahl zu täuschen: 
Trotz der se it 7 1{2 Jahren ausgelibten Militärdiktatur, die für 
"Friedhofsruhe" im Lande gesorgt hatte und die nur die Stimmen 
der Henker zuließ, sagten die Wähler "Nein" zur Generals-Clique, die 
das Land unterdrückt, ohne sich von der Awsicht auf eine "poli­
tische Innahilität", die den Weg freimacht rur eine erneute Steige­
rung des llaatlichen Terrorismus. einschüchtern zu lauen. 
Weniger erfolgreich als Pinochet, der die Fruchte se iner Wahlmaskc­
rade einstreichen konnte, fanden sich die uruguayischen Generale, 
die dem Volk eine falsche Alternative aufzwingen wollten, in einem 
«hten Dilemma: entweder man sagt dem Volk: " Ihr wollt uns nicht, 
wir bleiben aber trotzdem", oder man tritt ab. 
Die Kräfte des demokratischen Widentandes in Uruguay (zu ihrer 
gemeinsamen Orientierung siehe AlB 9{1980, S. 14-16; d. Red.), die 
einen überzeugenden Beweis ihrer Verankerung im Volk erbracht 
haben, können ihren Kampf rur die politische Freiheit nun mit 
neuem Elan fortsetzen. 
(Quelle: Afrique Al ie, Paris, Nr. 228{8.12.1980) 



Chile 

Ivan Ljubetic Das Recht des 
Volkes auf Rebellion 

Am 11. März 1980 sollen drei neue Attentate Pino<;nets 
gegen das chilenische Volk vollzogen werden. An diucm 
Tag tritt die sog. Verfassung der "Freiheit" in Kraft, rino­
ehet wird sich selbst ab "verfassungsmäßigen Präsidenten" 
verkündigen und als solcher in das Regierungsgebäucle La 
Moneda einziehen, d.n. in das Haus, in dem bis zum 11. 
September 1973 Salvador ABende regierte und in dem er 
den Heldentod starb, als Pinochet es durch Bomben zerstö­
ren ließ. 
Mit diesen drei Maßnahmen will Pinochet eine kosmetische 
Operation abschließen, die seiner faschistis<::hen Diktatur 
den Anschein einer "verfassungsmäßigen Demokratie" ge­
ben soll. Gleichzeitig soll dadurch in Vergessenheit geraten, 
wie diese Verfassung "angenommen" und wie er zum Präsi­
denten "gewählt" wurde. 

Plebiszit vom September 1980 - eine Farce 

Die Verfassung wurde durch die Plebiszitfarce vom 11. Sep' 
tember 1980 •• angenommen". Dieser Betrug wurde von der 
Mehrheit des chilenischen Volkes abgelehnt. In dem Monat, 
der zwischen der Anklindigung und der DurchfUhrung der 
Farce lag, fanden Tausende kleinerer und großer Aktionen 
gegen sie stat t. 
Die wichtigste war die Massendemonstration am 27. August 
1980 in Santiago, an der über 100.000 Menschen teilnah­
men. Sie bewies nicht nur die enorme ~Iobilisierung und 
Kamplbereitschaft der ;\Iassen, sondern auch die Einheit der 
demokratischen Kräfte. Symbolisch daflir war die Tatsache. 
daß der ehemalige Präsident Chiles, der Christdernokrat 
Eduardo Frei. mit der Losung der Unidad Popular gegrüßt 
wurde: EI pueblo unido jamas sera vencido (Das geeinte 
Volk wird niemals besiegt)! 
Eine der Hunderte von Erklärungen gegen den Abstim­
mungsbetrug war die am 12. September 1980 von Andres 
Zaldivar, dem Vorsitzenden der Christdemokratischen Partei 
unterzeichnete, in der er feststellte: "Das Plebiszit ist ein 
Akt extremer Gewalt und ein Affront gegen das ganze Volk 
gewesen ... 

Auf der ganzen Welt wurde von den unterschiedlichsten 
Kräften das Plebiszit abgelehnt. Im Dezember 1980 verur­
teilte die XXXV. Vollversammlung der UNO einmal mehr 
die faschistische Diktatur mit 95 gegen 8 Slimmen bei 36 
Enthaltungen. Unter den Gründen für diese Verurteilung 
Pinochets, die ?:um achten Mal erfolgte, wird auch das Ple­
biszit genannt und dazu bemerkt: "Die fehlende Beteiligung 
des Volkes an der Vorbereitung des Verfassungsprojektes 
und die Einschränkung. die wegen des AusnahmelUstandes 
die Versammlungs-, Organisations-, Ausdrucks- und Infor­
mationsfreiheit erfuhr, lassen nicht zu, daß das Ergebnis als 
echter Willensausdruck des chilenischen Volkes aufgefaßt 
wird." 
In der zweiten Hälfte des jahres 1980 hat sich - vor und 

nach der Plebiszitfarce _ der Terror wieder verstärkt. Min­
destens acht Menschen wurden von den Sicherheitsdiensten 
ermordet, hunderte verhaftet und über 70 verbannt; mehre­
re Gewerkschaftsführer wurden eingekerkert; dem Vorsit· 
zenden der Christdemokratischen Partei. Andres Zaldivar, 
der für eine mehrwöchige Reise das Land verlassen hatte, 
wurde die Rückkehr verboten. 
Die faschistische Verfassung ist ein Versuch, den Terror und 
die volksfeindliche Wirtschaftspolitik der Chikago·Boys zu 
insti tU tionalisieren. 
In' der Verfassung heißt es ausdrücklich, daß ab dem 11. 
März 1981 für acht jahre Pinochet "verfassungsmäßiger" 
Präsident sein soll (Bestimmung 14) und daß die von Pino· 
ehet ernannte junta für die darauffolgenden acht jahre ei· 
nen Präsidenten ernennt, der durch ein Plebiszit wie das 
vom 11. September 1980 ratifiziert wird (Bestimmung 27). 
Die Repression gegen das Volk, die bisher von den faschisti­
schen Machthabern als durch den Ausnahmezustand bedingt 
bezeichnet wurde, wird in Zukunft zu einem in der Verfas· 
sung verankerten Normalzustand, der die Bürger der Wi\1kür 
Pinochets ausliefert. Die Bestimmung 24 erteilt dem Dikta­
tor das Recht, Verhaftungen, Einschränkungen der Ver­
sammlungs- und Informat ionsfreiheit , Verbannungen, Aus­
weisungen aus dem Land und Einreiseverbote zu bestim· 
men, wobei gegen alle diese Maßnahmen keinerlei Berufung 
eingelegt werden kann. 
Das bedeutet, daß es, so lange Pinochet an der Macht und 
seine faschistische Verfassung in Kraft b leibt, in Chile kei· 
nerlei Demokratie und keine Achtung der Menschenrechte 
geben wird. 
Angesichts dieser Tauachen bleibt nur ei ne Schlußfo lge· 
rung: Die Lage kann sich nur dann ändern, wenn das Regi­
me abgeschafft wird. das sich selbst das Recht zu absoluter 
Willkür und Machtmißbrauch erteilt und so lU einer mon-

ASK·Aufruf ZU Chile· Aktivitäten 

Das AntiimperialiSlische Solidaritätskomitee (ASK) haI die gesamte 
Olile·Solidaritäubewegung aufgerufen. alles in ihren Kräften ste· 
hende zu tun, um die geplante Lieferung von zwei U·Booten an das 
Pinochet·Reg;me (siehe auch unseren Kommentar, S. 44) zu ver· 
hindern. Massenhaft sollen dazu ProlestpoSlkarten, Briefe und 
Telegramme an die Bundesregierung geschickt werden. 

Vom ASK können zu diesem Zweck folgende Materi.;!.lien bezogen 
werden: Proteltpostkarten. StandardOugbläuer, Unterschriften· 
liSlen, cin Plakat und eine Informationsbroschüre ~um U·Boot· 
Geschäft. 
Für den 11. März dJ. ruft das ASK im Rahmen eineJ weltweiten 
Solidaritätuage!i ~u lokalen Solidaritätsaktivi täten (Info-Stände, 
Film- und Diaabende, Aktionen vor Institutionen des Regimes und 
deutschen Unternehmen, die mit Olile ~u5ammenarbeiten. Spen· 
dens.ammlungen) anläßlich dei Inkrafttretens der faschistischen 
Verfassung in Olile auf. 
Adresse: ASK. ~Iainzer Landstr. IS, 6000 Frankfurt/Main I, Tel.: 
0611/234659 
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strösen Tyrannei wird , gegen die alle Kampfformen legit im 
und notwendig sind. 
Im dritten Absatz der Präambel der In terna tionalen Men­
schenrechtserklärung wird betont, es sei "wesentlich, daß 
die Menschenrechte durch ein rechtsstaatliches Regime ge· 
schütl.l werden , damit der Mensch nicht zum äußersten 
Mittel der Rebell ion gegen die T yrannei und die Unter· 
drückung gezwungen werde". 
In Chile herrscht keine Reehtss taatlichkeit und die Men· 
schenrechte werden - wie kürzlich 95 l\IitgliedsIänder der 
UNO fe stste llten - systematisch verletzt. Somit sicht sich 
das chilenische Volk zum "äußersten Mittel der Rebellion 
gegen die Tyrannei und die Unterdrück ung gezwungen ". 
Diesbezüglich erklärte Luis Corvalan, Generalsekretär der 
Kommunistischen Partei Chiles in einer am 16. November 
1980 in Stockholm gehaltenen Rede: " Das Recht auf Rebel­
lion ist , sozusagen, ein heiliges Rech t. Es is t kei ne Erfi ndung 
der Kommunisten. Es wurde schon vor zweij ah rhunderten 
in die Unabhängigkeitserklä rung der USA aufgenommen. Es 
wird von der Enzykli ka Populorum Progressio gegenüber der 
Tyrannei anerkannt." 
Er fügte hinzu, da ß sich die Kommunistische Partei für die 
" Einheit und den Kampf der Massen und für die Anwen· 
dung der verschiedensten Kampfformen , auch der revolu­
tionären Gewalt , die bewußt und verantwort ungsvoll ange· 
wendet wird", um die Dikta tur zu stürten , ausspricht. Er 
be tonte: "Wir schä tzen diejenigen Aktionen, die d ie Sache 
des Volkes begünstigen." Dazu zählte er " mehrere der Ak· 
tionen, die am 3. Nove mber (1980) durchgeführt wurden, 
aus Anlaß des 10. J ahrestages des Beginns der von Salvador 
Allende angeführten Regierung". Es handelte sich dabei um 

Bombenangriffe gegen das faschistische Spr;u;hrohr EI Mer· 
curio, das Gerichlsgebäude usw. L. Co rvalan unterstrich: 
"Wir bekräftigen somit, daß unsere Linie weiterhin die Linie 
des Kampfes und der Einheit der Arbeiterklasse und aller 
Antifaschisten ist, der Stärkung der Unidad Popular und der 
Verständigung dieser mit der Christdemokratie und der ge· 
samten Opposi t ion." 
An einer anderen Stelle seiner Rede erklärte der General· 
sekretär der KI' Chiles: "Ebenso wie wir nicht von vorn· 
herein die Möglichkeit ei nes friedlic hen Auswegs ausschlie· 
ßen, dürfte auch kein Demokrat prin7.ipiell gegen die Gewalt 
sein, besonders diejenigen nicht, die zu einer Zeit die 
schlim mste _ die einzige, die unannehmbar is t elie Gewalt 
gegen das Volk, unterstützt hahen." L. Corvalan bezog sich 
dabei auf die Christdem okratische I'artel, deren rechter 
Flügel und die .Mehrheit ihrer Mitgl ieder die Aktionen gegen 
die Volksregierung Allendes ullterstützten und nat:h dem 
Putsch fas t zwei J ahre lang mit der faschistischen Diktatur 
kollaborierten. 

Es is t wicht ig zu bemerken, daß diese Linie der Einheit und 
des Kam pfes unter Anwendung aller Kampfformen VOll al­
len Parteien der Unidad Popular geteilt wird. 
Für die internationale Solidarität stellt sich die große Auf· 
gabe , von jetzt an kleinere und große Aktionen durchzufüh· 
ren mit dem Ziel, die Öffentlichkei t über die Bedeutung der 
rur den 11. März 1981 geplanten neuen kosmetischen Ope· 
ra tion PinoehelS aufzukläre n. Schon jetzt, besonders aber an 
jenem Tag, müssen die demokratischen Kräfte au f der gan· 
zen Welt mit allen Mitteln ihrer Ablehnung der Machen· 
schaften Pinochets, der sich als "verfassungsmäßiger" Präsi· 
dent Chiles verkleiden will, Ausdruck verleihen. 

~Dle Dichtung Erne.to Cardenob I,t ein Gong durch die Geschichte seines 
Kantinenh, Erinnerung on Leiden und Hoffnung de r Völker und wort ge wollige 

Mohnung zur Liebe als dem einligen Element der VeP"Önden.ong. 
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Sein We rk in gegl"Ündet auf die Hoffnung on die noch nicht e ntfollete n 
Möglichke{Ie n einel Menschen. 

Cardenal hot die Kraft e ines Poete n, de ssen Welterfahrung Wort wird. 
Er schreibt eine linnhafte, onuhoul;che Dichtung, reich On Realitöt, 

keinem Dogma lIerpflichtet und christlich im Sinne e ine r Humanität, in der 
genllschaftllchel Engogemenl und IndilliduolilmUI einande r nicht 

ausschließen. Als Dlchler und Prie,ter ilt e r Tell der Gesellschaft der 
Zukunft, die - nach seinen eigenen Warten -

im Keim schon überall auf der Erde exiltiert. ~ 
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Westsahara . 

Jürgen Ostrowsky Positionsgewinne 
der Frente POLISARIO 

Um das militärische Fiasko seiner Truppen im Kampf gegen 
die WcsIsahara-Bcfrciungsfront POLISA RIO plausibel ma­
chen zu können, sah sich r.tarokkos König Hassan IL zu 
einer gewagten Behauptung veranlaßt: ,,5öldnerhandcn aus 
Aigericn, Kuba und Vietnam" stünden scinen Truppen ge­
genüber, ein Sahara-Problem selber gebe es überhaupt nicht. 
Auch nicht mit der POLISARIQ sympathisierende Beobach­
ter verweisen auf den Unsinn ei ner solchen Behauptung: In 
jenem Wüstengebiet, auf dem von der POLI SARID Olm 28. 
Februar 1976 als Antwort auf die Okkupation durch Marok­
ko die Demokratische Ambischc Republik Sahara (DARS) 
proklamiert wurde, wären jcdwedc Ortsfremde - und seien 
es die legendären Guerillakämpfer, auf die lIassall 11. sich 
bezog denselben Problemen ausgeliefert wie die ebenfalls 
fremden Marokkaner selbst. Die aufsehenerregenden Erfolge 
der POLISARIO-Guerilleros, der Volksbcfreiungsarmee der 
Sahara (ALPS), sind so jedenfalls nicht erklärbar. 

Weder Staatsvolk noch funktionierende 
Sclbstvenvaltung? 

Fünf Jahre nach Griindung der DARS stellt sich deren Lage 
auf den verschiedenen Ebenen durchweg günstig dar. Neben 
dem Kampf auf der militärischen sowie der diplomatischen 
Ebene spielt das Problem der Institutionalisierung und Kon­
solidierung der DARS die Hauptrolle. 
In einer spitzfindigen Erörterung auf der Gipfelkonferenz 
der Organisation für Afrikanische Einheit (OAU) im J uli 
1980 in Freetown, der Hauptstadt Sierra Leones, hatte d ie 
marokkanische Delegation dem Antrag der DARS auf Auf­
nahme in die Organisation die Berechtigung bestritten mit 
dem Hinweis darauf, die DARS verfüge weder über ein 
Staatsvolk, noch über ein Territorium oder eine Staatsge­
walt. 
Die Einlassung verfehlte ihren Zweck. Eine Mehrheit der 
afrikanischen Regierungen schloß sich der überlegung an, 
sowohl ein Volk, eben das der Sahraouis, als auch eine for­
male Regierung wie ein Territorium seien sehr wohl vorhan­
den. Gerade dieses Territorium aber sei von Marokko kolo­
nial besetzt und unterdrückt und hierin liege der Kern des 
Problems, von dem Hassan 11. mil seinen Darlegungen ablen­
ken wolle. 
In der Frage des Territoriums kann die DARS bzw. POLl­
SARIO allerdings auch auf die Tatsache verweisen, daß 
große Teile der Westsahara von ihr befreit worden sind und 
ihrer Kontrolle unterstehen, wo sie den Widerstand der noch 
dort ansässigen Bevölkerung organisiert. Die Mehrheit der 
Sahraoui-Bevölkerung lebt freilich seit der Besetzung ihres 
Landes durch Marokko 1975 in mehreren Flüchtlingslagern 
in der Nähe der südwestalgerischen Stadt Tindouf, wenige 
Kilometer von der Grenze zur WesISahara entfernt. 
Die ständige Versorgung dieser über 110.000 Menschen mit 
dem Nötigsten bereitet trotz umfangreicher Hilfe vor allem 
Algeriens und internationaler Hilfsorganisationen die größ­
ten Schwierigkeiten. Die Lösung des Problems wäre undenk­
bar ohne das Bestehen einer funktionierenden Selbstverwal-

tung. Gestutzt auf die Erfahrungen der modernen revolutio­
nären Befreiungsbewegungen entwickelte die POLISARIO 
ein volksdemokratisches Systern der Verwaltung von unten 
her. Die besondere Leistung besteht darin, daß ihr dies ge­
lang mit einer Bevölkerung. die überwiegend auf der Stufe 
der Stammesgesellschaft und überdies nomadisierend gelebt 
halte. 
Die Flüchtlinge sind auf drei große Lagerbezirke vertei lt, die 
sog. Wilayas, die entsprechend den drei einzigen größeren 
Ortschaften der Westsahara EI Aioun, Smara und Dakhla 
heißen. Unterhalb dieser Ebene bestehen sog. Dairas, ihrer­
seits nach den weiteren Orten im Heimatland be,nannt. Auf 
heiden Ebenen existieren jeweils Kinderkrippen, Schulen, 
Kleinkliniken sowie mehrere, von den Bewohnern gewählte 
Volkskomitees. Diese sind zuständig für die Bereiche Er· 
ziehung, Gesundheit, Ernährung, Rechtsprechung und 
Handwerk. Produziert wird innerhalb der Lager nur in gerin­
gem Umfange, Nahrungsmittel U$W. kommen von außen. Sie 
werden nach möglichst egalitä ren Maßstäben zugeteilt und 
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sind kostenlos wie die Dienstleistungen: Eniehung usw. 
Folgli<:h gibt es au<:h keine Marktbeziehungen: lediglich die 
Produkte des Kleinhandwerks werden unter Regie der zu­
ständigen Komitees auf Taus<:hbasis vertrieben. 
Bea<:htlich sind d ie Leistungen auf dem Gesundheits- und 
Erziehungssektor. So gering die Möglichkeiten an Ausstat­
tung und ausgebildetem Personal sind, so ist es immerhin 
gelungen, gute hygienisch-sanitäre Verhältnisse und eine all­
gemein zugängliche Krankenversorgung zu schaffen_ Von 
den ausgebildeten l'I..rzten sind eine Anzahl kubanische Frei­
willige. 
Drei große Schulzentren sind in den drei Wilayas im Ausbau, 
benannt nach historischen Daten des Befreiungskampfes_ 
Allein die S<:hule des 9_Juni (nach dem Tag, an dem 1976 
der erste Generalsekretär der POLISARIO, Moustapha 
Sayed EI-Ouali, gefallen war) beherbergt seit Aufnahme des 
Unterri chts 1979 über 1.500 S<:hüler. Parallel zur AusbiI· 
dung der Kinder und Jugendlichen finden Alphabetisie­
rungskurse flir die Erwachsenen statL 
Daß diese Errungenschaften der Entwi<:klung der Volks­
rnacht - die sich überdies in den regelmäßig stattfindenden 
Volkskongressen der gewählten Delegierten ausdrückt - ei­
nen ents<:heidenden Rückhalt für den Kampf darstellen, be­
stätigen auch die Erfahrungen der POLISARIO. 
Den Widerstand zumindest in den okkupierteIl Süidtell der 
Westsahara zu brechen, ist seit 1975 das Ziel der marokka­
nischen Repressionspolitik_ Eine Liste der Hilfsorganisation 
Roter Halbmond (das islamische "Gegenstück" zum Roten 
Kreuz) der Sahara zählt rund 100 meist 1976 Verhaftete 
auf, über deren Verbleib nichts bekannt ist_ Vor wenigen 
Wochen inhaftierten die marokkanischen Besatzer vor allem 
unter den Arbeitern der Phosphatmincn von Bou Craa eine 
Anzahl Personen. 
Das Schlüsselwort des Kampfes auf der diplomatischen 
Ebene lautet .,Friedensdynamik·'. Damit wird ausgedrückt, 
daß insbesondere seit dem Verzicht Mauretaniens auf das 
von ihm annektierte Gebietsstück der Westsahara (vgl. AlB 
IOfl979) die internationale Anerkennung der DARS bzw. 

POLI SARIO rasch zugenommen und den Druek auf Marok­
ko verstärkt hat, eine Lösung unter Anerkennung der be~ 
rechtigten Ansprüche des Volkes der Sahraoui zuzulassen. 
1980 entwkkelte sich dieser Prozcß weiter: 

• Im arabischen Lager sta nden bis dahin nur Algerien und 
die Volksdemokratis<:he Republik Jemen sowie Libyen auf 
der Seite der POLISAR IO; inzwischen hat Syrien die Aner­
kennung vollzogen: die rü<:khaltlose Unterstützung Marok­
kos durch Saudi Arabien und Jordanien hat wegen der posi­
tiven Haltung lI assans IL zum Camp-David-Kuh handel nach­
gelassen. Dafür allerdings offerierte I'räsidenl Sadat von 
Ägypten dem Herrscher in Rabat Truppen (ebenso wie An­
fang Januar dJ. auch dem expansionistischen Somalia). 
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• Innerhalb der Europäis<:hen Gemeinschaft wurden An­
näherungsversuche an die POLISARIO unternommen. Ende 
1979 führte der EG·Komm issar Cheysson in Algier Gesprä­
che mit POLISARIO-Vertretern: in den Niederlanden und 
Belgien sowie in Schweden und Finnland werden überle­
gungen über völkerrechtlkhe Möglichkeiten einer Teilaner­
kennung der DARS angestellt. Selbst Frankreich hat seine 
offene Unterstützung Marokkos diplomatisch reduziert -
mit Rücksicht auf sein Ansehen bei den afrikanischen Staa· 
ten_ 
• Die größten Fortschritte erzielte die POLISARIO inner­
halb der OAU_ Auf der Konferenz von Freetown stimmte 
eine Mehrheit von 26 Staaten für die Aufnahme der DARS 
als 51. Mitglied. Lediglich der Drohung Marokkos und seiner 
Verbündeten (Elfenbeinkiiste, l'I..gypten, Senegal, Tunesien, 
Sudan und Somalia) die Organisation zu verlassen verdankte 
Hassan 11. einen Aufschub der endgültigen Entscheidung_ 
Die Anerkennungswelle zugunsten der DARS vermochte 
auch d ieses Manöver nicht zu stoppen_ Im November 1980 
waren es bereits 44 Staaten gewesen (siehe Kasten); nimmt 
man die sozialistischen Länder Europas und die Mongolei 
hinzu. die diesen Schritt bislang aus diplomatisch-taktischen 

Stand der DARS-Anerkennung 
Staaten, die bis November 1980 die Demokratische Arabische Re· 
publik Sahara (DARS) diplomatisch anerkannt haben: 
Afr ika: 
Äthiopien, Algerien, Angola, Benin, ßotswana. ßurundi, Ghana, 
Guinea-Biuau, Kapverden, Kongo, Lesotho, Libyen, Madagaskar, 
Mali, Mocambique, Ruanda, Sambia. Sao Tome - Principe, Sey­
chellen, Sierra Leone, Swaziland, Tansania, Togo, Tschad, Uganda, 
Zimbabwe 
Asien: 
Iran, (Siid-Uemen, Kampuchea, Laos, Nordkorea, Syrien, Vietnam 
Latc;namer;ka: 
Dominica, Grenada, Guyana, Jamaika, Kostanka. Kuba, Mexiko, 
Nikaragua, Panama. St_ Luda 
(Quelle: Sahara-Info, Informationsblatt der Gesellschaft der Freun­
de des sahnlOUischen Volkes, NT. I1 November 1980) 



XXXV. UN·Voliversammlung 

Westsahara-Resolution vom 11. 11.1980 
Die Vollversammlung, 
nachdem sie die Frage der Wesllahara eingehend studien hat, 
in Erinnerung 
an das unveraußtrlicht Recht der Völker auf Selbstbenimmung 
und Unabhängigkeit, gemäß den in der Olarta der Vereinten Na· 
lionen und ihrer Resolution 1514 (XV) vom 14.12.1960 enthalte­
nen Prinzipien, die die Bewilligung der Unabhängigkeit mr die kolo­
nisierten Länder und Völker helterfen, 
in Erinnerung 
an ihre die Frage der Wesuahara betreffende Resolution 34/37 vom 
21.11.1979, 
nach Untersuchung 
des betreffenden Kapitels des Berichts des Sonderkomitees, das 
beauftragt war, die Situation unter dem Aspekt der Anwendung 
der Erklärung über die Bewilligung der Unabhängigkeit für die kolo­
nisierten Länder und Völker tu studieren, 
na(;h Anhörung 
der die Frage der Westsahara betreffenden Erklärungen, insbeson­
dere die des Vertreters des Frente Popular Para La Liberacio de 
Saguia EI Hamra Y de Rio de Oro (F. POLISARIO), 
im Bewußtsein 
der tiefen Sorge der Vereinten Nationen, der Organisation für Afri­
kanis(;he Einheit und der nkhtpaktgcbundenen Staaten für die Ent· 
kolonisierung der Westsahara, 
ebenfalls im Bewußtsein 
der großen Besorgnis der Organisation der Vereimen Nationen, der 
Organisation fUr Afrikanisdie Einheit und der nichtpaktgebunde­
ncn Staaten angeskhts der Venchärfung der Lage in der Westsahara 
wegen der fortdauernden Besetzung dieses Territoriums durch Ma-
rokko . 
durc::h Inkenntnisna.hme 
der die Frnge der Westsahara betreffenden Entscheidung der Konfe­
reru. der Staat5- und Regierungschefs der OAU auf ihrer 17. ordent­
lichen Sitzung ,·om 1.·4. Juli 1980 in Freetown, 
in Erinnerung 
an ihre Resoluüon 34/21 vom 9.11.1979, die ZUJammenarbeit 
zwischen der U:-:O und der OAU belreffend, 
I. betont erneut du unveräußerliche Recht des sahraouischen Vol­
kes auf SeJbSlbestimmung und Unabhängigkeit, gemäß der OtaRa 
der Vereinten Nationen, der Chana der OAU und gemäß den Zie· 
len der Re$Olution 1514 (15) der Vollversammlung, sowie die Le­
gitimität des von ihr gefUhrten Kampfes rur die Ausübung dieses 
Rechts, wie vorgeschen von den entsprechenden Resolutionen der 
UNO und der OAU, 
2. bedauert zutIefst, daß ihre Resolution 34/37 vom 21.11.1979, 
die die Wege und Mittel zu einer gerechten und endgültigen politi­
schen Lösung der WeSlsaharafrage emhalt, nicht angewendet wer­
den konnte; 

Gründen unterließen. so hat 1/3 der UNO·Mitglieder die 
DARS völke rrechtlich akzeptiert. Die POLISARIO verfüge 

über "die Trümpfe der arabischen Länder, der afrikanischen 
Länder und de r sozialistischen Länder", erklärte ein POLl­

SARIO.Sprecher im Herbst 1979. "Unsere gesamte Strategie 

wird es jetzt sein, diese Trümpfe voll auszunutzen. "1 

Mit Erfolg. Neben weiteren internationalen Gremien _ so 

die Interparlamentarische Union (Berlin IDDR im Septem­

ber ) und im gleichen Monat in Sofia der Weltfriedensrat -

fordert e am 11. November 1980 die UN-Vollversammlung 
die Anerkennung der Rechte des Sahraoui·Volke$ sowie die 

Aufnahme "direkter Verhandlungen·' Marokkos mit der 

POLISAR IO (siehe Resolutionstext). Dam it enuprach die 

U:\'O exakt der von der POLISARIO gestellten Forderung 

nach bilateralen Verhandlungen zwischen den Konniktpar­

teien (die BRD enthielt sich übrigens "neutral" der Stim­
me ). 
Hassans 11. neuestcs .\1anÖvcr, um dieser Forderung zu be­

gegnen. besteht darin, eine Referendums·Lösung zu propa­

gieren - als gäbe es nicht das demonst rative "Referendum·' 
der Flucht der ßevölkerungsmehrheit und des aktiven Wi­

derstandes. 

3. erldart erneut ihre Besorgnis angesichts der Vencharfung der 
Situation bedingt durch die fortdauernde Besetzung der Westsahara 
durch Marokko und durch die Ausdehnung dieser Besetzung auf 
den Teil der Wesuahara, der GegenSland eines Friedensabkommens 
am 5.8.1979 zwischen Mauretanicn und der Freme POLISARIO 
gewesen in; 
4. be tont erneut, daß die Lösung der Wellsaharafrage in der AU5-
übung seiner unveräußerlichen Rechte, einschließlich seines Rechu 
auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit, durch das Volk dieses 
Territoriums besteht; 
5. nimmt zur Kenntnis die Entseheidung der Konferenz der Staats­
und Regierungschefs der OAU während ihrer 17. ordentlkhen 
Sitzung, vom 1.-4.7.1980 zur Frage der Wesuahara; 
6. nimmt ebenfalls zur Kenntnis die Schlußfolgerungen der 5. 
Sitzung des ad·hoo::-Ausschusses der OAU in Frtttown vom 
9.·11.9.1980; 
7. begrüßt die von der OAU und ihrem ad-hoc-Ausschuß gemachten 
Anstrengungen sowie die Bereitschaft der Beteiligten und Inleres· 
sierten, eine gerechte und endgültige Lösung der Westsaharafrage zu 
fördern; 
8. lädt deshalb die UNO ein, eng mit der OAU zusammenzuarbei· 
ten, um dem sahraouischen Volk zu erlauben, sein Recht auf 
Selbstbestimmung und Unabhangigkeit auszuwen entsprechend 
den Resolutionen der UNO und de r OAU; 
9. wiederholt den in seiner Resolution 34/37 enthaltenen Aufruf 
mit dem sie dringend Marokko ersucht, an der Friedensdynamik 
teilzunehmen und der Besctzung des Territoriums der Wutsaharn 
ein Ende zu machen; 
10. bittet daher dringend Marokko und die Frente POLISARIO die 
Vertretenn des Volkes der Westsahara, in direkte Verhandlungen 
einzutreten, um zu e ine r endgültigen Regelung der Wesuaharafrage 
zu gelangen; 
11. bittet den mit der Untenuchung der Situation betreffs der 
Anwendung der Erklärung über die Bewilligung der Unabhängigkeit 
rU. die kolonisierten Länder und Völker beauftragten Sonderaus­
$(:huß als eine vordringliche Fr.lgC weiterhin die Situation in der 
Westsahara zu untersuchen und diesbezüglich der Vollversammlung 
während ihrer XXXVI. Sitzung zu berichten; 
12. bittet den Generalsekretär der OAU darum, den Generalsekre­
tär der UNO zU informieren über die Fortschritte in der Anwen· 
dung der Entscheidungen der OAU, was die Weusahara betrifft; 
13. lädt den Generalsekretär ein, die Situation in der Westsahara 
genau zu ,"e rfolgen, mit dem Ziel der Anwendung dieser Resolution 
und der Vollvenammlung während ihrer XXXVI. Sitzung dariiber 
Bericht zu entatten. 

(Quelle: Material der InformationssteUe Freie Sahara, Bonn, De­
zember 1980) 

D ie Absicht ist klar: Marokko sucht auf diese Weise Zeit zu 

gewinnen für Manöver, um ein solches eventuelles Referen­

dum günstiger ausfallen zu lassen und zudem eine Aosario 

genannte Marionenenorganisation ins Spiel zu bringen. Die 
Parallele zur Politik Südafrikas in Namibia ist unübersehbar. 

In d iesem Zusammenhang ist die Haltung der Carter-Admi­

nistration auhehlußreich. Im Herbst 1979 genehmigte J. 
Carter erneut Lieferungen modernster Waffen an Marokko. 
Die dafür gegebene Begründung: Marokko solle durch die 

Erfahrung, daß es auch mit weiteren Waffen diesen Krieg 
nicht gewinnen könne - wie Studien des C IA und anderer 

Geheimdienste prognostizierten - zu der Einsicht gelangen, 

dne Verhandlungslösung sei vorzuziehen. 

Die Abenteuerlichkeit dieses hintersinnigen Kalküls brachte 

Andrew Young, der frühere US-Botsehafter bei den Verei· 

nigten Nationen, bei e inem Besuch in offizieller Mission in 

Algier und Tindouf zum Ausdruck. A. Young, selbst Gegner 
von Waffenlieferungen an Marokko, faßte seine Eindrücke 

so zusammen: Obwohl er versucht habe, den Standpunkt 

des US-AußenminislCriums darzulegen, "kann ich nicht sehr 

übeneugend gewesen sein, wei l ich selbst nicht von ihm 
überzeugt bin·'.2 
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Einerlei, wie dieses US-Manöver intendiert gewesen sein mag 
- es stärkte das Regime Hassans Il. und entsprach damit 
jener Devise des Präsidentenberaters Z. Brzezinski, der Ma· 
rokko neben Israel, Thailand und Südkorea zu jenen Re­
gimes zählte, deren Sturz Washington au f keinen Fall zulas­
sen werde. Fraglos stimmt diese Liste mit der freilich noch 
umfangreicheren des neuen US-Präsidenten Romlid Reagan 
überein. Es bleibt abzuwarten, wie sich R. Reagans außenpo­
litische Phantasien in der Westsahara-Frage auswirken wer­
den. 
Wo der CIA Recht hat, hat er Recht. Der Krieg in dem 
266.000 qkm großen Gebiet is t für die marokkömische Ar­
mee nicht zu gewinnen. J Hassans Annee und Luftwaffe 
füllten ihre Arsenale sei t 1975 mit Waffen aus vel1'1chicdenen 
Ländern auf: Die USA lieferten von 1975 bis 1979 a llein für 
500 Mio Dollar; Panzerfahrzeuge, Gewehre, Kan onen, Ra­
keten, J agdflugzeuge usw. kamen aus Frankreich, Oster­
reich, Israel, Ägypten, Südafrika und jüngst auch aus der VR 
China sowie Rumänien. 

POLISARJO - Großoperationen auch in 
Südmarokko 

Dennoch beherrscht die POLISARIO mit Ausnahme der 
Ortschaften das Land, mehr noch: Marokko war bereits ge­
zwungen, einige Garnisonen in der Westsahara aufzugeben, 
weil sie nicht verteidigt werden konnten. Selbst der Süden 
Marokkos 5!eht weitgehend unter der militäriscben Hoheit 
der ALPS-Verbände, die mit hervorragender Geländekennt· 
nis und großer Mobilität operieren, wobei sich auch ihre 
Ausrüstung massiv verbessert hat. Neben modernen Beute­
waffen verfiigt die Befreiungsarmee heute auch über Luft ab­
wehrraketen wie die SAM· 7 und sogar über di e untcr dem 
Namen "Stalin-Orgel" legendär gewordenen Rak(:tenwerfer· 
batterien. 
Seit 1979 , im Rahmen der "Offensive Houari Boumedien­
ne", ist d ie ALPS auf eine neue Stufe des Kampfes überge­
gangen. In Großoperationen werden nunmehr auch Orte 
und Garnisonen angegriffen, erobert und gehalten. Diese 
neue Kampfform schuf zwar gewisse Probleme, angefangen 
von der Bewegung e igener großer Truppenm assierungcn 
(u.a. von mehreren tausend r-.lann) bis zu den dadurch wie­
der gestiegenen Chancen der konventionell operierenden 
marokkanischen Einheiten in längeren offenen Karnpfak­
tionen ihre Feuerkraft einzusetzen. 
Doch bereits d ie ersten Schlachten zeigten, daß die POL!· 
SARIO·Kämpfer auch diesen Anforderungen gewachsen 
sind. Im Spätsommer und Herbst 1980 wurden lI.a. Dakhla 
und Smara angegriffen und zeit weilig erobert, im südlichen 
Grenzgebiet Marokkos fielen mehrere befestigte Garnisonen; 
die POLISARIO beherrscht im südöst lichen M •• rokko das 
Berggelände des Djebel Ouarkziz und damit einige Pässe. 
Die marokkanische ArmeefUhrung reagierte mit der Aufstel­
lung zweier mobiler und schwerbewaffne ter EIi,,~einheiten, 

genannt "Ouhoud" und "Zellagha". In einer Grc,ßoffensive 
im Februar 1980 lautete ihr Operationszie l, Süd-Marokko 
von "Nestern " der ALPS zu r'.iumen - wo mit zugegeben 
wurde, daß die POLISARIO dort über feste Positionen ver­
fUgte. Im März 1980 war das Unternehmen gescheitert, die 
Einheiten "Ouhoud" und "Zellagna" waren dezimiert und 
demoralisiert. Die POLI SA RIO hatte erhebliche: Beute an 
Waffen gemacht. Eine im Mai 1980 mit den Restkräften und 
Verstärkungen begonnene Offensive zur Entlastung der Gar­
nison Zag, der letzten im Grenzgebie t noch in marokkani­
scher Hand befindlichen, scheiterte ebenfalls. 
Im September 1980 verlor die marokkanische Armee die 
Komrolle über weitere Stützpunkte, die zur Sicherung der 
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Straßenverbindungen dienten, so Ras-el-Khanfra in Süd-Ma­
ro kko. Am 11. Oktober 1980 hielt dort ein Führungsmit­
gl ied der POLISARIO eine Pressekonferenz ab.4 

Es zeugt von Moral, Wagemut und Geschick der POLISA­
RIO-Kämpfer, daß sie sogar auf dem Wasser erfolgreich ak­
t iv sind. Immer wieder wurden von kleinen POLI SA RI O­
Booten spanische Fischerboote aufgebracht, die im Küsten­
gebiet der DARS fischten, d ie Boote versen kt, ihre Besat­
zungen gefangengenommen. über 40 spanische Seele ute be­
fanden sich z.B. im Herbst 1980 in POLISARIO-Gewahr­
sam . Am 18. September 1980 besetzte ein Kommando der 
POLI SARIO von See her kurzzeitig die Hafenanlagen von EI 
Aioun und zers törte sie teilweise; der Rückzug - wieder 
über See - verlief ohne Verluste. 
Marokko ist von dem 1975 von Hassan 11. als nationaler 
Aufbruch proklamierten Ziel, das alte Groß-Marokko zu­
mindest teilweise wieder ers tehen zu lassen, weiter entfernt 
denn je. Stattdessen ist die Monarchie der Alaouiten selbst 
ins Wanken geraten . Die POLI SA RlO ist ihrem Ziel, Marok­
ko aus der Westsahara zu vert reiben und zu direkten Ver­
handlungen zu zwingen, dagegen ein großes Stück näher ge­
kommen. 
Daß auch Marokko möglicherweise der " Friedensdynamik" 
eher zu folgen bereit ist. der es sich bisher verweigerte, deu­
ten diplomatische Schritte der letzten Zeit an (siehe nach­
stehendes Interview mit POLI SARIO-Generalsekretär Mo­
hammad Abdel-Aziz). 

Anmerkullgen: 
I) Die Neue, 26.10.1919 
2) Africa, London, NT. IM /April 1980, S. 29 
3) Siehe AlB 2 und 10/1979 
4) Sahara libre, Algi«, 20.10. 1980 
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Mohammad Abdel·ßlziz 

Wir SahraolUis 
sind entschlossen 

( ... ) FRAGE: Was halten Sie von dem Vorhaben des Inarok­
kanischen Königs. das Jahr 1980 zum Jahr des Fricd.ens zu 
machen? 
M. ABDEL·AZIZ: Der König von Marokko weist den Frie­
den zurück. Das Jahr 1980 ist nicht das Jahr des Friedens, 
sondern vielmehr das Jahr von Ouarkziz, Akka, Ras-EI­
Khanfra und anderen Operationen. in deren Verlauf Has­
san 11. Tausende marokkanischer Soldaten in einen ,grausa­
men und unnützen Tod geschickt hat, in einem verlorenen 
Aggressionskrieg. Der König von Marokko wollte seiine Ar­
mee und sein Volk täuschen, die ungeduldig werdl:n und 
sich weigern in diesem Krieg zu sterben. dessen särntliche 
Lasten und Opfcr sie auf sich nehmen. ( ... ) 

Wer verhindert es, die von der Vollversammlung der UNO 
verlangten Verhandlungen aufzunehmen? Es iSl offenbar, 
daß dieser Frieden, von dem er sprach, nichts als !:in Ma­
növer ist, das darauf abzielt, den Entscheidungen der inter­
nationalen Instanzen Hindernisse in den Weg zu legen eben­
so wie den Bestrebungcn des Volkes und der Armee Marok­
kos, die heute wünschen, von der Friedensdynamik :w pro­
fitieren, die durch die Einigung zwischen r-.1auretani'en und 
der Sahara in Gang gesetzt wurde. ( ... ) 

Zu Verhandlungen mit Marokko bereit 

FRAGE: Besitzt die POLISARIO heute eine eigene Strate· 
gie für die Perspektive eventueller Verhandlungen mit Ma· 
rokko? Mir anderen Worten, gibt es eine Lösungsmöglich­
keit, die "den König rettet"? 
M. ABDEL·AZIZ: Wir sind bereit mit Marokko zu verhan­
deln, um eine friedliche Lösung rur den Konflikt zwischen 
den beiden Ländern zu finden. Wir sind auch bereit mit 
Marokko zu verhandeln, damit die beiden Völker, das ma­
rokkanische und das sahraouische, ihre Anstrengung;en auf 
den nationalen Aufbau ihrer beiden Länder und nicht auf 
den Krieg richten. 
Unser grundlegendes Ziel bleibt es , die Souveränität unseres 
Volkes und die territoriale Integrität der DARS (Demokrati­
sche Arabische Republik Sahara; d. Red. ) zu verteidigen. 
Und wenn wir es aufgrund der Starrsinnigkeit des Königs 
von Marokko nicht auf dem Verhandlungswege schaffen, 
werden wir es mit anderen Mitteln erzwingen . 
Was den zweiten Teil Ihrer Frage betrifft, erinnere ich dar­
an, daß unser Kampf ein nationaler Befreiungskampf ist, 
den wir vor sieben Jah ren gegen die spanischen Koloniali­
sten begonnen haben. Er hat die Befreiung unseres :Landes 
zum Ziel. Er ist weder dazu da Regimes zu stürzen n·och sie 
zu retten ... 
Daß das Regime Ould Daddah (von Mauretanien; d .. Red.) 
stürzte, lag daran, daß es sich gegen die Interessen d~:s mau· 
retanischen Volkes und die berechtigten Bestrebun~:en des 
sahraouischen Volkes stellte, das sich verteidigen mußte. 
Und wenn der König von Marokko selbst - nach zwei 

• • • 

Staatsstreichversuchen 1971 und 1972 - seine Armee ab­
schieben wollte, indem er sie in einen AS!P't"ssionskrieg ge­
gen unser Land warf, um seinen Thron zu retten, der von 
innen her bedroht ist, dann ist unser Volk, das sich legiti­
merweise verteidigt. in keiner Weise für die Situation verant­
wortlich, in der sich eben dieser König heute befindet. 
D.h. es gibt tatsächlich eine Beilegungsmöglichkeit. Das ist 
die Rückkehr zur Legalität wie sie von den internationalen 
Gremien definiert worden ist. Und diesbezüglich erinnere 
ich daran, daß der Weg vorgeschrieben ist, daß er von Ma­
rokko verlang!, sich aus unserem Land zurückzuziehen, und 
daß er von der Frente POLISARIO und von Marokko ver­
langt in Friedensverhandlungen einzutreten. 
FRAGE: Was bedeutet Hir Sie die Ankündigung der Europa­
reise lIassans II.? 
M. ABDEL-AZIZ: Was auch immer der gewählte Vorwand 
sein mag, Hassan 11. wird nicht durch Auslandsreisen die 
Mittel finden, sein Land aus einer verheerenden militäri­
schen, wirtschaftlichen und sozialen Lage herauszuführen. 
Was Marokko heute nötig hat, sind nicht Waffen oder Fi­
nanzmiuel für einen verlorenen Krieg. E.s ist vielmehr der 
Frieden. Denn, wie sie wissen, ist Marokko erschöpft. 
Wegen des Krieges sind alle bedeutenderen Entwicklungs. 
projekte aufgegeben worden. Seine Auslandsverschuldung 
hört nicht auf zu steigen. Zahlreiche staatliche Gesellschaf· 
ten und UnternehmWlgen stehen vor dem Konkurs. Die 
Arbeitslosigkeit steht an ihrem Höh epunkt. Der Staat ver· 
mag nicht e inmal mehr seine Angestellten zu bezahlen. Das 
gesamte wirtschaftliche Potential ist durch die Kriegspo litik 
zerstört. 
So wie die Lage in Marokko ist, kann es nicht vor dem 
Zusammenbruch bewahrt werden außer durch die Beendi· 
gung dieses Krieges. Wozu können die Waffenspritzen und 
die Gelder, die König Hassan 11 . in seinen Koffern zurück· 
bringt, dienen, wenn es zu nichts anderem ist als die Leiden 
des marokkanischen Volkes und der Armee noch mehr zu 
verlängern? (. .. ) 
Jedwede militärische oder sonstige HiJfe für Marokko kann 
nichts als den Konflikt verschärfen und unvorhersehbare 
Konsequenzen für den Frieden und die Sicherheit in dieser 
Region der Welt haben. Denn der Konflikt zwischen der 
DARS und dem Königreich Marokko spielt sich in der sehr 
sensiblen Region ab, welche diese Zone zwischen Millelmeer 
und Atlantik darstellt. Aus diesem Grunde stellen der 
Rückzug der marokkanischen Streitkräfte aus unserem Land 
und das Ende des Krieges eine zwingende Notwendigkeit rur 
alle dar. 
FRAGE: Was bringt 198 I für die I'OLISARIQ? 
M. ABDEL-AZIZ: Unser Volk, seine Regierung und seine 
Armee gehen in das neue Jahr mit noch mehr Entschlossen­
heit den Kampf bis zum endgültigen Sieg zu fUhren, fUr die 
Verwirklichung der nationalen Unabhängigk eit und für den 
Frieden. 
(Quelle: Afrique Asie, Paris, Nr. 229{ 22.12.1980, S. 11-12) 
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Iran 

Eric Rouleau -Die isllamische Revolution 
ein Wt!Q voller Fallen (2. Teil) 

Nach der Erhebung gegen das Schah-Regime und der Errich­
tung der islamischen Republik un ter der Ägide einer Provi­
sorischen Regierung eröffn ete d ie Abdankung Bazargans d ie 
dritte Phase der Revolu tion , d ie Imam Khomeini am Morgen 
nach der Geiselnahme (also am 5. November 19/'9 ; d. Red. ) 
als die " zwei te Revol ution " qualifizierte. Der Pa.t riarch von 
Qom nahm offentsich tli<;h an , daß sein tre ueT Pl'cmiermini· 
ster seine Nützlich kei t verloren hatte: d ie Armee war füh­
n lllgslos. da von den is lamis<::hcn Komitees gesäubert wor­
den, und sie stellte keine Gefahr mehr für d ie Republik dar; 
die Großbourgeoisie, die d ie wirts<::haftliche Macht in ihren 

Händen hielt, war durch verschiedene Maßna.hmen von 
ihrem Platz vert rieben worden, un ter anderem durch d ie 
massiven Nationalisierungen . Blieben nur noch d ie Vertreter 
der Mi ttclschichten (und die Mitlcl- und Kleinbo urgeoisie : 
d . Red. ) zu neutralis ieren, die gemäßigten Nationlalis ten, d ie 
man in den Volksgerichten als "verwestlich te Liberale" be­
zeichnete, die bereit seien, "mit dem Imperialismus zu­
sammenzugehen ". 

Die Aufgabe, diesen neuen Feind zu ver t reiben, wurde den 
islamischen Studenten anvertraut. Sie ware n doppelt popu­
lär im Land: Sie hatten die Mach t Amerika herausgefordert 
- eine Rolle, d ie durch die Dars tellung in dl:n Ma.o;sen ­
medien und durch d ie Bedeutung, die ihnen die Regierung 
der USA zumaß, verstärk t wurde - und sie st.ell ten sich 
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überdies als das Gewissen und das Instrument der revolu­
tionären Bewegung dar. Sie waren schon damals in der Lage, 
un ter der diskreten Aufsicht Imam Khomeinis, die Ausschal­
tung eines Gegners der is lamischen Herrschaft nach dem 
anderen zu betreiben. 
Dank der mehr oder weniger wichtigen Dokumerne, die da­
durch beei ndruckten, daß sie aus den Gehcimarchiven der 
amerikanischen Botschaft in Teheran stammten, gelang es 
den islamischen Studenten, etliche Po litiker und Parteien, 
die im Kontext der iranischen Revolution als p rowestli ch 
eingestuft wurden, zu d iskreditieren. 

Bo tschaftsbesetzung - "zweite Revolu tio n" 

Amir Entezam, nacheinander Vizepremier und Botschafter 
in Stockholm unter der Regierung Bazargan, wurde als 
"Agent der CIA" festge nommen. Hassan Nazih, früherer 
Direktor der Nationalen Iranischen Ölgesellschaft (N IOC) 
und Rahmatollah Mognadam-Maraghi. Chef der kleinen 
Radikalen Partei, d ie den Aufstand von Täbris, der Haupt­
stad t Aserbcidschans, im Dezember 1979 unterstützt. wenn 
nicht sogar anges t iftet hatten, wurden des gleichen Ver­
gehens angeklagt und flüchteten ins Ausland. 
Der Ayatollah Chariat-Madari, ein rechter Liberaler, in des­
sen Namen der Aufstand von Aserbeidschan ausbrach, war 



mit dem Auftiluchen "kompromittierender Dokumente" 
zum Schweigen gebracht worden. Die RCI)ublikanische Par· 
tei des ~'loslemischen Volkes. geführt von seinem Sohn, 
mußte sich nllch der Exekution bzw. Festnahme Dutzender 
ihrer Milglieder auflösen. 
Mehrere gewd.hlte Abgeordnete mußten ihre Parlaments­
mandate abgeben. nachdem in der amerikanischen Botschaft 
Dokumente gefunden worden waren, die erlaubten, sie 
"geheimer Verbindungen zum Feind" zu beschuldigen. 
Manner wie Khosrow Qachgai, Oberhaupt des mächtigen 
Stammes gleichen Namens, und der Admiral Miidani. ein 
Gemäßigter, der bei den Prä.sidentschaftswilhlen im Januar 
1980 mehr als 2 Mio Stimmen erhalten hatte . wurden auf 
diese Weise \ion der politischen BUhne entfernt. 
Die Liste der Opfer der islamischen Studenten zeugt von 
ihrer gTundlegenden Bedeutung innerhalb der "zweiten Re· 
volution" und folglich vom verfruhten Charakter der An· 
strengungen, die sowohl Präsident Carter als auch Präsident 
Bani·Sadr unternahmen, um der Besetzung der amerika· 
nischen Botschaft in Teheran ei., Ende zu bereiten. 

Innenpolitisch wird die GeisclaW.re (Besetzung der US·Bot· 
schaft vom 4.11.1979; d. Red.) bald zur Haupttrennungs. 
linie zwischen Linken und Rechten: Alle diejenigen, die die 
islamischen Studenten unterstützten, waren auf der richti· 
gen Seite, d.h. der des Antiimperialismus und der Revolu· 
tion, alle anderen waren auf der falschen Seite und konnten 
ah prowestliche Konterrevolutionare abgestempelt werden. 
Es gab von da an nur wenige. die es wagten. sich öffentlich 
gegen die Botschaftsbesetzung aU5:!.usprechen. ( ... ) 
Die gemäßigt<'n Parteien und Pcrsönlichkeiten haben größ. 
tenteils Schweigen bewahrt oder haben eine so :!.weideutige 
Haltung eingenommen. daß man sie nicht anklagen konnte. 
die USA zu verteidigen. Nur M. Bani·Sadr hatte den Mut -
oder beging die Unvorsichtigkeit - seit dem 6. November 
1979 zu erklaren und es bei jeder Gelegenheit zu wieder· 
holen. daß er aus Gründen der islamischen Moral und um 
der Interessen der Revolution Willen die Geisclnahme nicht 
billige. 

Präsident Bani-Sadres Versöhnlertum ... 

Paradoxerweise hat M. Bani·Sadr einen Weg eingeschlagen, 
der sehr dem Weg ähnelt, auf dem ,\'1. Bazargan gescheitcrt 
ist, jener Bazargan, den er hdtig bekämpfte, als diescr Vor· 
sitzender der Provisorischen Regierung war. Er hat 50 seinen 
Gegnern eine Angriffsfläche geboten. insbesondere der Isla· 
mischen Republikanischen Partei. mit Ayatollah Beheschti 
an der Spitze, die ihn sehr schnell in das unehrenhafte Lager 
der "Liberalen" eingeordnet haben. 
Sie warfen ihm selbstverstandlich seine versöhnlerische Hai· 
tung gegenüber den USA vor. aber auch seine .. Illusionen" 
über die Möglichkeit einer engen Zusammenarbei t zwischen 
dem Iran auf der einen und (West·)Europa und J apan auf 
der anderen Seite. Selbst die Beharrlichkeit, mit der er die 
$Owjetische Intervention in Afghanistan "erurteilte, wurde 
als verdächtig angesehen, obwohl sie eigentlich dem Dogma 
des militanten Klerus "weder Ost noch West" entsprach. 
Versuchte er nicht auf diese Weise nur. eine unumgängliche 
Normalisierung mit dem Westen zu rechtfertigen. um besser 
die Bedrohung aus dem Osten beschwören zu können? 
In der Innenpolitik erwies sich M. Bani·Sadr ebenso wie M. 
Bazargan als ein Mann der Ordnung. Am Tage nach seiner 
Wahl zum Präsidenten, am 25. Januar 1980, kündigte er an, 
daß er die islamischen Komitees und die "Wächter der Revo· 
lution" (die Milizen der Republik) auflösen würde, sobald er 
die Streitkräfte, die Gendarmerie und die Polizei reorgani. 
siert habe. 
Zwei Wochen später ließ er M. Minachi. den Minister für 

nationale Angelegenheiten, frei, der auf Antrag der islami· 
schen Studenten als .. Agent des CIA" festgenommen wor· 
den war. In der folgenden Zeit versuchte er wiederholt. aber 
erfolglos, gemäßigte Persönlichkeiten wie den Admiral 
Ahmad Madani (Bani·Sadres Präsidenuchaftskonkurrenl, 
der uber 14% der Stimmen bei der Januarwahl 1980 erreich· 
te; d. Red.) und den Chd der quachgaischen StJimme. M. 
Khosrow Quachgai. zu beschützen. M. Bani·Sadr, ein prin. 
zipidler Gegner der Ge\ .. alt, erklärte am vergangenen 27. 
Juli (1980; d. Red.); "Denunziationen. Verleumdungen. 
Foller, Gewalttätigkeiten. Massaker, Gefangnisse sind nur 
Ausdruck einer stalinistischen Gesellschaft." 
Als glaubiger Moslem. der aber wie M. Buargan auch _ 
durch die französische Kultur geprägt ist, hat M. Bani·Sadr 
ein lockeres Verhältnis zum schiitischen Klerus. In der Ver­
sammlung der Experten hat er Freunde und Feinde über· 
rascht, als er sich heftig gegen die ausgedehnten Machtbdug. 
nisse. die man dem Faguih (religiöser Schirmherr des Staa· 
tes. der Imam Khomeini) gewähren wollte, aussprach. Trotz 
seiner Dementis wurde er spliter angek lagt. sich bei der Ab· 
stimmung über den VerfassungJartiktl, der die _ im Ver· 
gleich zum ursprünglichen Entwurf schon eingeschränkten -
Kompetenzen des Faguih festlegte. enthalten zu haben. 

... und Machtkampf gegen dic Partci Beheschtis 

Wie dem auch gewesen sein mag, M. Bani·Sadr hat sich klar 
rut eine Gewaltenteilung ausgesprochen. für die Nichtein· 
mischung des Klerus in Staauangelegenheiten. Er ging so 
weit. uber die "Richclieus und Mazarins, die die politische 
Szene im Iran bevölkern". zu spotten. 

Am Tage nach seiner Wahl ins Priisidentenamt der Republik 
erklarte er uns . daß er .. seinen Sieg dem Volke verdanke", 
bevor er hinzuf'"Ugte, daß er "dem nicderen Klerus rur seine 
Unterstutzung" danke. Der hohe Klerus ist für ihn der, der 
die Islamische Republikanische Partei (IRP) des Ayatollah 
Beheschti unterstützt. welchen er seit seinem Aufstieg ins 
höchste Staal5amt rur politisch "tot" erklärte. 

M. Bani·Sadres Optimismus war zu dieser Zeit nicht unbe· 
gründet. Ayatollah Bcheschti hatte drei Rückschläge von 
Gewicht erlitten; Er wollte zu den Präsidentschafuwahlen 
kand idieren , aber Imam Khomeini hatte entschieden, daß 
kein religiöser führer sich rur dicse, Amt bewerben dürfe. 
Dann förderte er die Kandidatur von Jalaleddin Farsi, doch 
diuer wurde wegen seiner afghanischen Herkunft nicht zu· 
gelassen. Schließlich unterstützte er den Kandidaten Has5an 
Uabibi, der nur 10% der Stimmen gegenüber 70'fo rUT M. 
Bani·Sadr erhielt. 
Letzterer glaubte letzten Januar (1980; d. Red.) also, end· 
gültig die Partie gewonnen zu haben. Er e rsuchte Imam 
Khomeini um die Erlaubnis, eine zwe ite Provisorische Re· 
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gierung zu bilden. die d.mn bis zur Wahl des Parlaments in 
Funktion bleiben sollte. ~:ine solche Maßnahme hätte es ihm 
ermöglicht, den Revolutionsrat _ der mehrheitlich aus 
Freunden ßchesehlis bestand - von den liebeln der Regie. 
rungsgewalt fernzuhalten und die politischen und ökonomi­
schen Reformen seiner Wahl durchzuftihren. Aber Imam 
Khomeini weigerte sich seinem Antrag zu entsprechen, und 
M. Bani·Sadr mußte sich mit dem mageren "Privileg" zu­
friedengeben, die Sitzungen des Revolutionsrates. der von 
seinem Hauplfeind ßeheschti beherrscht wurde, leiten zu 
dürfen. 
Der Fiihrer der I RP nutzte dies aus, um so oft wie möglich 
Initia\iven des Präsidenten zum Scheitern zu bringen und 
die Grundlagen ftif seine eigene Macht zu schaffen. Er ließ 
seiner Partei die Mehrheit der Parlamentssitze ~ukommen 
(im März 1980) und ließ sich zum Präsidenten des Obersten 
Gerichtshofes ernennen. l'\achdem er Rechtsprel:hung und 
Gesetzgebung unter seine Kontrolle gebracht hatte, strebte 
er danach die Exekutive zu erobern. indem er forderte. daß 
der Kandidat fur den Sitz des Präsidenten des RI~volutions­
rates die Bilrgschaft seiner Partei benötige, was d,;ozu gefl.ihrt 
hätte, den Präsidenten der Republik auf eine bloße Reprä­
sen tationsfigur zu reduzieren. 
Präsident M. ßani-Sadr leistete beharrlich Widerstand. Er 
focht die Ergebnisse der Parlamentswahlen (vom März und 
Mai 1980, bei denen die IRP über 50% der Siue errang. 
etwa das Dreifache der Gruppe um Bani-Sadr: d. Red.) an, 
aber Imam Khomeini beurteilte sie als . .gerecht .. .. Er wider­
set:tte sich neuen. \'on der I RP geforderten Säub.~rungen in 
der Verwaltung und den verschiedenen Teilen der Ordnungs. 
kräfte. aber der Appell des Imam Khomeini für eine "Kul· 
turrevolution". die den Staat von "Konterrevolutionären 
und vern'esthchten Liberalen" befreien sollte, zwang ihn 
zum Einlenken. 
Auf jeden Fall war die Radikalisierung der Islamischen 
Republik unab ..... endbar ge ..... orden nach der amerikanischen 
Expedition von Tabas am v(fgangenen 25. April (1980; d. 
Red.), da sie die Pauivitat und - 50 behauptet man -
Komplizenschaft eines Teils der Streitkräfte dl:utlich ge­
macht hane. Während der sechs auf die Operation von Ta· 
bas folgenden Wochen ..... urden sieben verschiedene Kom· 
plotte aufgedeckt, mehrert hundert Offiziere verllaftet und 
zig hingerichtet. 
Die Bedrohungen, die über der Islamischen Republik in die· 
sem Herbst (1980: d. Red.) schwebten. waren eb~nso ..... enig 
imaginär wie die allgemeine Verschlechterung der politi. 
sehen. wiruchllft lichen und sozialen Situation. 
Als Journalist höfle man bei zufalligen Begegnungen nur 
Klagen. die von Bürgern aller Kategorien \'orgebl'acht wur­
den. von den ..... oh lhabenden wie dcn armen. der Stadt- wie 
der Landbevölkerung. Die neue Agrarreform, die lm \'or igen 
Winter (1979; d. Red.) erlassen worden war, war in vielen 
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Gegenden des Landes noch immer nicht verwirklicht wor· 
den. Die Investitionen des Staates sind im Vergleich zum 
Jahr vor der Revolution in der Landwirtschaft um 20% und 
in der Industrie um 50% zurückgegangen. Der Zufuhr von 
Kapital, von Ersatzteilen (Folge des westlichen Embargos) 
und von ausgebildeten Fachkräften beraubt, sind die Indu­
striebetriebe des staatlichen Sektors im Durchschnitt nur zu 
weniger als der IUlfte ihrer Kapazität ausgelastet und die 
meisten haben erhebliche Defizite zu verbuchen. 
Die genaue Zahl der ArbeiLSlosen, die je nach Quelle auf 2 
bis" Mio bei einer aktiven Bevölkerung von 11.5 Mio ge­
schätzt wird. kennt man nicht. Der Staat zahlt eine dürftige 
Unterhaltsbeihilfe an 800.000 von ihnen. die anderen schla­
gen sich irgendwie durch oder leben von der Unterstützung 
ihrer Verwand ten. Die Innationsrate, offiziell auf 25·30% 
guchätzt . hätte somit die lIöhe überschriuen, die seinerzeit 
den Mittelstand gegen den Schah aufgebracht hatte: mehr 
als 50% für den "Wartnkorb" der "bürgerlichen" Hausfrau. 
Die Mieten. die nach dem Sturz des Schah erheblich gesun­
ken waren, sind heute in Teheran fas t so hoch wie 1977/78. 
Einige Lebensmiuel - frisches Gemüse, r.lehl, Fleisch, Obn 
- sind erheblich im I'reis gestiegen. 
Der Mittelstand leidet aufgrund seiner Konsumgewohn. 
heiten mehr als andere unter dem Anstieg der Lebenshal­
tungskosten. Die Angestellten wie die Staatsbeamten (1,4 
Mio, einschließlich der Angehörigen der Streitkräfte) haben 
erlebt. wie ihre Kaufkraft nicht nur durch die Innation 
sondern auch dadurch erheblich angegriffen wird, daß die 
oberen Gehälter um die Hälfte gekürzt wurden, daß die 
überstunden abgescharrt wurden ebenso wie diverse Privi­
legion in Natur.tlien - alles Maßnahmen, die aus Gründen 
der Gerechtigkeit und der Sparsamkeit getroffen wurden. 
Der Staatshaushalt ist in der Tat seit der Einschränkung des 
Olexpons defizitär. Die Einnahmen der Regierung, die die­
ses Jahr offiziell auf 21 Mrd Dollar geschätzt wurden, rei · 
chen noch nicht einmal aus, um die Beamten zu entlohnen. 
Weil der Staat nicht mehr Erdölprodukte verkaufen konnte, 
mußte er oft zu Anleihen greifen, oder seine Reserven an­
greifen, die sich auf ungefahr 7 Mrd Dollar reduziert haben, 
seitdem die amerikanischen Banken die iranischen Guthaben 
eingefroren haben (ungefähr 8 Mrd Doll ar). 
Die wirtschaftliche Situation hatte sich nach dem Stur.!: der 
Regierung Bazargan also deutlich verschlechtert, trotz der 
sogleich V01l1 Imam Khomeini an die Regierung erteilte Auf· 
lage. "den Wohluand der Mostazefin (Armen) sichertu5tel­
len". Der Imam hatte geglaubl richtig zu handeln, indem er 
keine neue Regierung ernannte, um so dem Re\'olutionsral 
und den hohen Würdenträgern des Klerus. die Sl:ln Ver· 
(Tauen genossen, freie Hand zu lassen. 

Mostazdin stchcn zur islamischen Bewegung 

Es ..... urden also überall Mullahs ernannt. in den Streitkräf· 
ten, in der Polizei, in der Verwaltung. in den großen Indu­
striebetrieben und in fast allen Ministerien, um die weltli-
chen Verant ..... orllichen zu über ..... achen. Dadurch wuchs die 
Anarchie und ...... ie es uns eine hochgestellte Persönlichkeit 
versicherte. niemand .. gehorchte niemandem mehr". 
Die Staauverwahung war praktisch gelähmt durch die ge­
wolhe oder ungewollte Trägheit der Beamten, von denen 
viele zweifellos das Regime zu untergraben suchten. Die 
Streiks in den Industriebetriebcn und im öffentlichen Dienst 
häuften sich. Die Wasser· und Stromsperren verstimmlen 
täglich die Ein ..... ohner Teherans und anderer Städte. 
Die P;udaran (islamische Milizen), die verschiedenen Ent· 
schcidungsinslKnzen unterstellt waren. handelten meist auf 
eigenc Faust. Einige Armeeinhei tcn weigerten sich. gegen 
die aufständischen Kurden zu kämpfen. Während des 



Sommers (1980; d. Red.) befand sich der Staat in einem 
fortgeschrittenen Stadium der Auflösung, während man eine 
Reihe von militärischen Komplotten mit Verbindungen zu 
politischen Kreisen aufdeckte. Das Schwerwiegendste ist, 
daß die Unzufriedenheit der Beyölkerung sich gegen den 
gesamten Klerus zu wenden drohte, den sie als den Verant­
wortlichen für die Verschlechterung der Situation ansah. 
Von daher versteht man die Erklärungen des Imam Kho­

meini besser, der am 2J.juli 1980 sagte: "Keinerderjetzi­
gen Minister ist revolutionär ( ... ) und wenn die nächste Re­
gierung der jetzigen ähnelt, dann können wir um unsere 
Republik trauern. denn wir werden besiegt sein." Man yer­
steht auch die Bedeutung der massiven Säuberungen, der 
Verhaftungen, der kollektiven Hinrichtungen, der Angriffe 
auf Räumlichkeiten von linken wie rechten politischen Par­
teien. gegen jene, die aus dem Zusammenbruch der Repu­
blik hätten Nutzen ziehen können. 
Die gemäßigten Nationalisten, Hauptzielscheibe der im Juli 
ausgelösten "Kulturreyolution", wurden als die Gefahrlich­
sten angesehen. In der Tat erstreckt sich ihr Einflußbereich 
auf die wirtschaftlichen Zentren. auf die staatliche Verwal-

tung, auf die Armee, auf die Universitäten, deren Führungs­
kräfte, die traditionell aus dem Mittelstand stammen, "yer­
westlicht ,. sind und der klerikalen Herrschaft und sozial­
ökonomischen Umwälzungen fei ndlich gegenüberstehen. 
Dieser Einfluß, der im Land selbst diffus ist, wird polarisiert 
durch oppositionelle Gruppen in der Emigration, von denen 
einige im Irak Zuflucht gefunden haben. Die zwei täglichen 
Radiosendungen, von denen die eine im Namen des Generals 
Oveissi, die andere im Namen von Shapour Bakhtiar von 
einem "geheimen" Sender auf irakischem Territorium aus­
gestrahlt werden, werden von der Beyölkerung Yiel gehört. 
Es ist für niemanden ein Geheimnis, daß diese beiden Per· 
sönlichkeiten U.a. regelmäßige Verbindungen unterhalten zu 
Volksstämmen, zu zivilen und militärischen Gruppierungen 
im Iran, die unter Bedingungen, die für sie noch günstiger 
wären, den Sturz du Regimes herbeiführen könnten. 

Dies trifft nicht auf die Linke zu (um die Volksmojahedin, 
Volksfedayin und die Tudeh-Partei; d. Red.) zumindest 
nicht in nächner Zukunft, trotz der bemerkenswerten 
Fortschritte, die sie in den letzten Monaten verzeichnen 
konnte. Im Gegensatz zur Rechten ist ihre soziale Basis rela­
tiy eingeschränkt. Die islamische Bewegung, verkörpert 
durch den Imam Khomeini, hat - bis das Gegenteil bewie­
sen ist - die Unterstutzung der unteren Klassen nicht ver· 
loren, (rotz der Enttäuschungen und Frustrationen, die sie 
seit der Errichtung der Republik angehäuft haben. 
Die Arbeiter haben nicht vergessen, daß dic Löhne sich seit 
der Reyolution yerdoppelt haben. Die Bauern erhalten groß.­
zügige Subventionen _ durchschnittlich 50% höher als die, 

die sie unter dem Schah erhielten, - und diejenigen, die 
kein Land besitzen. haben die Hof(nung aus spätertn Agrar­
reformen Vorteile zu ziehen noch nicht au fgegeben. Weil die 
Regenfalle im letzten Winter und Frühjahr sehr reichlich 
waren, rechnet man mit 20-30% höheren Emteerträgen in 
diesem Jahr. Vor allem aber haben die Mostazefin das Ge­
ruhl in "ihrer" Republik zu leben und vom Imam Khomeini 
verteidigt zu werden. ( ... ) 

Dcr Imam Khom eini will zweifellos von keiner nichtislami­
sehen Kraft abhängig sein, schon gar nicht von einer marxi­
stisch orientierten. Sein Verhalten seit den Anfangen seines 
politischen Kampfes zeigt, daß er das Herrschaftsmonopol 
nur "authentischen Moslems" vorbehalten will. Es bleibt zu 
fragen, ob er rahig ist dieses Ziel zu erreichen. 
Die Islamische Republikanische Partei, auf die er sich an­
scheinend stützen will, ist keine strukturierte Massenpartei, 
sondern eher eine Sammlungsbewegung von geistlichen wie 
weltlichen Ptrsönlichkeiten. von unterschiedlichen, wenn 
nicht sogar gegensätzlichen Gruppen und Strömungen. Die 
Bewegung des Ayatollah Beheschti (die IRP; d. Red.) hat es 
infolgedessen nicht vermocht, sich ein politisches, wirt­
schaftliches und soziales Programm zu geben, was für eine 
Regierungspartei unabdingbar ist. Vor allem kann sie nicht 
auf die UnterstulZung einer ausreichenden Zahl von Kadern 
zählen um den Staat zu verwalten. 
Die iranische Intelligenz, die dem islamischen Regime von 
Anfang an skep tisch oder fe indlich gesonnen war, ist gespal­
ten in eine liberale Rechte und eine marxistische oder nicht­
marxistische Linke. 
Sieht man von einer spektakulären Wende ab, so wird der 
Imam keine dieser beiden Tendenzen an der Macht beteili­
gen. Der Weg, den er gewählt hat, wird zweifellos sehr lang 
und schwer zu bewältigen sein. ( ... ) 
Schluß 
(Quelle: Le Monde Diplomatique, Paris, Nr. 3 19/ Oktober 
1980. S. \·5) 
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Af hanistan -USA 
Konrad Ege 

CIA-"Rebellen" als Heroinlieferanten 

Ein afghanischcs Sprichwort lautet: ,,~1an kann ein Kamel 
nicht unter einem Morgen mamcJ vers tecken." Cenausowe­
nig kann eine noc h so klangvoll aufgemachte Medienkam­
pagn<: zu Afghanistan die Wahrheit verbergen. Am 24. Au­
gust 1980 war die WashingIOn Post genöt igt zuzugeben, daß 
eine ganze Reihe von Berichten über Afghanistan - darun ter 
einige in der Post seihst - reine i\ l achwt::rke seien. 
Smart Auerbach, Reporter der WashingIOn Post, schrieb: 
"Berichte über Kämpfe in Afghanistan selbst aus den besten 
Quellen führt en zu Irrtümern. In der pakistanischen Haupt­
stadt lslamabad erzählte im Januar (1980; d. Red.) ein ver· 
läßlicher westeuropäischer Diplomat e inem wißbegierigen 
Reporter, daß die Botschaft seines Landes in Kabul von 
schweren Gefechten rings um die Flughäfen berich te, wobei 
beobachtet worden sei, wie sowjetische r.lI G-j äger rings um 
die Stadt in die Kämpfe eingegri ffen hätten. 
Im weiteren Verlau f desselben Tages bestätigte und erwei· 
terle der pakistanische Präsident Mohammed Zia ul·Haq in 
einem offiziellen Interview diesen Bericht aufgrund von In· 
formationen, die er erhalten haben wollte. Un ter Berufung 
auf zwei verschiedene Gewährsleute, von denen einer die 
Erlaubnis gab, daß sein Name dem Bericht hinzugeHigt wur· 
de, bracht e die Washington Post eine T itelblatlgeschichte 
über die Kämpfe. 
Das einzige Problem dabei ist, daß sie niemals stattfan· 
den."l ( ... ) 

Unter anderem ist bei einer wahrheitsgemäßen Untersu· 
chung der Lage in Afghanistan die Tatsache zu berücksichti· 
gen, daß die US.Regierung nach den Worten eines Beamu:n 
im Außenministerium den "Rebellen" zu helfen bestrebt ist 
"in j eder uns möglichen Weise ... Nicht alle Me thode n, derer 
wir uns bedienen, sind von solcher Art, daß ich sie erörtern 
könnte". 
Im selben Zusammenhang erzählte der Beamte ausgesuchten 
Reportern auch, daß "die Ro te Armee ... nicht imstande ist, 
die ländlichen Gebiete zu befrieden oder die Städ te zu kon· 
trollieren, weil die Rebellen die nötigen Hilfsmittel und den 
Willen zum Widerstand finden".2 
Counter Spy hat detailliert übe; die um fangreiche Hilfe. die 
die "Rebellen" a us den USA. China, Pakistan und Ägypten 
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erhallen, berich tet (siehe AlB 7- 8 / 1980, S. 6ff.: d. Red.). 
Wie es allgemein heißt, dauert diese- Hilfe an. Das wurde erst 
kürzlich im August 1980 demonstriert, als die iranische Re· 
gierung, sonst eine treue Verteidigerin der "Rebellen", sich 
gezw ungen sah eine der "Rebcllcn"·Gruppen, die j amiat·i· 
Islam i (Is lamiSCher Bund) wegen ihrer ausgedehnten Bindun· 
gen an den CIA und den lIeroi nschmuggel zu verbieten. 
Antikommunistisch, von den USA unterstützte "Rebel· 
len"." Heroin ... der CIA: all das klingt bekannt. Es erinnert 
einen an die i-imong·Stämme in Laos, die vom CIA (im USo 
Indochinakrieg der 60er/ 70er jahre: die Red.) rur Söldner· 
armeen rekrutiert wurden. Im Gegenzug lieferte ihnen der 
CIA Flugzeuge und Hubschrauber zum T ransport ihres 
Opiums. ( ... ) 
1970 beric h tete das US·Amt für Betäubungsmittel und gc· 
fahrliche Drogen (ßNDD) , Vorgänger der Drogenverhinde· 
rungsbehördc (DEAl , daß .. 70% der I-Ieroinnut, die damals 
Europa und Amerika liberspülte, aus der von Burma, Thai· 
land und Laos gebildeten Dreiecksregion stammten, die von 
den im C IA·Sold stehenden OpiumarmeeIl beherrscht wur· 
de,".3 

Zu jener Zeit erreichte d ie Heroinsucht in den USA epide· 
mische Ausmaße. Nach Darstellung der Regierung Nixon 
hatte die Situation .. das Ausmaß eines nationalen Not· 
stands".4 Präsident R ichard Nixon fö rderte im Inland ein 
Programm, das angeblich der Linderung der gewalt igen He· 
roinproblcme dienen sollte, und der Kongreß schuf die DEA 
(im jahre 1973; sie ist dem Washingtoner Justizministerium 
unterstellt und arbei te t weltweit), gleichzeitig aber unter· 
hielt Nixon weiterhin das CIA.Transponneu; rur II mong· 
Opium z um "Kampf gegen den Kommunismus". 
Nach der mili tärischen Niederlage der USA in Indoehina 
(1975; d. Red.) ließ der He ro ins trom in die USA rapide 
nach, nicht wegen irgendwelcher Erfolge seitens der DE A, 
sondern aufgrund des Abzugs von CIA·ßeamten und Agen· 
ten, die so große Hilfe dabei geleistet hatten, das Opium auf 
die erste Etappe seiner Reise in die USA zu schicken. All· 
mählich versiegte der f-I eroinnachsch ub aus dem Goldenen 
Dreieek mit Ausnahme von Opium aus Thailand, wo der 



CIA und US-Strcitkrafte blicben (siehe AlB 10/ 1980, S_ 
18-20: d. Red.). 
Nach dem Rückzug der USA aus Indochina nahm der He­
roinkonsum in den USA ab, und Präsident Carter konnte am 
21. Januar 1980 prahlerisch verkünden: "Zu Beginn meiner 
Amtsperiode gab es in den USA über eine halbe Million 
Heroinsüchtige. Unsere fortgesetzten nachdrücklichen An· 
strengungen zur Drosselung des Heroinnachschubs wi(: auch 
die Behandlungs. unä Rehabilititationsmaßnahmen für seine 
Opfer haben d ie Zahl der Süchtigen auf 380 .000 redu­
ziert",s die niedrigste Ziffer in 25 Jahren. Angeblieb war 
der in den USA erhältliche Heroinvorrat auf ein Zehnjah­
restief von 4 (metrischen) Tonnen (t) abgesackt. 6 

Inzwischen ist die ermutigende Statist ik vom J anuar 1980 
Schnee von vorgestern. Der Heroinbestand ist im Anncigen 
begriffen u nd sein Verbrauch dramatisch emporgeschnellt. 
Wir sind nach den Worten eines hOChgestellten Exekutivbe· 
amten "auf dem Weg in eine neue Heroinhölle". 
Nunmehr kommt das Opium aus dem Goldenen Halbmond 
Südwestasicns. Das Newarker Büro der DEA beispich,weise 
berichtet, daß "die bekanntgewordenen Mengen an Heroin 
aus dem Goldenen Halbmond auf den Straßen plötzlil:h um 
600% emporgeschnell t sind".1 ( ... ) 

CIA.~li ttätersch aft w ie e inst in Laos 

Bestimmte Teile Afghanistans sind schon seit J ahrzehnten 
Opiumgegenden. In einem 1972 erschienenen Buch lichrie­
ben Catherine Lamour und r.lichael Lamberti: "Der Mohn 
wird entlang der gesamten Grenze zu Pakistan von Jalalabad 
im Norden bis zu der bedeutenden Stadt Kandahar im SÜ' 
den angebaut: auch in den Hügeln von Nuristan und in der 
Provi nz Badachschan an der Grenze zu Rußland." 1972 war 
Afghanistan noch kein nennenswerter Opiumexporteur flir 
den Westen. Zwar wurde eine gewisse Menge nach Iran und 
Ägypten geschmuggelt, doch waren Afghanistan und das 
nordwestliche Pakistan eine "so gu t wie noch gar nicht an­
gezapfte Opiumquelle".8 
Das ist aehtJahre her. Jetzt hat man diese Quelle angezapft. 
und aus afghanisehem Opium hergestelltes Heroin nießt 
reichlieh nach Weste uropa und in die USA. Es überrascht 
nicht. daß die Entfesselung dieses St romes m it der An,kunft 
des CIA an der afghanisch-pakistanischen Grenze (verstärkt 
seit der J ahreswende 1979/80; d . Red. ) - zur Untersti.ltzung 
und Bewaffnung der opiumproduzierenden Stäm me - zu­
sammenfiel, alles im Namen des Kampfes gegen den Kom· 
munisF.lus. 
Hoag Levins vom Philadelphia-Magazin frage einen "hochge­
stellten Exekutivbeamten in Washington" in einem ii noffi· 
ziellen Interview nach der Reaktion der US.Regierung auf 
den Zustrom von Heroin aus dem Goldenen Halbmond. Er 
antwOrt"ele: "Da schleicht die Regierung drum herum, als 
wär's eine Landmine. Das Thema Opium und Heroin in 
Afghanistan ist explosiv. In seinem Bericht zur Lage der 
Nation erwahnte der Präsident wohl den Drogenmißbl·auch. 
vermied es aber peinliehst, Afghanistan zu erwähnen. ob· 
schon gerade in Afghanistan eben jetzt tatSächlich etwas im 
Gang ist. Er äußerte sich etwa dahingehend, daß e r sich 
Sorgen über 'Drogen aus dem Iran und Asien' mache, ver­
mied es aber ausdrücklich, dabei etwas über Afghanistan ver­
lauten zu lassen, weil das Weiße Haus besorgt ist. daß dies 
die Medien zu einer naheliegenden Frage veranlassen wird: 
• ... Warum nehmen wir nicht eine kritischere Haltung z.u den 
Waffen ein, die wir derzeit an Banden von Drogenschmug­
glem verschiffen , die sie offensichtlich dazu verwenden 
wollen, ihre Drogenschmuggeltät igkeit noch wirksamer zu 
gestalten? • "9 

David G. Canaday, Sonderbevollmächtigter und Leit er des 

Washingtoner DEA-Büros. hat verlauten lassen. daß dic DE.-\ 
nichts gegen den Zustrom ,'on Heroin aus dem Goldenen 
Halbmond unternehmen kdnn. weil "wir praktisch keine 
diplomatischen Verbindungen ~,u jenem Teil der Welt hOl' 
ben".lO Seine Aussage ist bestenfalls eine schwache Aus· 
rede. berücksichtigt man die diplomatischen \'erbindungen 
zwischen den USA und Pakistan. 
Der wahn: Grund für das Unvermögen der DE.. \ dem Dro­
gennuß aus dem Goldenen Halbmond zu begegnen. liegt 
darin, daß die opiumanbauenden Stämme "ufgrund ihrer 
Gegnerschaft zur afghanisehen Regierung nicht "erärgen 
werden sollen. Deshalb beschloß die DEA alle ihre Agenten 
aus dem afghanisch-pakistanischen Grenzgebiet abzuzie­
hen. ll Gleichzeitig ist der CIA, der eben diese Stämme un­
terstützt. die für US-amerikanisches lIeroin den "lohn an­
bauen. dabei. seine Operationen auszuweilcn. (1m J uli 1980 
schloß die DEA auch ihr Pariser Büro, das die OEA·Opera­
tionen in Europa und Südwestasien koordinierte.) 
Der Goldene Halbmond mit seiner sich ausweitenden CIA­
Präsenz produzierte 1979 schatzungsweise 1.000 (metri­
sche) t Opium: 300 t in Afghanistan und ca. 700 in P,lki· 
stan, den größten Teil im Grenzgebiet. (Zum Vergleich: 
Mexikos Produktion bet rug 10 t ). Die 300 in Afghanistan 
produzierten t Opium ergeben rund 30 t nahezu reinen He­
roins. Etwa 60 t reinen Heroins aus dem Goldenen Halb­
mond kommen derzeit in den USA in den Handel. Und zum 
ersten Mal wird das afghanische Opium in großen Mengcn in 
die USA exportiert. dank jener Stämme. die die afghanisehe 
Regierung bekämpfen und sich der Unterstützung des CIA 
erfreuen. 
Der Krieg der afghanischcn "Freiheitskampfer" ist ein seit· 
sam er "heiliger Krieg". ( ... ) 
(Quelle: Counter Spy, Washington,Nr. I/No\'. 1980 - Jan. 
198I.S.14-17) 
Anmerkungen: 

I) Wash;ngton Post. Washington, 24.8.1980 
2) AP·Bericht aus Washington. z;t. nach: The Japan Times. 

1.6.1980 
3) H. Levins, Thc Kabul Conne<:tion. in: Philadelphia Magazine, 

August 1980, S. 196 
4) Ebenda 
5) Ebenda, S. 114 
6) Newsweek, Ncw YOTk, 10.3.1980 
7) Vgl. supra, NT. 11. S. 202 und 203 
8) C. Lamour/ M. Lamberti, The International Conncction, New 

York, S. 19 1 und 177 
9) VgL supra, NT. 11. S. 202 

10) Vgl. supra, Nr. 18 
11) Vgl. supra,Nr.I I,S.202 
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AAPSO 

Nuri Abdul Razzak 

Befreiungsstrategie 
für die aOer Jahre (1. Teil) 

Am 6./7. Dezember 1980 fand in Zypern eine Präsidiums· 
tagung der Organisatioll für A/roo.siatische Välkersolidarität 
(AAPSO) stalt. Das Treffen diente der I'orbereilung der 
13. AAPSO·Ratstagung, die im .\Iär~ 1981 in .'Iden ueran­
staltet wird. 
Der Bericht, dlm das Sliindige Sekretariat der AAPSO in 
Nikosia vorlegte, spiegelt eine interessante Diskussion über 
die strategische Orie/llierung der Orga71isalioll für die SOer 
Jahre wider. Kerrlpunkte dieser Dükussion 5illd die Fragen 
nach deli strategischen Neuorientierunge'l, die sich (Jus der 
weltpolitischen Zuspitzung 1979/80 und aus dem de-facto­
Abschluß der an/ikolaniale,) Phase des Befreiungskampfes 
der a/roasiatischen Völker ergeben. Die von uns dokumen· 
tierten Ausschnitte aus dem AAPSO-Berichl, vorgetragen 
von ihrem amtierenden Generalsekretiir Nuri Abdul Rauak 
(Irak), befassen sich im 1. Teil mit delI Konsequenzen, die 
aus der gegenwärtig erhöhten wes/lichen Illtervelltions- und 
Kn'egstendenun für die Dritte Welt ergeben. 

( ... ) Eine ganze historische Epoche kommt heute offensicht­
lich zu ihrem Abschluß: die Epoche der nationalen Befrei­
ung in zu einem erfolgreichen Ende gebracht worden; die 
AAPSO hat gemeinsam mit den nationalen und fortschritt­
lichen Kräften dabei einen wichtigen Beitrag geleistet. 
Eine Menge neuer Nationen haben ihre Unabhängigkeit ge­
wonnen und wurden zu Staaten; Befreiungsbewegungen 
haben die Sou,'eränität über ihr Heimatland errungen, Kolo­
nialreiche wankten und sind zusammengebrochen: die kolo· 
niale Unterjochung wurde für immer abgeschüttelt, das alte 
kolonialistische WeltsyStem ist unwiderruflich zerstört, der 
Weltimperialismus, die reaktionären Kräfte haben schwere, 
vernichtende Niederlagen erlitten: eine große Anzahl polio 
tischer, wirtschaftlich und sozialer Veränderungen haben 
stattgefunden und das internationale Kräfteverhältnis hat 
sich endgilltig zugunsten der nationalen Befreiungsbewegun­
gen und der Entwicklungsländer verändert. Der Sozialismus 
ist heute ein entscheidender Faktor der weltweiten sozialen 
und politischen EntwiCklung. 

Aufwertung der ökonomisch-sozialen Frage 

Einige wenige letzte überbleibsel des Kolonialsystems exi­
stieren jedoch immer noch. 
Das rassistische Apartheidsystem in Südafrika unterdruckt 
noch immer das heldenhafte südafrikanische Volk: Namibia 
muß seine Unabhängigkeit noch gewinnen: der zionistiSl.:he 
Staat \srad vertritt noch immer die alten Konzepte und 
Praktiken der Diskrim inierung und Kolonisation, Die letzlen 
Hochburgen kolonialer Herrschaft werden von den reaktio­
nären Kräften noch verzweifelt gehalten. aber es ist nkht 
weniger offensichtlich, daß diese Zufluchulätten des alten 
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Kolonialsystems jetzt voll in das imperialistische Weltsystem 
integriert werden müssen, da sie nicht länger eigenständige 
Bastionen des Kolonialismus, sondern nur noch imperia. 
listische Außenposten darstellen. 
Die nachkoloniale Ara hat begonnen. Dies ist eine Ära, die 
unserer Bewegung, unserer Organisation und unseren Völ­
kern eine ganze Reihe neuer Probleme stellt und die eine 
lIerausforderung ist: sie macht eine neue Suategie, neue 
Taktiken und Aktionsprogramme notwendig. 

Kolonien und Halbkolooien 

Die his torische Konfrontation zwischen dem kapitalisti­
schen Weltsystem und dem Sozialismus ist die Wurzel der 
veränderten Perspektiven der Welt. Aber da diese Konfron­
tation neue Dimensionen annimmt, müssen die afroasiati­
sehen Völker notwendigerweise die neue Situation in 
Rechnung stellen. Heute, zu einer Zeit, da sil.:h dank der 
Ausrottung des alten Kolonialsystems, die ganze po litische 
Szenerie in Afrika und Asien vollkommen gewandelt hat, zu 
einer Zeit, da tiefgreifende sozialökonomische Veränderun· 
gen in den alten Ko lonialreichen stattfinden, ist das alte 
Konzept eines eindeutig nationalen Befreiungskampfes ge­
gen die Kolonialreiche von der neuen historischen Realität 
überholt. 
Die Probleme der Entwicklung der befreit en Länder, die 
Fragen des sozialen Neuaufbaues, der Klassenallianzen, so­
zialistischen Orientierung, der Kampf gegen multinationale 
Konzerne, die Schaffung von neuen internationalen Wirt­
schaftsbeziehungen, die den neuen sozialen Bedingungen 
entsprechen und - untrennbar damit verbunden _ die 
Schaffung einer neuen Internationalen Wirtschaftsordnung, 
all dies sind Probleme, die nun Priorität haben; Priorität 
sowohl hinsichtlich einer dringend nötigen Klarheit der 
Analyse als auch hinsichtlkh dringender Aktionen. ( ... ) 
Wir haben einen Zeitpunkt erreicht, da das grundlegende 
Interesse der Menschheit, die Erhaltung des Friedens, zur 
Bedingung für das überleben unseres Planeten wird. Abru-



stung und die Beendigung des Wettrüstens sind entscheiden­
de Fragen rur die EnLwicklungsländer, da sie ohne Abrü­
stung ihre Wirtschaften nicht wiederaufbauen und damit 
nicht imstande sein können, das Wohlergehen ihrer Völker 
zu sichern. 
Die I-Iauptgefahr in der aktuellen Etappe ist das alarmieren­
de Anwachsen der Nuklearriistung und der zunehmende 
Trend ~ur nuklearen Militarisicrung, die heute systematisch 
durch den US-lmpcrialismus betrieben wird ~ einen Im­
perialismus, der sich durch ausgesprochene Kriegslüstern­
heit, durch die unverhülhe Schaffung aggressiver Allianzen, 
durch offene Drohungen gegen die Unabhängigkeit und 
Souveränität der Staaten aus~eichnet: dieses politische Kon­
zept wird von den verschiedenen US-Administrationen, 
unter dem Vorwand, "US-Interessen zu schützen", verfolgt 
und führt jetzt auch zu einem Blockieren der Verhandlun­
gen über Atomwaffen. 
Ungeachtet der Tatsache, daß die derzeitige Phase in den 
internationalen Beziehungen durch. eine wachsende Durch­
setzung der Prinzipien der friedlichen Koexisten~ chalrakte­
risiert ist, und ungeachtet dessen, daß die Politik dei· Enl­
spannung fruchtbare Erfolge erziehe (wobei sie zu jenem 
Prozeß. der in der Schlußakte der lIe1sinki-Konferen;: (des 
J ahres 1975; d_ Red.) vorgezeichnet wurde. u.a_ zu größerer 
Sicherheit, Zusammenarbeit auf den Gebieten der Wirt­
schaft, der Wissenschaft. der Technologie, des Umwelt­
schutzes und der kulturellen Entwicklung beitrug) ll1Lüssen 
wir so kategorisch wie möglich unt erstreichen, daß die Ge­
fahr einer schwerwiegenden Verschlechterung der inter­
nation1.lcn Situation droht. 
Zu einem Zeitpunkt, als die Frücht e der Entspannung über­
all spürbar wurden und die Vereinten Nationen sogar noch 
eine Sondersil1.ung über Abrüstung abhielten, entschieden 
die USA und ihre NATO-Verbündeten in Washington über 
ein Langzeitprogramm zur Erhöhung ihrer Mililärau5!pben 
und zum weiteren Ausbau ihrer Waffensysteme, Obwohl die 
Verhandlungen zur Hegrcn~ung strategischer Waffen (SAL T 
11 ) weitergingen und erfolgreich abgeschlossen und unter­
zeichnet wurden. startete die westliche Seite - anstatt die 
Vereinbarung ~u ratifizieren - eine große Propagandaoffen­
sive, mit der sie für die Erringung miliüirischer überliegen­
heil warb. 

Die absurde Idee "begrenzter" Atomkriege 

Bald darauf gilb es ein Programm I.ur Dislozierung einer gan­
zen Reihe hochentwickelter atomarer Raketen in EUlropa. 
die, wenn sie nicht rechtzeitig verhindert wird, der Beginn 
einer neuen Runde im Wettrüsten wäre und die Welt i,n die 
Tage des Kalten Krieges und der Konfrontation zuruck­
werfen wird. Anstatt den Frieden zu stärken und zu einer 
wechselseitig ausbalancierten Reduzierung der Kräfte :tu ge­
langen, erklärte die westliche Seite offen ihre Absicht, die 
militärische überlegenheit und die sog, Erstschlagskapazität 
zu erlangen. ( .. _) 
Eine andere ernsthafte Bedrohung für den Frieden ba die 
Entwicklung der sog. taktischen Nuklearwaffen_ E:inige 
J ... hre lang wirkte die Furcht vor Nuklearwaffen ... Is eine Art 
Abschreckung, da die konventionellen Waffen selb:;t die 
raffiniertesten und genihrlichsten klar von den nuklearen 
W ... ffen unterschieden wurden. Die Einführung taktischer 
Nuklearwaffen wird den L'nterschied zu konventionellen 
Waffen verkleinern. im Endeffekt aufheben und da~u füh­
ren, daß sie als Gefechtsfeldwa ffen die Gefahr des Aus­
bruchs eines Atomkrieges gewaltig steigern. 
De facto wird die Einführung dieser Waffen die Lcg;ilisie­
rung und Normalisierung des Einsat~es nuklearer W·affen 
bedeuten. Dies führt zu der völlig absurden Idee, daß lokale 

und begrenzte Atomkriege möglich sind_ Wenn Atomwaffen 
jedoch einmal an einer Stelle eingesetzt werden, würde ihr 
Einsatz nicht lokal oder begrenzt bleiben. 
Die Gefihr für die Weh jedoch besteht nicht nur darin, daß 
kolossale Summen von Geld. von materiellen und mensch­
lichen Ressourcen rur Waffen vergeudet werden und daß die 
Wahrscheinlichkeit eines nuklearen Krieges größer wird. Die 
gegenwärtige Entwicklung weg von der Entspannung und 
hin zur Konfrontation berührt die Entwicklungsländer viel­
mehr auch direkt und unmittelbar, denn ein beträchtlicher 
Teil dieser militärischen Eskalation wird die form neuer 
Militärstützpunkte auf den Territorien der jüngst unabhängig 
gewordenen Staaten annehmen, wird zur Intensivierung der 
Kanonenbootpolitik führen und die Völker bedrohen und 
einschüchtern: sie wird ~u Versuchen führen, die Kontrolle 
über deren Rohstoffe und natürlichen Ressourcen ~u ge­
winnen. 
Die Einführung nuklearer Waffen im Gebiet des Mittel­
meeres. die Entwicklung in der Golfregion und im gesamlen 
Indischen O"lean sind ein eklatantes Beispiel für diesen Pro­
zeß (siehe AlU 1/198 \, S. 16-30: d. Red_)_ Mit den ErfOlgen 
der nationalen Befreiungsbewegung der Völker dieser Regio­
nen, insbesondere nach dem Sieg der Volksrevolution im 
Iran (vom Februar 1979: d. Red,) hat der US-Imperialismus 
seinen militärischen Aufmarsch in der Region verstärkt. 
seine Fiotte konzentriert, die Militärisierung in Israel und im 
Mittleren Osten verstärkt, neue Stützpunkte in Bahrein. 
Oman, Somalia, Ägypten und Kenia erworben und nahezu 
200.000 Mann seiner sog ... Eingreif truppe" dis1o~iert, ganz 
abgesehen vom Ausbau der Nuklearbasis Diego Gareia und 
der Kon~entration von Langstreckenbombem dorl. 

US-ZiclstcJlung nuklearer Erstschlag 

Nur in d:esem Kontext können wir die Gefahr gan7. verste­
hen, die von dieser neuen militärischen Bedrohung durch die 
USA ausgeht. von dem Abenleuertum, von der Hinwendung 
zur militärischen Konfron tation und zum Kalten Krieg. Nur 
so lassen sich die neuen Waffenentwicklungen, die NATO­
Entscheidung, neue Raketen in Westde utschland, Italien 
und Großbritannien zu stat ionieren. die Entsendung einer 
riesigen Kriegsnotte in den Indischen Ozean, die Suche nach 
neuen Militärstützpunkten ri chtig einordnen; und nur so 
auch die Schaffung der .. Eingreif truppe", die militärische 
Vereinbarung mit China (einschließlich der jüngsten Verein­
barung, China militärisch auszurüsten), die Nichtratifizie­
rung von SALT 11 und das ins riesenhafte anwachsende fo.lili­
tärbudget. 
Diese und andere Ereignisse sind zu ernsten Gefährdungen 
des Weltfriedens geworden: sie alle gehen in die Richtung 
einer militärischen Konfrontation. 
Dieser Pro~eß haI beim Monopolkapital der USA zu neuen 
Versuchen geführt. die militärische überlegenheit als Grund­
lage für eine Politik der Beherrschung der Welt zu erlangen. 
Das Pentagon (das Washingtoner Verteidigungsministerium; 
d. Red.) und einige SektOren des Monopolkapitals haben 
niemals den Gedanken eines militärischen Gleichgewichts 
mit der Sowjetunion akzeptiert. Selbst während der Ver­
handlung für SALT 11. die ja gerade auf diesem Konzept 
beruhen. hörte das Pentagon nie auf, sich die Grundlagen 
sowohl für eine alOmare überlegenheit als auch für die 
Fähigkeit zum nuklearen Erstschlag zu schaffen. 
Die Cruise Missiles, Trident-Unterseeboote und die Neutro­
nenbombe waren schon entworfen und in Produktion lange 
vor den Ereignissen im Iran und Afghanistan. In Wirklich­
keit sind sie ~u sehen im Kontext der Pläne der USA, die 
Sowjetunion nuklear einzukreisen. 
Wird fortgesetzt 
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Krieg und Frieden 

AlB-Seminar Verhältnis Frieden 
und Befreiungskampf (2) 

Neben der bcr<:iu skinleTten Diskussion zur gegenwärtigen wehpoli­
tischen Zuspitzung und zur US-GlobaLstrategie (siehe ALB 1/1981, S. 
43) stand bdm AIB·Seminar vom 29. No~mlx:r 1980 zum Verhält­
nis Frieden und Befreiungskampf ein weiterer Problemkreis im Mit­
telpunkt, der ZU5ammenhang von Rüslung/RüSlungstransfen und 
Unl<'rentwicklung. T riebkräfte und Konsequenzen des neoko lonialcn 
Rüslungstransfers in die sog. Dritte Welt arbeitete RaineT Falk in 
dem nachuchendcn Thesenpallicr hentus: 
l. Da Wettrüs ten und Militarisie rung der Dritten Welt finanzielle 
Rcuour<;en binden, erscheinen konkrele Abrüstungsm aßnahmen ah 
eine wesentliche Voraussetzung für die Verwirkl ichung der Neuen 
Internationalen WirtschaftsOTdno,mg (N IWO) und die überwindung 
der Umerentwkklung. Der Zus~mmenhang von Rüstung und Unter­
ent wicklung kann jedoch nicht auf das I'roblem der finanziellen 
Ressourcenknappheit reduziert werden. 
2. Historis<:h betrachtet war der Einsatz militäriso:her Gewalt ein 
konstitutives Moment bei der Einbeziehung der Entwicklungsländer 
in das weltweite kapitalistische System der Unglekhhcit, Abhängig· 
keit und Ausbeutung. Nach dem Zerfall des imperialistischen Kolo· 
niabystems ging diese Funktion VO n den Kolonialarmeen an den:n 
einheimische Söldne r und tlil fstruppen übe r, aus denen d ie Armeen 
der nunmehr politisch unabhängigen Staaten entstanden. Anders 
Vl:rlief die Entwicklung lediglich dort, wo die nationale Unabhängig· 
keit im Ergebnis eines Befreiungskriegs errungen wurde. 
3. RüstungJlransfen sowie Militärhilfe und militärische Ausbildungs· 
hilfe stellen - bei Bedarf in Kombination mit direktem Interventio· 
nismus - die dem Neokolonialismus adäquaten militarischen Instru· 
mente zur Aufrechterhalmng imperialistischer Vorherrschaft gegt'n· 
über der Dritten Welt dar. 
4. Das mililiirische System des Neokolon,alismus zielt - unter polio 
tiseh·ideologischen Gesich tspunkten (Doktrin der ",nationalen 
Sicherheit") - auf die Reproduktion einer Schicht militäris<:her 
Kader und eines Militarappar"tes, die ihre Hauptaufgabe in der Nie­
derha ltung innerer sozialer Aufstands- und Befreiungsbewegungen 
sehen und zu diesem Zweck immer mehr Bereiche des politischen 
und geseUs<:haftlichen Lebens nach ihren Interessen auuichten, aud, 
unterhalb der Schwelle des Mi litärputs<:hes. 
5. Der neokoloniale RiiSiungstransfer tr'.igt zur Veniefung der öko­
nomischen und technologiso:hen Abhängigkeit und zur weiteren 
Deformierung sozialökonomischer Strukturen bei. Er belanet die 
Zahlungsbibm.en, verschärf! das Vef$ehuldungsproblem, lenkt einen 
großen Antei l des Staat shaushalts bzw. priva ten Kapit"ls in unpro­
duk tive Investitionen, entzieht der zivilen Wirtschaft Fachkräfte, ver­
zerrt und verteuert die Infrastruktur, heizt die Inflat ion an und führt 
zu einer einseitigen und deformierten Industries truk tur. Die Ergän· 
zung der Waffenimporte durch die Teilverlagerung von Rüstungs· 
produktionskapazitäten verschärft dieile Probleme. (.Oo) 
6. Nach 194:' s.illen sich die Entwicklungsländer im wesentlichen 
mil zwei "Schüben" neokolonialen Rüstungstransfeu Iw nfron tier!. 
Eine erste Welle setzt mi t dem übergang zum " Roll back" und "Con· 
tainment" (Eindämmung) ein; sie erfaßt geogral,h isch vor allem die 
an das sozialistische Lager grenzenden Enlwicklungsl:inder (CENTO, 
SEATO), nach der kubdnischen Revolution verstärkt auch Latein· 
amerika (Counter.insurcency). 

Im Zeichen der Nixon·Doktrin kommt es dann in den Hier J ahren 
vor allem zur Aufrüstung subimperia lisliJche r Verbündel(f ( lI rasilien, 
Iran usw.). wodurch sich der Anteil der Entwicklungslander an den 
weltweitcn Riis tungsausgaben nahezu verdreifach t. Verstärkt wi rd 
jetzt auch hochmodernes. neuestes m~it äri $ches Gerät an die Ent· 
wicklungsländer gel iefert. Eine Reihe "on Entwicklungsländern wird 
selbst zu Waffenexporteuren. 
7. Wird nach den Triebkräften des neokolonialen RüSlungstransfe rs 
gefr .. gt, so sll ielt neben überkgungen im Rahmen der imper ialiu i­
sehen Globalstratcgie vor allem die Profitabi lität der Rüstungsex­
porte e ine entscheidende Rolle. Profite in der Rijstungsproduktion 
sind bis zu dreimal höher als in der zivilen Produkt ion. 
Die llauptnutznielkr dieser Profite sind die tr .. nmational, jedoch von 
einer nationalstaatlichen Rasis aus 0llerierenden Rüstungsmonopole. 
Erreicht der Rüstungsexport volkswirtschaftlich bedeutende Größen· 
ordnungen. so sind über die unmille lbaren Profitinte ressen der 
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Riistungsindustrie hinaus gewichtige ökonom ische Intereuen der 
gesamten Monopolbourgroisic im Spiel. Be$Onders relevant ist die. 
bei den USA, Fr .. nkreich und Großbritann ien, weniger bei der 8RD. 
8. Die exorbitan ten Steigt'nmgsraten beim Rüstungsexport in den 
70er J ahren sind somit auch auf die angesichts der kapitaliuischen 
Weltwirtschaftskrise verengten inneren Verwertungsspielräume 7.U· 
TÜckzumhren. Die$C führten zu einer bemerkenswerten Veucharfung 
der innerimperialist ischen Konkurrenz auf dem Gebiet des Waffen· 
exports. 
9. Die Riistungstransfers der internationalen Monopole sind zu 
einem bedeutenden und eigenständigen Faktor der Vtnchärfung d~r 
inlun.u ionalen Sp~nnungen geworden und gefährden den Weltfrie· 
den. Sie fUhren zur Auftürmung einC$ getahrlichen Konnik tpotentials 
in der Entwicklungswelt und zwingen auch ~ozialistischen sozia· 
li~tisch orientierten Regime~ militiirische Anstrengungen auf. Die~ 
lähmt den na tionalen wirtS<:haftlichen Aufbau und beeintr'.ichtigt die 
Bdspielwirkung sozialrevolutionärer Länder. 
10. Das Ko" "ept der NlWO enthält in seinen zentralen Bestamltdlen 
einige Elemente, die geeignet ~ ind, forischrillliche Entwicklungswege 
in der Drillen Welt völkerrcchtlkh ab~usichem. Insgesamt kann es 
als Anwendung der Prinzipien der friedlichen Koexistenz auf die 
in te rnationalen Wirtschaftsbeziehungen verstanden werden. Das 
NIWQ-Konzept enthält jedoch keine ausformulierte Strategie zur 
Abrüs tung und zur Riistungskonversion. (Oo.) 

Ber ührungspunkte von Abrüstung, Hungerbewältigung 

11. Zur Steigerung der internationalen Entwicklungshilfe unterbrei­
tete die Brandt·Kommi" ion den Vorschlag, eine internationale Ab· 
gabe oder Steuer auf Mililärausgaben und den internationalen Waf· 
fenhandel Zu erheben. Dieser Vors<:hlag ist problematisch, da die 
Gefahr besteht, daß eine solche MaBnahme lediglich zur Verteuerung 
vOn Rüstungsgütem führt. Wenn die Rüstungsprodu7.enten derartige 
Abgaben auf die Endvcruraucherpreise u[nlegen, bleibt der Effekt für 
die Entwicklungsländer gleich Null. 
12. Der entscheidende Ansatzpunkt zur Steigerung des internatio· 
nalen fi nanziellen RcuoUTcentransfeNl liegt demgegenüber in direk­
ten Eingriffen in die Struktur der nationalen Staatmaushalte in den 
entwickelten Ländern, d.h. in de r Abrüstu!,g. 
Bei der Diskus~ i on dieser Thesen wurde einmal auf die Bedeutung 
auch des humanitiiren A~peklJ der Abrustungsforderungcn verwiesen, 
d.h. d ie auf diesem Wege mögliche Freimachung enormer Finanz· 
mittel ist als wich tiger lIebel bei der internat ionalen Bekämpfu ng 
des Hungen in der Dritten Weh zu sehen (siehe ausfüh rl ich AlB 
4f 1980, S. 34·36). Desweiteren wurden bei den Konsequenzen der 
VerlalSfTung von Rüstungsproduktion,einhei ten in die Drille Welt 
zusä tzliche Fo lgeerscheinungen als politisch hochbedeutend IIc"'or' 
gehoben: Sie e rmöglicht den Wes tmächten U.3. die verdeckte Liefe· 
rung vOn Waffen in Spannungsgebiete. Und sie "ermehrt auf eklatan· 
te Weise das ßedrohungspotential tur progressive Regimes und Be· 
freiungsbewegungen, insbesondere in der Gestalt da nuklearen Auf· 
riistung solcher Stellvertreterregi mes wie Südafrika oder Israel. 
Schließlich wurde in der Diskussion angemerkt, daß das Ringen um 
eine Neue Wehwirtsehaftsordnung (NI WO) nich t zu stark mit der 
Abrüstungspoli tik verwoben werden sollte. da diese selbst eine hoch· 
komplizierte, zumal deneit durch die NATO·Machte in FrAge gestell· 
te Angelegenheit sei. Es gehe also darum, die Schritte hin zu einer 
NIWO als eine relativ eigenstandige Zielstel lung zu verfolgen, sie 
nicht zu sehr vom Abrüstungsfortgang abhängig zu machen bzw. da· 

durch über Gebühr zu belasten. R. Falk merkte hierlu an. daß es -
ungeachtet der zurecht betonten Eigenständ igkeit beider Problem· 
komplexe - seiner Meinung nach darauf ankomme, den begrenzten 
Otarakter der Forden..IIlg nach einer NIWO in Rechnung zu stellen 
und die Forderung nach konkreten Abriistungsmll.ßnahmen stärker in 
den Kampf für eine dcmokr~tische Umgestaltung der in tematiollalen 
Wiruchaftsbeziehungen einzubringt'n. U.a. hierdurch könne der von 
imperia listischen Krei:;en angestrebten Reduziel1lng der internationa· 
len NIWO·Deballe auf rein ökonomis<:lte Fragen entgegengewirkt 
werden. 



Rückblick 

Camilo Torres -
Priester und Guerillero 

"Du Widu'gltc am Katholi~i5mus ist die Nächstenliebe ... Soll die 
Liebe wahrhaftig Jein, muß .ic win..samc Wege Juchen. wenn Spen­
den und Almosen ...• "'cnn also d;u, was wir christliche Wohltätigkeit 
nennen, nicht erreicht. dilß die Uungrigen lau, die Nadw:n beklei­
det, die Unwissenden wissend werden, dann miiul':ß wir wirksamere 
Mittel Juchen, um das Wohl der Mehrheit zu suchen ... Darum ist die 
Revolution nicht nur crlaubt, sie i,l verpnichlcnd rur o.rist(~n, die in 
ihr die einzige und angcmelScnc Moglichkcil sehen, die Nächstenliebe 
7;U allen zU ItCrwirklichcn." 
Diese Aussagen bestimmten Denken und Handeln de, kolumbiani· 
sehen Priesters und Gucrillakimpfcn Camilo Torres, der vor 15 Jm­
rc: n im bcwaUnclcn Kampf den Tod fand. 
Camilo Torre, Rcstrcpo wurde am 3. Februar 1929 als Sohn ~iner 
angesehen~n Arzt- und Diplomatenfamilie in Bogota geboren. Nadl 
Beendigung seiner Schul1.eit begann er an der kolumbiani5Chen Na­
tionaluni.'enit;i.t jur;J. :r.u studieren_ Schon ein S"meJI"r $plil"r hegte 
er d~n Wunsch dem Dominikanerorden beizutreten, konnte aber von 
seiner Famili~ zum Eintritt Ins Prieu~ncminar bewogen wuden. 
1954 wurde der junge Torres l.um Prieuer geweiht, seine ente Messe 
galt in Bogota ab gesellschaftliches Ereignis_ 
Wenig spatu schickte der El'l.biJehof den begabt~n Pric$tu:r.u ~inem 
Sol.iologiC'Studium an die Katholisch~ Uni.'Crsit;,ot nach Löwen/ 
Belgien. Camilo TorrC'S wIlle rur sein~n zutunftigcn Einsatz in der 
So:r.iabrbeit d~s Bi~tumJ ausgebildet werd~n_ In Löwen gründet~ der 
junge Wissenschaftler, der auch die SOl.iologic als ein Mittel l.ur V~r' 
wirklichung der NachJtenlieb~ ycntand. eine kolumbi.misch~ Studen­
tengruppc, da.! "Kolumb ... ni.Khe Te .. m rur wziookonomi5Che For· 
schung". Es tollte Methoden ausarbeiten, die zu ein~r realen V~rbes· 
..erung der kolumbiani5Chen S<nialstruktur beitragen konnten. 
Di~ spate. zu einer "Vereiniguug für da.! Studium und den FOrl' 
Khritt" umbenannte Arbeiugruppc schloß sich nach C. Torres 
Ruckkehr in die lIel1mtl 1958 mit Gruppen der Nationaluni'·ersit..it 
l.U eiuer "Uniycuit,iu' uud Akademikerbewegung :r.ur Organisi~n.mg 
der Gemeinde" :r.usarnmen. Ziel dieser Vereinigung war~. den Land· 
gemeinden ulld Elendsvierteln beim sozialen Aufbau l'.u helfen. 
Gldchzdtig wurde Carn ilo Torres zum Studentenpfarrer berufen und 
erhielt außerdem einen L<:hmuhl an der von ~lIn mitbegriindeten 
5<.>~iologi~ehen f akultät. 
In 5Cinen wissenschaftlichen Arbeiten beschaftigte er sich vor allem 
mit Fragen der Stadtreforrn, der Soziabtruktur des Landes. der 
Violencia (burgerkriegsutige AUKin"nder'et:.;unll: zwischen den bei­
den Parteien der Oligarehie in den 40erJ50er jahren, ,iehe AlB 
10/1980, S. 27-30: d. Red.) und der Agr .. rrdorm. Zahlreiche Kon­
greßbesuche und öffentliche Auftritte lieSen ihn mil den verschie· 
den"en Be ...... lkerungsschlchten zusammentreffen. Die Aktivitatcn 
Camilo Torres, im Rahmen eines "t"tigen Christentum," blieben zu 
jener Zeit noch .. eitgehend Im Einklang der Kirche, in den:n Dienst 
er 51" .. d. Noch war er dem Ged"nken. "der Olriu mtis..e vor den 
IIQ.ZiaJen Problemen mäßige Klugheit aufbringen und dürfe sich niehl 
zu gewallumen Lösungen hinreiSen lassen", .. erh"ftet. 

Für echte soziale Veränderungen einJetzen! 

Zum Konnikt zwischen der Kirche und dem Jungen Pr;euer kam CI 
1962. als C. TOrTe, l'.uummen mit anderen Professoren gegen die 
Reglementierung von 10 Studenten orfentlich protestiene. Der .;rz· 
bischof befahl ihm daraufhin sein Univeniläuamt nieder.tulegen. C. 
Torres beugte sich gchorJa,m dem Willen seines VOIKC5Cu:tCn. Im 
Auftrag der Kirche wurde er nun zum Direktor der " lIochschule rur 
Verwaltung" ernannt. mer leitete er die Ausbildung von Kadern rur 
die Sozialarbeit. orgallliierte Informationsverann"'tungen :.;ur Agrdr· 
reform und b~ute in den Arbdtcrvierteln BOKota., mehrere Genossen· 
schaften auf. Zur gleichen Zeit delegierte ihn der Erzbischuf in das 
Direktorium dei Kolumbill1li!i<:hen In.'lIluu für ge.cllschaftliche 
Agrarreform (INCORA). 
Die bei die.er Tätigkeit gel3mmelten Erf..J\rungen und Kuntakte mit 
der armen LJndbevolkerung rJdlkhh'lerten Cunilo Torrc,' Ideen. Er 
erkannte, daß te(;hnlJdu~ lI ilfe, Rdormen und die kirchliche WoIII· 
tätigkeit zu keiner echten Verbesserung der Lebensbedingungen des 

kolumbianischen Volkes beitruKen. Vielmehr gelangte er zu der 
Ober~ugung, daß die unterdruckten und ~u,gebeuletel\ Schichten 
goemeinsam gegen die herrschende Oligarchie angehen müßten. 

Wie weit sich ~mllo Torres damals Khon von den Fe'Kln der tr;J.di­
tionellen Kirche gelo<1 hatte, wird in Kiner Erklärung deu tl ich: ..... 
(es) sollte eigentlich klar sein, daß der OlriOi in den armen Ländern 
rur den wirklichen Wandel der Sirokturen sich nicht nur engagieren 
k..tnn. $ondern sich ganz entschieden dafür einse!"<:en muß. Nur '0 
wird es möglich 5Cin. ~u einer effizienten Planung zu kommen, die 
der Mehrheit dient. Wenn die Mllrxiuen der Planung den Weg berei· 
ten. rnu:uen die OIrinen mit ihnen zuurnmenarue;ten, und zwar in 
dem ~h8c, wie e. ihnen ihre mnrJlischen Prinzipien erlauben."' C. 
Torres klagte die Kirchcnhierachie an, bisher nur auf Seiten der lIen­
ill,;henden gestJnden :r.u haben. 
1964 begann Camilo Torre~' Versu~h eine l,olitiKhe L05UI\g anzu­
Streben. Er gnindete eine Sammlur'll:,bewegung aller fort5Chmtlichen 
Kräfte mit einem gemeinsamen. breilen MinimaiprolU".unm. Das "on 
C. Torres und der Unl\'enitaU- und Ak~demikerbC\'>'egulig ausgear· 
beitete Prognmm gdllngte im Mar" 1965 an die öffemlichkeit. Auf 
di""er Grundlage enht~nd wenig sp;iter die Plattform der Einheits­
front dei Kolumblillllschen Volkes (Frente Unido). Diesem Pro­
gT"Jmm Zu Ausfuhrungen zur Stadtreform, AgrJrreform, Nationali­
sierung u.a. Khlo"en .ieh die wichti!:,ten forl5Chrittlichen Organlsa­
lIonen an. so die Omsthch-Re.olutionJre Partti, die Liberale R","o­
lutionJre Bewegung. die Revolutiollill'C Nationalistische A\antgan:le, 
die Arbei!er., Bauern· und Studentenbewegung des 7.januar, die 
Kommuni~!ische Partei U"'IC zahlreiche .. ndere Gruppen. Die Ein· 
heitsfront grundete eine gleichnamige Zeitschrift und "cranstaltete 
zahlreiche KundgebunJ;Crt. ('.amilo Totl'Ci sprach \'Or Gewerk5Chaf· 
ten. Fr.uen'·erb .. nden, Uni,·ersita!sgruPI>en. Bauem\'crbanden und 
politischen Parteien. 
Durch ocine pohtiKhe Akll\'i!Jt lIeriet der Priener erneut in Schwie­
rigkeiten mit der k.tholischen Kirche, da ~ie Punkte der Plauform 
mit der k;rt:hlichen Lehre rur lIIl\'ereinbar hielt. C. Tones Jn!wor' 
tete: "Ab idl die kl,lumb ialli~che GC5CIl$Chaft studierte. wurde mir 
bewußt, daß"., einer RC\'olution hcdarf. um die llungernden zu 
'peisen. den ])ür~tenden ~u trinken zU IIcben, die Nacktcn zu kleiden 
und da. Gemeinwohl der gt'o8cn Mehrheit Ull>crcs Volkes zu "erwirk­
Iichcn ... Ich meine, daß der revolu tionarc Kampf ein christlicher und 
prieuerlieher Kampf ist." Cunil<> Torres' Wun<eh nach Rückversel­
wng in den Laienst;tnd wurde im ~Idn, 1965 shlttgegeben. 
Interne Ri..-.. litäten, mangelnde Kader und die zurw::hmcnde Rq,rcs­
sion seitens der Ikrrschenden trugcl> allerdings zu einer rollichcn Zer· 
set.tung der Frente Unido bei. Camilo TOTTe! zog daraus die Kon«:' 
quen" sich dem GuerillalrieJt anzuschließen und tr;J.t dem Nationalen 
Befreiongsheer (ELN) bei. Am 7. januar 1966 "eroffen!lichte die 
Zeitong Frente Unido einen lelzlen Aufruf Gamilo Torres'. in dem er 
ycrklindete. daß er die Politik der ~:inhcitdronl im Guerillal. .. mpf 
fortKtze: .Jeder aufri(.htige Rc\'olution.or moß .mcrkennen. dJß der 
be .. '~Hnete Kampf der eiru.ige Weg bt. der um bleibt." 
Am 15. febru .. r 1966 wurde c..milo Torres in einem Gefecht zwi· 
loChen der ELN und regul .. ren Troppcn erschosoen. Auf die NJchrkhl 
ober seinen Tod hin k .. rn es \ielerorts zu AufstJnden und eine Mcs«: 
111 B~ta endete in einer großen Protestdem<>nS\fal;on. 
Camilo Ton«' konsequenter ~:in5alZ flir den Nach>tcn mundcte in 
der Erkenntni~, daß d .... christliche Gebot der Nächstenliebe auch 
zum be ..... ffneten Widcrstandskaml,f ja $;Igen muß. Scin Kampf -
"on der delllokr~ti.chen Errw::ucrung bi • .tur be ... affneten Re"ololion 

appelliert 3n die Kirche Latein.amcrikas, gemeill<am mit anderen 
Kr..iften an der end~'Uhil:en Befrciung des Volkes mitzu ... irken. Nika­
rdguJ und EI Sal .. ador 5ind Jkluel1c Bei'l,ielc für die I),,,iti"c RC5'" 
n;jnl.. die ~eincr ßO!lIChaft zutei l .. urde. 11 . I)nlk 

Adressenänderungen bille rechtzeHig bei der 
Redaktion und bei der Post bekanntgeben! 
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Rezensionen I Filme 
Zeugnisse des afrikanischen Befreiungskampfes 

Ein Buch von über 500 Seiten, davon e twa 450 a uuo;hlicßlio;h be· 
druckt mit Dokumenten - ProgTammc von Befreiungsbewegungen 
und stll3lli<:hcn Organisa!iorn:n. Redeauszüge usw, - zum Erwerb 
und zur Benutzung anzuempfehlen, erscheint auf Anhieb als ein 
starkes Stück. Gcnau d ies sci jedoch hiermit gelan. Ocr Ausdruck 
"Bcnut7.ung" iSI dabei bewußt gc",äh!! , denn ZUm Khliehl<::n 
"Hcruntcrlcscn" von vorn bis zum Schluß eignel sich die zuweilen 
durchaus trockene Materie gewiß nicht. So iSI denn auch der Band 

~" 
RaineT Fall/ Pet"r Wahl (Hng.). Ikrrciung~b .. w~ungcn in Afrika. 
Politische Programme. Grundsänc und Zide vOn 1945 bil zur Gegen­
wart, Pahl· RugcnJlcln Verlag, Köln. 1980. 53 2 Seilen, 14,80 DM 
in erste r Linie "luT systematischen Aneignung der im Titel umrissenen 
Problematik gedacht. \ 
Der angesichts des Umfang« sehr preiswerte Band enthält neben einer 
Einleitung ("Politische Entwicklunguendenl.cn und soziale Grund­
lagen der nationalen Befre iungsbewegung in Afrika") ins~samt 68 
Dokumente verschiedener Art, gruppiert in drei Abschnine, die 
ihrerse its jeweils mit kunen Erläuterungen eingeleitet werden. Das 
Spektrum um faßt programmatische Aussagen aus etwa der Hälfte der 
Länder Afrikas nach 1945, von Unabhängigkeitsbewegungen etwa im 
französichen Weuafrika bis zu revolutionären Befreiungsbewegungen 
wie dem Afrikanischen Nationalkongrcß (ANC) Südafriku, da:w 
Tc~te der panafrikanischen Bewegung und der Organisation fü r Afri­
kanische Einheit (OAU). Allein dur.::h die Repräsentativität ist diese 
Quellensammlung konkurrenzlos im deutschen Sllrachraum; auch im 
englischen und französischen Bereich e~istiert kein Pendant; mit Ein· 
schränkungen ist allenfalb etwa Langkys "Ideologies of Liberat ion 
in Black Africa 1856-1970" zu nennen. 
Die Herausgeber erheben ausdrücklich keinen Anspruch auf enzyklo­
pädische Vollständigkeit, könncn aber zu Recht den Anspruch er­
heben, "daß alk wesen tlichen Strömungen. die den Prozeß der natio­
nalcn Befreiung Afrikas nach 194!> vorangebracht haben, berücksich­
tigt wurden" (S. 11). Allenfalls kann gesagt werden, daß einige wei· 
tere Länder zusätzlich hätten berücksichtigt werden können, so die 
revolutionä ren Entwicklungen in Somalia nach 1969 und Benin nach 
1972. Mali, das in den 60cr Jahren eine progrcuive Rollc spielte, 
schließlich die Unabhängigkeitsbewegung Marokkos (lstiq lat·Partei). 
Eine sinnvolle Ergänzung zum Abdruck der Deklaration des V. Pan· 
afrikanischen Kongresses 194!> in Manchester hätte sicherlich die 
&TÜCksichtigung des IV. Kongresses 1974 in Dar es Salaam darge­
stellt. 
Wirkliche Einwände beziehen sich auf kle inere Schwächen des Tex­
tes. Ärgerlich, weil unnötig, sind Schwächen einiger Ober.etzungen, 
sowohl was ihre Exaktheit als auch wu ih rc:n Stil ("Deutsch") be­
trifft. Dies fIillt besonders auf bei der Wiedergabe des Dokumentes 
Strategie und Tak tik des ANC (S. 484ff.). Der Abdruck fo lgt einer 
an anderer Sielle vorgelegten Obersetzung, deren stilistische Mängel 
zumal üppig sind. Dokumente von Befreiungsbe .... egung sind Resul· 
tate ernsthafte r kollektiver Bemühungen, bei denen die Wortwahl 
nicht der ßeliebigkcit folgt. Allzu umgangnprachlicht deutsche 
Fonnulierungen wie "Knochenarbeit" und derlei mehr fallen dem­
gegenüber unse riös auf, zu schweigen von einer Anzahl Schludrigkei· 
ten wie "in" (statt "auf') unscrem Kontinent ftir das englische "on" 
(S. 484). Eine gründ lichere Oberarbeilung hlitte hier notgctan. Iden­
tische Vokabeln im Original gehö ren identisch übersetzt, freie lite ra· 
risehe Schöpfung i~t hier fehl am Plaue (z. O. im ideologischen Kon­
zept derzimbabweschen Befreiungsbewegung ZAPU, S. 462). 
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Kleinere Ungenauigkcitcn schlichen sich auch in die Kuneinftihrun· 
gen ein. So wi rd die Ouonoiogie der Ermordung Patrice Lumumb;u 
1961 falsch wiedergegeben (5. !'I6). 

Zum besseren Verständnis ist diesen eine Einleitung vorangestell t, in 
welcher Grundzüge der pol itischen und Sozialstrukturentwicklung 
Afrikas behandelt werden. Vergleichbare Venuche sind in der 
deutschsprachigen Afrikanistik-Li teratur bislang Mangelware. Neben 
einer Auseinandersetzung mi t Konzept ionen der sog. " Dekolonisie­
rung" enthält diese Einleit ung: einen Abriß der Herausbi ldung der 
modemen afrikanischen Unabhängigkeits· und Befreiungsbewegun­
gen und ihrer Charakteristika; eine Skizzie rung des ProzeSSdl der 
Erlangung der staat lichen Unabhängigkeit in Afrika sowie der an· 
schließenden, auf der kolonialen sozialökQnomiscllen Struktur auf­
bauenden Entwicklung der Klasscnverhältnisse und der sich daraus 
ergebenden Probleme (50 't.8. dic RoUe der sog. bürokratischen Bour­
geoisie oder d ie Spezifika de r Entwicklung der j ungen Ameiter· 
klasse); Khließlieh eine Betrach tung des Stellenwertes programma· 
tischer Aussagen in ihrem Verhälmis 'tu den gegebenen sozialen und 
politischen Grundlagen. 
Im Mittelpunkt steht eine Etappisierung der Kämpfe um die natio­
nale Unabhängigkeit und vollständige Befreiung. Danach folgt der 
Erlangung der staatlichen Selb5ländigkeit eine Phase des Kampfes um 
die "Festigung und Vertiefung" derselben, "vor allem aber der 
Kampf um die wirtschaftl iche Unabhängigkeit ulld die so~iale Be· 
freiung" (S. 19), mithin eine Phase ~er5lärkter sozialer und politi­
scher Auseinandersetzungen. 
Fur das Verständnis der Entwicklungen in Afrika ist dies die maß­
gebliche Ausgangsthese. Allerdings wird sie nicht gan1. en tsprechend 
dieser ihr zukommendcn Bedeutung herausgestcllt. Dies auch imo­
fern, als im gleichen Zusammenhang die Entwicklung der Unabhän· 
gigkeitskämpfe in zwei "Wcllen" eingeteilt wird , deren erstere um 
das Jahr 1960 herum und deren zweite in der Mitte der 70cr Jahre 
an;o;usiedeln sei. Dabei erhält diese ZWeite "Welle" (Angola, Mocarn­
bique u~w.) einen relativ zu großen Stellenwert, während !oie letztlich 
"nur" die Fast-Vollendung, eine Fortftihrung des Prozesses darsteUt, 
der um 1960 seinen Höhepunkt erreicht hatte. 
Zu kurz kommen auch zwei weitere fUr die Erklärung der ideologi· 
schen Positionen wich tige Faktoren: zum einen die Bedeutung des 
internat ionalen Konte~ t es, zum anderen der Einnuß "äußerer" poli­
tischer Vors tellungen auf d ie Herausbildung der Bdreiungsideolo­
gien. Zu letzterc:m Aspekt zähl t auch die Unterschiedlichkeit der 
Kolonialverwaltung und kulturell·ideologischen BeeinnuliSung im 
französischen und englischen Kolonialbereich; bemerkenswerterweise 
"häufen" sich die radikalen und sozialis tischen Konzeptionen und 
Regimes in den ehemals französischen sowie portugiesischen Kolo-
nien. 
Ein anderes Problem wi rd ehe r am Rande aufgeworfen und etwas zu 
kurz und pauschal abgehandel!. Unter Bczuf auf den Mau-Mau-Auf­
stand in Kenia als Negativ-Beispiel wird argumentiert (S. 24), es s.c i 
"völlig verfehlt, von einem Automatismus bewaffneter Kampf - ge' 
scllsch3ftspoli tische Radikalisierung auszugehen". Nun iM bei ern,, · 
zunehmenden Diskunionsteilnehmem von einem Automatismus 
keine Rede, . wohl abcr vO n einem engen Zusammenhang, der sich 
nun wieder aus der nc:fin it ion des bewaffne ten Kampfes innemalb 
der Theorie des nationalen Befreiungskampfes ergiht, In dem er· 
wähnten Dokument des ANC vOn Morogoro 1969 'I..B. werdm prä­
zise d ie allerdings politisch weitreichenden Voraussetzungen ftir die 
Eröffnung des bewaffneten Kampfes beschrieben. DemgegenUber 
handelt es sich beim Mau·Mau-Auhtand eben nicht um einen lOlchen 
st rategi.ch angelegten und organi!oicn en Kampf, sondern eben um 
ane relativ spontanc Aufstandsbewegung. Durch die Abgrenzung von 
der nich t näher begründe ten "Automatismus"·These ent..teht unbe· 
absich tigt du Eindruck einer Distanzierung der Autoren von dem an 
anderer Ste lle zutreffend erlliuterten Zusammenhang zwischen 
Kampfform und politi!Cher Radikali~ierung. 
Die Ausrtihrlichkcit, mit der hier auf einige Aspekte der Präsen tat ion 
des im vo rl iegenden Oand versammelten Materials eingegangen Wut­
de, soll keinen fabchen Eindruck erzeugen. Es handelt sich vor allem 
um Diskuuionsgegenstände. 
Unstreitig ist dagegen der hohe Wert der T exts.ammlung für du im 
Vorwort benannte Ziel, einen Beitrag zUr Vers.achlichung der Dis­
kussiou über die politischen Prw.csse in Afrika unter Rückgriff auf 
die authen tis<;hen Aussagen der politischen Krä fte leisten zu wollen. 
Wer sich synematisch mit den damit zus.ammcnhängenden Fragen 
auseinandenetzcn will, fi nde t in d iesem Band eine derzeit unersetz· 
liche Gnmdlage. J . Ostrowoky 



Infodienst 
Türkei-Initiative 
Betriebsra! Peter Heinrich, Pfarrer Michael Höhn, Prof. Oe. Klaus 
Licbe-Harkot, Betriebsratsvorsitzender Karl-Heim: Stommel und 
SPD-Bundestagsahgeordncter Klaus Thiising haben sich im November 
1980 in einer Initiative "Solidarit :;t mit den Demokraten der Tür· 
"ci!" zusammengeschlossen. Die mittlerweile von über 1.000 Per­
sonen unternütZle Initiative will über die Situation in der Türkei 
informieren, praktische Solidarität mit den türkis<;hcn Kolkg<:n in 
der BRD üben und gemeinsame Aktionen dun:hfUhren ruf folgende ­
im Initiativaufruf formulierte - Fordenmgcn: 
" e Wir fordern die Achtung der Menschenrechte in der Türkei und die 

Herstellung dcmokratischeT Freiheiten! Wir fordern die sofortige 
Freilassung aller politischen Gefangenen und die Aufhebung des 
Kriegsrechl.1 

• Wir fordern ~n der Bundesregierung die Einstellung der Militär­
und Wiruchaftshilfe an die Putschisten! 

• Wir fordern das Verbot der f;oschistis.:hen türki$Chen Terrororgani­
sation der 'Grauen Wölfe' in der Bundesrepublik ! 

• Wir fordern die Bundesrt:gierung auf, den politischen Flüchtlingen 
aus der Türkei großo;ügig Asyl o;u gewähren; die eingeschränkte 
Handhabung des politischen Asylrechts o;ufÜCkzunehmen!" 

Der Initiati\lllufruf, Unterschriftenlisten, ein zweiwöchentlich er· 
$Cheinender Infonnationsdienst Uahresabo: 15,- DM) und weitere 
Informationen sind o;u erhalten über: Türkei·lnitiative, c/o Karl· 
Heinz Stommd, Postfach 100682,4100 Duisburg. 

Türkei-Solidaritätskonlerenz in Bonn 
Die Initiative "Solidarität mit den Demokraten der Türkei!" veran­
staltete am 10.1.1981 in Bonn eine Solidaritätskonferenz, auf der in 
mehreren Beiträgen (u.a. des SPD-Bundestagsabgeordnetcn K. Thü­
sing) und eindrucksvollen Zeugenaussagen die Brutalität der Militär­
diktatur in der Türkei naehgewiesen und von der Bundesregierung 
der Stopp jeglicher Militär· und Wirtschaftmilfe an die türkische 
Junta gefordert wurde. 

Die Konferenzteilnehmer bekundeten ferner ihre Solidarit.ät mit den 
in uhlreichen Städten der BRD und des Auslandes im Hungerstreik 
stehenden Türken. Sie forderten konkrete Angaben zum Schicksal 
von Inhaftierten in der Türkei. eine Kommission der Bundesrt:gierung 
o;ur Untersuchung der Folt..erungcn, die Aufhebung der Todesurteile 
sowie Taten des Europaparlamentes und der UN-Menschenrechts· 
kommission. 

AAB-Unterschriftenaktion ZU Namibia 
Zu einer Unterschriftenkampagne gegen das Windhoeker Todesurteil 
gegen den namibischen F .... marbeitc:r Markus Kateka vom Oktober 
1980 hat die Anti·Apartheid·Bewegung (AAB) aufgerufen, M. Ka· 
Ich wird laut Urteil beschuldigt, zusammen mit Hendrik Kariseb (10 
Jahre Gefängnis) Guerilleros der Südwe,tafrikanischen Volksunion 
(SWAPO) bei einem Angriff auf eine Farm in Nordnamibia am 
17.2.1980 beherbergt und verpflegt zu haben. Da der rassiSli$Chen 
Anklage keine Beweisruhrung gelang, mußten Verdäch tigungen, vage 
Zeugenaussagen und die von Kateka gcäu6c:rle Sympathie rlir die 
SWAPO für das erste politisch fundierte Todesurteil in Namibia her· 
halten. 
UnterschrifUnliUen gegen die Vollstreckung lind an>:ufordcrn bei 
der AAB, Blücherstr, 14, 5300 Bonn I 

Stop den Todesurteilen in Südalrika! 
Wie wir an anderer Stelle berichteten (siehe AlB 1/1981. S. 46) hat 
die Apartheidjustio; Südafrik;os am 26, November 1980 in Prctoria 
erneut Todesurteile gegen Kämpfer des Afrikanischen Nationalkon­
gresses (ANC), gegen NJ. Lubisi, P.T. Mashigo und N. Manana, ver­
hängt. Die Anti-Apartheid·Bewegung (AAB) und das Antiimperia· 
listische Solidarität~komitee (ASK) riefen tU Prote$laktionen gegen 
die Mordvorhaben auf. 
Die AAB (Blüchentr. 14,5300 Bonn I) llImmelt Untenchriften rur 
die Forderung an die Bundesrt:gierung, "sich darlir cino;u$Ct:l.en, daß 
die Vollstreckung der Todesurteile "erhindert wird, politische Gefan· 
gene gemäß der Gcnfer Konvention als Kriegsgefan~e behandelt 
und alle politi$Chen Gefangenen in Südafrika freigelassen werden." 
Das ASK (Main>;Cr Landstr. 15,6000 F .... nkfurt) ruft dazu auf, Pro· 
testschrt:iben gegen die drei Todesurteile direkt zu richten an die 
Bundesregierung in Bonn oder das südafrikanische Rassistenre!,<imc: 
Primeminister Botha, Union·Buildings, Pretoria, Südafrika. 

Markierungspunkte des 4. BUKO 
Im November 1980 fand in Hamburg der 4. Bundeskongreß cntwick­
lungspoliti$Cher Aktionsgruppen (BUKO) statt. Rund 180 Teilneh­
mer aus iiber 100 bundesdeutschen OriHe-Welt· lnitiativen bo;w. 
-Gruppen und unterschiedlicher politisch· ideologischer Strömungen 
nahmen dar.lD teil. Der BUKO, der zu 90'l'0 aus Zuocllünen des BMZ 
(60%) und der Evangelischen Kirche (30'l'0) finan7.iert wird, war 1971 
von entwicklungspolitisch Engagierten - von kirchlichen Arbeits­
kreisen, Solidaritätsgruppen, ehemaligen Entwicklungshelfern usw.­
gegründet worden. 
Wesentliche Ergebnisse dieses 4. BUKO von lIamburg waren die Ver­
besserung der Zusammenarbeit der einzelnen Dri tte·Weh-Gruppen 
durch eine themenkonzentrierte Arbeit. Oie Vorschläge, U.a. Zu 
Themen wie Entwicklungspolitik der BRD, Frauen in der Drillen 
Welt, Ausländer in der BRD und Asylrecht, wurden vom neuen Ko· 
ordinationsausschuß aufgegri ffen. Schwerpunktthema des Jahre. 
1981 soll die Auseinanderscto;ung und Infonnationsarbeit über die 
Politik der Pharma-Konzerne in der Dritten Welt sein. Desweiteren 
wurde beschlos$Cn, daß das FORUM, der monatlich erscheinende 
Rundbrief des BOKO, sich künftig mehr der Berichterstattung über 
die Arbeit der Gruppen o;uwenden und weniger zur Veröffentlichung 
allgemeiner Informationcn beitragen sollc. 
Interessenten können das FORUM bestellen beim Magazin-Verlag, 
Königweg 7,2300 Kid I; Eino;elheft 3,- D~f, Abo 36,- DM. 

Ausländerwoche der Freundschaft 
Die Föderation der Arbeitervereine der T ürkei in der BRO (FIOEF) 
rief o;u einer "Woche der Freundschaft - gegen die Ausländerfeind· 
lichkeit" vOm 27.12.1980 - 3 .1.1981 auf. Ziel dieser einwöch igen 
Aktivitäten war es, der in jüngster Zeit von rechuextremen Kreisen 
geschürten Ausländerfeindlichkeit entgegenzuwirken und die Integra· 
tion der ausländischen Mitbürger weiter auszubauen. Neben gemein· 
samen politischen Aktionen soll te das gemeinsame Handeln von 
bundesdcutocllen und ausländischen Kollegen auch auf den soo;ialen 
und kulturellen Bereich ausgedehnt werden. "Wir möchten unsere 
deutschen Kollegen mit unse ren Traditionen, mit unserer Kunst und 
Kultur näher bekannt machen; wir möchten die fortschrittlichen 
Traditionen des deut$Chen Volkes näher kennenlcrnen", hieß es in 
einem Flugblatt der FIDEF. 
Mit ihren insgesamt 156 Infonnatiom· und Kulturvcranstaltungen, 
an denen sich Zehntausende beteiligten, kann die Freundschafts­
woche sichcrlich als ein gelungener Auftakt gewertet werden. 

Freundschaftsgesellschaft Westsahara-BRD 
Im Oktober leto;ten Jahres konstituierte sich in der Bundesrt:publik 
eine "Gesell$Chaft der Freunde des sahraoui$Chen Volkes", Wer die 
Frente POLISARIO unterstüto;en möchte, kann Mitglied dieser 
Frt:undscllafugesellschaft werden. 
Weitere Informationen sowie Plallfonn, Satzung und Beitrittser­
klärung sind erhältlich bei: Ooris Lenkeit, Blcidlef5tr, 24, 2800 
Bremen I. Dort kann aueh du seit November 1980 erscheinende 
Informationsblatt der Freundschaftsgcsellschaft, das Sahara·l nfo, 
bezogen werden. 
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Kurzinformationen 
Südafrika 
Dank "überzeugender Assistenz" von Polizei und siidafrikanischcn 
Wllhlhelfcrn entschieden sich am 4.12.1980 98,7% der Wähle r, also 
nicht mehr ab U% der zukünftigen "Staatsangehörigen" der Ciskci, 
dafür, daß diese nun als 4. Bantus1 .. n die innere Autonomie be­
komme. In südafTikanischer Verfiigungsgewah yerbleibe'ß 11.". Außen­
politik, Armee und sogar der Staatshaushalt, der nur:l;U 25"" von der 
Ciskci abgedeckt werden kann. 
Wegen feh lender Industrie und schlechtester BOOer ;51 die Ciskci -
bei nominell 8% der südafrikanischen BC\'ölkcrung auf weniger als 1'fO 
(voraussichtlich 9.000 qkm) des GCJ;lmltcrritoriums d,~r RSA - völ· 
lig übervölkert. Die Arbcinlosigkcil in dem Banl1ustan beträgt 
25-30%. obwohl schon 2/5 sciru:r ca. 2 Mio "Bürger" dßcr Arbeit in 
der RSA nachgehen, wo sie 9:'% der jährlichen Lohndnkommen der 
Ciskei verdienen. Das Bruttosozialprodukt pro Kopf liegt. bei etwa 
6:.0 D~1. Nicht einmal der Internationale Währungs fond hält die 
Ciskei rur ökonomisch lebensfähig. 

Angola 
Vor dem Hintergrund fortgesetzter und \'erstärkter südafrikanischer 
Aggressionsakte gegen das Territorium der Volksrepublik Angola 
hielt deren AVlilltgarde·Partei, die MPLA·Partei der Arbeit, vom 
17.-23_ Ikzember 1980 ihren I. außerordentlichen Parteitag ab. Im 
Mittctpunkt der Berawngen stand eine Bilanzierung auf zwei Gebie­
ten, zum einen des politisch·ideologischen Aufbaus der Panei seit 
dem ernen ordendichen Parteitag 1977, zum anderen auf wirtschaft· 
liehem Gebiet, also der Entwicklung der materiellen Basis für den 
sozialistischen Aufbau. 
Trotz: enormer Schwierigkeiten, einer Anz:ahl von S(:hwächen und 
Fchlern verzeichneten die Berichte beträchtliche Erfolge. So stieg 
z.B. das Produktionsvolumen in einigen Industriebereichen rasch an, 
beim Diamantenbergbau sogar um 400% in den \'ergangeru::n drei 
J ahren, in der verarbeitenden Industrie immerhin um 60%: die Land­
wirtschaft konnte ihre Mechanisierung \lorantrl:iben, ,,'irtschaftliche 
Gesamtplanung und Rechm.mgsfUhrung machten Fonschritte. Oie 
Partei z:ähhe z:um Parteitag 3 1.098 Mitglieder, dan.mtCl' über 40% aus 
den Reihen der Arbdterklasse. 

Namibia-UNO 
An der hartnäckigen Weigerung Südafrikas, unverzügli,;h in Verhand­
lungen mit der Südwenafrikanischen Volksorganisation Namibias 
(SWAPO) tiber einen Waffenstillstand entsprechend dler UN·Sichcr· 
heitu'Ilurerolutionen 43:. und 439 aus dem Jahre 1978 einzul~ten, 
scheiterte die Namibia·Konferenz, die unter Schirm:b.errschaft der 
Vereinten Nationen vom 7.·14. Januar dJ. in Genf stall fand. 
Oic ursprünglich nach Maputo/Mocambique eingerukne Konferenz 
sollte einen letzten Anlauf unternehmen, um konkrel:e Schritte zur 
Verwirkl ichung des zwischen den fUnf Westmächten (USA. Groß­
britannien, Frankreicb., fiRD und Kanada), der SWAPO und Süd· 
afrika prinzipiell ausgehandelten LÖ$ungt~'orschlage$ f<:stzulegen, der 
neben einem Waffenstillstand u.a. eine entmilitarisierte Zone entlang 
der Grenze Namibias zu Angola und Sambia, die Aufstellung einer 
UN·Truppe mit Polizeiaufgaben während der Obergangsperiode und 
den sukzessi\'en Rückzug der südafrikanisehen Besatzungstruppen 
vorsieht (siehe AlB 6f19S0, S. 12·14) 
Die SWAPO halle zuvor klar gemaehl, daß rur sic eine Anerkennung 
des Marionettenregimes der Demokrat ischen Turnhallenaltianz 
(DTA) ah eigenständige Konferenzdelegation nicht in Frage komme, 
da "der aktuelle Konflikt in Namibia zwischen der Besat7.ungsarmee 
des rassisti!cben Südafrika und den Freib.eitskämpfern der SWAPO 
ausgetragen" wird. Die DTA nahm dann nur widerwillig im Rahmen 
einer "om südafrikanischen Generaladministrator in Namibia gelei­
teten Delegation an de r Konferenz teil. 
Die südafrikanische Verzögerungstaktik, mit der zur Verv.'irkliehung 
der sog. internen Lösung Zeit gewonnen werdcn soll, se tl,t offen· 
sichtlich auf ein wieder offeneres Einschwenken der USA auf einen 
Kurs der rigorosen Unte rstützung des Apartheidregimes nach der 
Amttibernahme Ronald Reagans am 20. Januar 1980. Wie die 
Wuhington Post während der ~nfer Konferenz kundtat, benötigte 
R. Reagan zur Verv.·irklichung seiner politischen Vo.rstellungen im 
Südlichen Afrika geradc?u ein Scheitern der Konferenz. Oie SWAPO 
und die Organisation für Afrikanische Einheit (OAU) b.atten ihrer­
seits rur diesen Fall darauf orientiert, in der am 15.1 .1980 begon-
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nenen Namibia·Debatle der UN·Volh·ersammlung auf verbindliche 
Empfehlungen zur Anwendung umfancnder ökonomiseher Sankt io­
nen gegen Südafrika gemäß Kapitel VI I der UN·Charta himuwirken. 

Uganda 
Aus den Wahlen Mittel Dezember 1980 ist erwartungsgemäß der 
Volkskongreß Ugandas (UPe) unte r Milton Obate mit einer Mehrheit 
von insgesamt 66 Sitzen im neuen Parlament hervorgegangen. Auf 
die urikt weulich orientierte Demokratische Partei (OP) unter Paul 
Semogerere entfielen 44 Sitze, während die PatriotHche Be"'egung 
(PM) einen Sitz erhielt. Bericht über gewisse Unregelmäßigkeiten 
während des Wahlgan~ konnten bislang weder be- noch widerlegt. 
werden. 
Oie Rückkehr M. Obotes an die Macht - er ist imwischen als Präsi· 
dent vereidigt worden - wurde möglich, nachdem im Mai 19S0 ein 
MiJ itärkommandorat unler Paulo Muwanga vorübergehend die Macht 
übernommen halte. Welche Orientierung das Land zur Oben~indung 
der tiefen Krise, die nach dem Sturz Idi Amins (siehe AlB :' / 1979, S. 
27·29) eingetreten war, einschlagen wird, ist heute ebensowenis er­
kennbar wie die Antwort auf die Frage, ob Obote das \Ion ihm An­
fang der 60er Jahre unterbreitete Nationalisierun~programm, wel­
ches damals zu seinem Sturz gerUhrt hatte, wieder aufgreifen oder die 
Verv.irklichung anderer Zielsetzungen seiner damaligen "Charta des 
einfachen Mannes" - etwa eine gerechtere Einkommens\'eneilung ­
in Angriff nehmen wird. 

• 
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Tschad- Libyen 
Die bewaffneten Auseinandersetzungen im Tschad. die seit März 
1980 andauerten und ca. 9.000 Tote forderten, fanden am 14. Ik· 
zelJlber 1980 mit der Einnahme der Hauptstadt N'Ojamena durch die 
Streitkräfte der Übergangsregierung unter Goukouni Oueddei und 
die Flucht des ehemaligen Verteidigungsministers Hi!sene Habre 
nach Kamerun ihren Abschluß. Der schnelle Erfolg der Regierungs­
truppen naeb. monatelangem Stellungskrieg hängt. offensichtlich mit 
dem verstärkten Eingreifen Libyens in den Konflikt z:usammen. Ocr 
einlige Journalist, der sich ,,'ährend der Kämpfe in N'Djamena be­
fand, konnte jedoch die in westlichen Medien behauptete massive 
Truppenpräsenz (das Pentagon sprach gar von 7.000 Mann, - rund 
1/4 der libyschen Annee) nicht bestätigen. Oie Obergangsregierung 
des Tschad stellte sich auf den Standpunkt, lediglich militärische und 
humanitäre Hilfe sowie Militärberater aufgrund eines ßeistandsab· 
kommem VOm 15 .6.1980 von Lib~'en crhalten zu haben. Am 6. 
Januar erklllrten sich der Tschad und Libyen berei t, auf eine Vereini­
gung beider Staaten hinzuarbeiten. 
Frankreich, das früher mehrmals im Tschad inten .. eniert hatte, pro­
testierte ebenfalls und verstärkte seine Truppen in der benachbarten 
Zentralafrikanischen Republik. Bemerkenswert war, daß Frankreich 
seinem Schützling 11. Habre nicht zu Hilfe geeilt war. Dies hängt 
möglicherv.·eise damit zusammen, daß es in den Ict:uen 1tlonaten zu 
einer engeren wiruchaftlichen Zusammenarbeit zwischen Frankreich 
und Libyen gekommen war. Am 4. Dezember 19S0 wurde zwischen 
der JlaatJicb.en fran7,ösisclten Ölgesellschaft ELF-Aquitaine und 
Libyen ein Abkommen über Ölbohrungen abgeschlossen. Oie liby­
sche Seite unterzeichnete es allerdings erst Endc Oczember 1980, 
nachdem H. Ilabre geschlagen und es zu keiner französischen Inter­
"ention gekommen war. 
Ein anderer Grund, der gegen eine frantösische Inte .. ,ention sprach, 
lag darin, daß keine legale Regierung im Tschad vorhanden war. die 
um llilfe ersuchen wollte. Oie geplante Vereinigung beider Staaten 
stieß allerdings auch innerb.alb der Uchadischen Regierung auf ..... ider· 
spruch, woraufnin G. Oucddei erklärte, daß mit Libyen noch keine 
formelle Vereinbarung darüber bestehe. 



Israel 
Mitte Januar dJ. büßte die Likud·Rechtskoatition unter Minister­
prii.ident M. Begin durch den Rücktritt des Finanzminiueu Y. 
Hurewit~ und das Ausscheiden seiner Rafi-Paru:i (3 Abgeordnete) 
aus dem Rcgierungslagcr endgültig die Parlamentsmehrhtit ein. Y. 
Hurewit.t ist das 8. Kabinetumitglied, das M:it Begins Amts.antritt 
vom Mai 1977 ausstieg. Die S" .. loppierende Inflat ion (i3~% im Jahr 
1980) und die Unmöglichkeit einer Bewältigung der chronischen 
Wirtschaftskrise ohne Reduzierung des MiJitilretals ,ind die wohl 
wesentlichnen Ursachen rur den Zerfall des Likud-Blocks. M. Begin 
erklärte nun selbst, daß vorgezogene Parlamenuwahlen vor dem vor­
gesehenen November-Termin 1981 nicht mehr zu \'crmciden sind. Sie 
werden für spätestens Juli dJ. erwartet. 
Nach Meinungsumfragen gilt die sozialdemokratische Arbeiterpartei 
unter Vorsitz des ehemaligen Verteidigungsminiuer Shimon Peres als 
klarer favorit dieser Neuwahlen. S. Peres hatte sich auf dem letzten 
Parteitag der Arbeiterpartei vom Dezember 1980 mit 70'f0 Stimmen· 
anteil klar gegen Y. Rahin, den vormaligen ~Iinisterpräsidemen, 
durchsetzen können. Er gilt als Verfechter eines territorialen Kom­
promisses mit dem jordanischen König Hussein - ebenso wie M. 
Begin unter Ausschaltung der Palästinensischen Befreiungsorganisa­
tion (PLO) venteht sich. 

Iran-Irak 
Trotz verschiedener Vennittlungsbemühungen von seiten des frii­
heren schwedischen Ministerpräsidenten Palme, der Mine Januar dJ. 
im Auftrag des Generalsekretärs der Vereinten Nationen in den Iran 
und I rak rei"e, und HOtz dem Vorschlag Saudi Arabiens, das Pro­
blem auf die Tagesordnung der Gipfelkonferenz islamischer Länder 
am 24. Januar dJ. in Mekka zu ,etzen, wird der Krieg zwischen Iran 
Wld Irak mit unverminderter Härte fortgeführt. Nach der "ersuchten 
Gegenoffemive des Iran Anfang Januar dJ. hat der Abnutzungskrieg 
eine Neubelebung erfahren. 
Auch der algerische Vorschlag, den 1975 unterzeichneten Grenz"er­
tr .. g zwischen heiden Staaten ab ersten Schritt auf dem Wege 1:U 
einem Waffenstillstand wieder zu aktivieren (siehe A lB 1/1981, S. 
16ff.), fand kein Gehör. Im Gegenteil: Iraks Präsident Saddam Hus· 
sein bekrHtigte sogar, "die irakisehen Truppen würden sich vom 
Boden des Nachbarlandes erst zurückziehen, ,,·enn Teheran sämtliche 
f orderungen Bagdads anerkannt habe". Au5driickhch erwähnte er 
"die "o11ständige irakische Oberhoheit über den Schall al·Arab sowie 
Änderungen entlang der Nordgrenu beider Länder". (frankfurter 
Allgemeine Zeitung. 8.1.1981) 

Persischer Golf 
:'1lt lI ilfe seiner lokalen Statthalter "ersuchte die USA seit Jahren 
"crgeblich die Länder des Weltadälzentrums am Per~ischen Golf in 
P~kt~ystemen zusammenzuschließen. Kein Erfolg ",ar auch den Vor­
,chlä\len der ,ergangenen zwei Jahre seitcns des Oman (Sicherheits· 
.. y~tem für die Schiffahrt im Golf und in der Straße von Hormuz) 
und des I rak (Gründung einer .... rabischen SicherheitsSlreitmacht 3m 
Golf mit gemeimamen militarischem Oberkommando) beschieden. 
Der Amg-,mg der neueSten Initiali"e, diesmal aus Saudi Arabien, ist 
noch offen. Mit der Hauptstoßrichtung gegen die iranische Revolu­
tion sowie ge~n jegliche demokratische Oppositiombewegung der 
Region wird nun unter den Regimes in Bahrein, Kuweit. Oman, 
Qatar, Pakinan IOwie den Scheichtümern am Golf ein saudiarabi· 
«;her "Sicherheitsplan" - vom Iran und Irak bereits abg<:Jehnt -
diskutiert: "Vm Ruhe und Ordnung aufrecht ~u erhalten empfiehlt 
Saudi Ar .. bien umfauende Zusammenarbeit auf der Ebene der Poli· 
7.ei· und innerer Sicherheitskräfte unter den betroffenen Ländern 
anst .. tt eines inte!!ficnen Militärpaktes." Während man dic Betrof· 
fenen 7U Itärkeren militärischen Hochrüstungsa'l!tren~ngen auffor· 
dert, "'erden ,.Militärbündnine und Vcrteidigungsabkommen der 
Lander der Region mit fremden ~liichten" abgelehnt. Angesichu dcs 
Volksauhtandes zum Jahreswechsel 1979/80 in Saudi Arabien (siehe 
AlB 7-8fl9801 sichen das saudisehe Regime seine Bcreits-chaft zur 
]l:emeiroamen .. Verbrecherbekämpfun~" 1:U, wobei es insbesondere 
um die Abwehr der "Bedrohung durch lokale oder importierte 
Sabotage" gehe. (The Middle East, London, Januar 1981, S. 16-17) 
Wie ein Sichcrheits,y~tem im Intere.sc der Völker der Golfregion 

aussehen könnte, zeigt de r Vorstoß Leonid Breshnews während sei· 
nes Indien-Besuches vom 8 .-11.12.1980: "Wir schlagen den USA, 
den anderen westlichen Mächten. China, Japan, allen Staaten, die 
daran interessiert sind, vor", so der sowjetische Vorschlag, "sich über 
folgende gegenseitige Verpfl ich tungen 1:U einigen: 
• Keine ausländischen Militärnützpunkte in der Golfregion und auf 

anliegenden Inseln zu errichten; dort keine Kernwaffe n oder ir­
gendwelche anderen Massenvernich tungsmillel7.U stationieren; 

• keine Gewalt gegen Länder der Golfregion an1:uwenden oder anzu· 
drohen, sich nicht in ihre innere Angeleg<:nheiten einzumischen; 

• den von den Staaten der Golfregion gewählten Status der Nicht· 
paktgebundenheit zu respektieren; sie nicht in Militärgruppierun· 
gen unter Beteiligung kernwaffenbesit1:ender Mächte ein1:ube· 
1:iehen; 

• das sou" eräne Recht der Staaten dieser Region auf ihre Natur­
reichtümer 1:U achten; 

• keinerlei Hinderni sse oder Gefahren für den normalen Handel und 
die Nutzung der Seewege zu schaffen, die die Staaten dieser Re· 
gion mit anderen Ländern der Welt verbinden. 

Wir sind der Ansicht, daß eine derartige Vereinbarung, an der sich 
natürlich auch die Staaten dieser Region selbst vollberech tigt beteili­
gen würden, ihren ureigensten Interessen entspäche:' (Sowjetunion 
heute, Köln, Nr. 1/198 1, S. 11) 

China 
Seit dem 11.11.1980 läuft in Peking der Pro1:eß gegen die sog. "Vie· 
rerbande" um die ~fa()-Witwe Tschiang Tsching. Die Anklage wirft 
ihr konterrevolutionäre Verbrechen und politische fehler, Ver· 
schwörung gegen Regierung und Partei vor und geißelt die unter Mao 
eingeleitete Kulturrevolution als vollkommen negative Periode. Dem 
hielt Tschiang Tsching entgegen, daß die deruitige Partei führung 
ver~uche "Olina auf einen revisionistischen und kapitalistischen Weg 
fUhren 1:U wollen'". (frankfurter Allgemeine Zeitung, 30.12.1980) 
Im Zusammcnhang mit dem Pro1:eß wird die gleitende Entmachtung 
dcs Vor&it1:enden der KP Chinas Bua Guofeng betrieben, der schon 
am 10.9.1980 sein Amt als Ministerpräsident verlor. Offenbar be­
~Iehen Beriihrungspunkte1:wischen Tschiang Tsching und Bua Guo· 
feng U.a. hinsichtlich des S()CrreM gegen eine zu weitgehende öff· 
nung gegenüber dem Auslandskapital und der Belebung des privat· 
wirtschaftlichen Scktors. Diese Linie, ausgefiihrt im Beschluß über 
die Mordernisierungen in China "on 1978 (vgl. AlB lfl980. S. 
11· 13), geht auf den derLeit dom inierenden KPCh·Flügel um Deng 
Xiaoping 1:uTÜck, der sich von dem "Viererbande"-Prozeß eine 
Stärk.ung seiner Position verspricht. 

Guayana 
Die Parlamenl$wahlen in Guyana, die bereits 1978 fallig waren, 
führten hm 15.12.1980 zu einem Erfolg der RegierunS$partei. Sie, 
die Nationale Kongreßpartei (PNC) erreichte 77,6% der Stimmen 
W"Id 41 der 53 Sit~e. Die marxillische Fortschrittliche Volkspartei 
(PPP) unter Oleddi Jagan erreichte 19,:' '" und 10 Sitze, d.h. 4 Sitze 
weniger als bei den Wahlen 1913. Die rechte Vereinigte Kraft (Uf) 
erreichte 2,9% und 2 Sitze. 
Der seitem der PPP erhobene Vorwurf der massiven Wahtnilschung, 
wie sie bereits $Cit dem Maehtantrill der PNC·Rcgierung im Jallre 
1964 betrieben wurde, wurde auch \'on einer Beobachtergruppe aus 
Großbritannien und den USA bestätigt. 
Die kleinbiirgerlich·reformistische Regierung Burham, die jahrelang 
eine antiimperialistische Politik verfolgt hatte, sieht sich seit 1976 
wachsenden ökonomischen Sch ..... ierigkeiten gegenüber. Dies führte 
dazu, daß die Regierung sich mehr und mehr in die Abhängigkeit des 
Auslandskapitals begab, zwei Anleihen beim Internationalen Wäh· 
rungsfonds aufnahm und die Krisenlasten auf die Werktätigen ab­
waI1:te. Um die dadurch entstehenden s01:iaJen und politischen Aus­
einandersetzungen einzudämmen, griff die Regierung immer mehr 1:U 
autoriläten Maßnahmen. Sie verschärf tc außerdem die Rassenpro­
bleme 1:wischen der Bevölkerung afrikanischcr Abstammung, auf die 
sie sich stÜtzt. und indischer Abstammung, die hinleI' der PPP nehen. 
In diesem Zusammenhang ist auch die Ennordung Walter Rodneys 
im Juni 1980 1:U sehen. Er war der Führer der linken AlIian1: des 
Werktätigen Volkes (WPA), der es gelungen war Einfluß unter 
schwarzen Arbeitern zu erlangen (siehe AlB 4/ 1979, 7-8/1980). 
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Waffenexportbclom Bonns i •• die Dritte Welt 
Seit im Dezember 1980 ruchbar wurde, daß die Bundesregierung 
der Kieler Howaldswerh die Genehmigung zum Bau zweier U· 
Boote für die Marine der chilenischen Militärjun ta ,:rteilt hatte, 
hagelte es Portcste. Als dann der Spiegel in seiner Nr. 1·2/198 1 
enthüllte, daß Bundeskanzler Helmut Schmidt bereiu entschei· 
dungsreife Abmachungen mit Saudi Arabien über die U derung vOn 
300 Leopard- II ·Kampfpanzem get roffen habe, wurde klar, daß es 
bei der bundesdeutschen Waffcnexportpraxi, um we"~nt[ich mehr 
geht als um moralisch verwerfliche Einzelgeschäfte an das eine oder 
andere Regime, das die Menschenrechte mit Füßen tritt. 
Bei der gegenwärtig ~oll entbrannten Debatte handelt es sich um 
nicht mchr und nicht weniger als um einen großangcleuten Versuch 
der Bonner Führungskrei5C, d ie im Kriegswaffenkontmllgesetz und 
im Außcnwirtschafugeseu fengeschriebenen restriktivcn Grund­
satze für den Waffenexport, an denen bisher noch ve rbal feitgeha[· 
tcn worden war, nunmehr endgültig über Bord zu werden. Hattc 
bisher die Bestimmung Gcsctzellc.raft, wonach Wa~fen nicht in 
Spannungsgebiete geliefert werden dürfen. so wollen der Kanzler, 
SPD·Vize Wischnewski, Oppositionsführer H. Kohl, Außenminister 
H.D. Genscher und andcre Vertreter der etablierten f·llltien jetzt 
am liebsten nur noch das jeweils nach ihrem Gutdünken definierte 
"nationale Interesfe" gelten lassen. 
Die Fürsprecher des Rüstungskapitals trommeln sch'Jn lange rur 
eine liberalere Handhabung der Waffenexportpraxis. flereit, am 3. 
November 1980 brachte die großbiirgerliche FrankIurter Allge· 
meine Zei tung das eigenartige Argument, es ge lte. "lllm emalb der 
derzeit noch (1) herrschenden geset~l ichen Regelun~in zum Waf· 
fenexport jene Passagen auszumerzen, die in der Praxis ganz nach 
Bedarf gummibandartig eng oder weit ausgelegt werden. Das be­
trifft vor allem den häufig strapazierten Bcgriff des 'Spannungs' 
gebietes'." Als ob fortgesetzter Gefetzesbruch ein Grund wäre, das 
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bislang Verbotene zu legalisieren. 
Der in der Debatte um das anvisierte Geschaft mit den Sauds zum 
Vorschein gekommene Exponwaffcn·Eisberg enthüll t die galUe 
taktische Vordergriindigkeit. die im Spiel ist, wenn d.ie Bundesre· 
giCTUng seit einiger Zeit kaum eine Gelegenheit verstrei ehen läßt. in 
der internationalen Szene die wachsende MilitariJierung der Dritten 
Welt anzuprangern, fe lbu aber kräft ig an der RüstunlllSPirale mit· 
zudrehen. Noch vor der UN·SondcrvoUversammlun~ im letzten 
September forderte tI .D. Genscher lauthals ein interna!ionale5 
Register, "damit die Weltöffentlichkcit fehen kann, wer Waffen 
liefert und wer Werke des Friedens in der Dritten Welt leistet". 
Bereits in scinemJahrbuch 1979 hat das renommierte Stockholmer 
Friedensforschungsinstitut SIPR I der Bundesrepublik bescheinigt. 
zunehmend den "Rang eines Großwaffenexportlandcs" einzuneh· 
men. In den Jahren zwischen 197!i und 1979 expor'ierte die Bun· 
desrepublik Kriegsmaterial im Werte von fast 6 Mrd DM, wie 
Staatssekretär \'on Würzen vom AUliwänigen Amt jecH zugegeben 
hat. Im internationalen Vergleich wies der Waffenexpon der BRD 
die höchsten Steigerungsraten auf. Auf diese Weise katapultierte sie 
sich von einem relativ niedrigen Ausgangsniveau auf ,~ine Größen· 
ordnung, die bereits [977 an den Vmfang der britischen Rüstungs­
exporte heranreich te. Sie in eingangs der 80er Jahre auf Platz " der 
westlichen Waffenexporteure hinter den USA. Frankreich und 
Großbritannien vorgerückt. 
Der von offizieller Seite gerne eneugte Eindruck, d ie BRD expor-

tiere Waffen überwiegend in NA TG-Partner·Länder. trügt. 70% alle r 
von den wcstdeul$chen Konzernen mit oder ohnc Rückendeckung 
der Regierung ins Ausland geschafften Kriegsmaterialien gehen in 
Länder der Dritten Welt. Die größten Antei[e hiervon entfielen in 
den Jahren 1976/78 auf den I ran, Argentinien. Saudi Arabien, 15-
rael und Nigeria. Besondere Exporuch[ager in dcr zweiten Hilf te 
der 10er Jahre waren ncben Kriegsschiffen (U·Boote. Schnellboote, 
Fregatten u.a. nach Ekuador, Kolumbien, Peru. Venezuela, Argen­
tinien. Ghana, Malawi, Nigeria und Malaysia) Hubschrauber. Flug· 
abwehhysteme und Panzcrabwehrlenkwaffen (u.a. in diverfe 
Länder des Nahen und Mittleren O,ten, darüber hinaus auch nach 
Brasilien. Chile, Indonesien, Nigeria und Sudan). Sollte das jetzt 
diskutierte PalUergeschäft mit Saudi Arabien über die Bühne gehen. 
bekäme der gesamte WaffenhandeL eine ganz neue Dimension. 
Daß die herrschenden Kreise gerade in der gegenwärtigen Situation 
einen Anlauf machen, mit dem die letzten Reste restriktiver Ex· 
portbestimmungen liquidiert werden sollen, muß auf folgendem 
Hintergrund gesehen werden. In einer Phase des Obergangs der 
westlichen Führungsmacht USA zur Konfrontation glaubt auch 
Bonn, einen Beitrag zur SystemJicherung in den wichtigsten Krifen­
regionen übernehmen zu müssen. Getreu der Maxime westlicher 
"Arbeimeilung" ließ das Auswärtige Amt verlauten, ein Waffen· 
geschart wie das mit Saudi Arabien müne unter dem Aspekt der 
"westlichen Globalstrategie zur Eindämmung der sowjetischen 
El<pansiOnlpolitik" in diesem "sensiblen Gebiet" gesehen werden. 
Es versteht sich fast von selbst, daß damit auch eigenständige Ex· 
pansionsansprüche verbunden sind. 
Zupaß komml den Befiirwortern eines neuen WaffenexpOTtbooms 
auch die gegenwärtig ökonomische Kri5Cnlage, die sich u.a. damit 
ankündigte, daß die bundesdeutsche Zahlungsbilant ab 1979 erst· 
malig seit Beginn der !iOcr Jahre ins Defizit gerutseht ist und im 
Augun 1980 auch die Handelsbilan~ erstmalig negativ abschloß. 
was die Exportstrategen mit Alarmrufen auf den Plan rief. Freilich 
ist das "Argument", mit Waffenexporten langfrinig Arbeitsplätze 
sichern zu können, hinten und ,'ome alles lUldcre als hieb· und 
stichfest . Kun vor seinem Sturz hatte das iranische Schah·Regime 
mit Bonn noch ein Abkommen über die Lieferung von V·Booten 
des Typs 209 (der jetzt an O1.ile geliefert werden soll ) im Gesamt­
wert von I Mrd DM geschlossen. Was bringt es fiir die Sicherhei t 
von Arbeitsplätzen, heute Geschäfte mit Unterdriickerrcgimei zu 
schließen. die morgen schon annuhen werden können, weil die 
Vertragspartner von einer Volksbewegung hinweggcfegl werden? 
Zu Recht weist die IG Metall deshalb im Falle der V-Boot·Liefe· 
rungen an Olile darauf hin. daß ~ bei al[em Verständnis fiir die 
Arbeitsplatzsorgen der Werftarbeiter ~ wirtschaftliche Probleme 
nicht gelöst werden können auf Kosten eines Volkes, da.s einen 
sch ..... ierigen und opferreicben Kampf gegen eine faschisti.>ehe Dik· 
tatur führt. Alfons Fr:ach, Vertrauenskörpervorsitzender bei der 
Kieler Groß ..... erft ~on HDW fragte: "Wenn wir heute ja sagen zu 
U·Booten fiir die Faschisten in Chile. wann werden wir dann ja 
sagen zum Bau neuer Gaskammern in unserem Land?" 
Die zitierten Stimmen zeugen davon, daß in den GeweTkschaften 
ein Bewußtfein wächst rur die ganze Fragwürdigkeit der herrschen· 
den Plädoyers für d ie RüstungsCl<porte. Es könnte ~ zusammen mit 
der breiten Ablehnung, auf die die U·Boot· und Pan1/.erlirferungen 
in großen Teilen der Sozialdemokratie, der Kirche und in anderen 
gesellschaft lichen Organisationen gestoßen sind ~ die Grundlage 
daflir abgeben. auf der die antiimperialistis~he Solidarit4tsbewc­
gung dieses Landes jene Kräfte entfalten bnn, die gebraucht wird, 
um den Herrschenden das Geschäft mit dem Tode zu versalzen. 




